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73. Sitzung 

Bonn, Mittwoch, den 29. November 1995 

Beginn: 13.00 Uhr 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Liebe Kolleginnen 
und Kollegen! Die Sitzung ist eröffnet. 

Ich rufe den Tagesordnungspunkt 1 auf: 

Befragung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung hat als Themen der Kabi-
nettssitzung erstens „Privatisierung von Flughäfen 
und Verkauf von Bundesanteilen", zweitens „Ver-
ringerung von Beteiligungen des Bundes - Fo rt

-schreibung 1995" und drittens „Verbesserung der 
Beschäftigungssituation Schwerbehinderter im 
öffentlichen Dienst des Bundes" mitgeteilt. 

Das Kabinett hat sich außerdem mit dem Antrag 
der Bundesregierung „Deutsche Beteiligung an den 
militärischen Maßnahmen zur Absicherung des Frie-
densvertrags für Bosnien-Herzegowina" befaßt. Über 
diesen Antrag werden wir morgen beraten; das ist 
heute also nicht Gegenstand der Befragung. 

Das Wort  für den einleitenden Be richt hat der Bun-
desminister für Verkehr, Matthias Wissmann. 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Das Bundeskabinett hat sich gestern mit Berichten 
des Bundesfinanzministeriums und des Bundesver-
kehrsministeriums zur Verringerung von Beteiligun-
gen des Bundes befaßt, auf die ich gleich noch näher 
eingehen werde. 

Des weiteren hat sich das Kabinett mit der Beschäf-
tigung Schwerbehinderter im öffentlichen Dienst 
des Bundes befaßt. Nach dem Be richt von Bundesar-
beitsminister Norbert Blüm lag die Beschäftigungs-
quote des Bundes für Schwerbehinderte Ende Juni 
1995 bei 6,7 Prozent. Die Bundesregierung hat mit 
Genugtuung zur Kenntnis genommen, daß der" Bund 
damit Mitte 1995, wie bereits im Jahre 1994, die 
Beschäftigungspflicht für Schwerbehinderte wieder 
erfüllt. Die Quote ist gegenüber dem Vorjahr um 
0,3 Prozentpunkte gestiegen. Die Bundesregierung 
will ihre Bemühungen fortsetzen, diesen Stand der 
Beschäftigung Schwerbehinderter zu halten. 

Ein weiteres Thema - Frau Präsidentin, Sie haben 
es eben angesprochen - waren die Folgerungen aus  

der Friedensvereinbarung für Bosnien. Hierzu wird 
der Bundesaußenminister, wie Sie wissen, morgen 
eine Regierungserklärung abgeben. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, Bundeskanzler 
und Bundeskabinett haben BMF und BMV im Rah-
men der Vorlage des Berichts „Verringerung von 
Beteiligungen des Bundes - Fortschreibung 1994" 
beauftragt, die Prüfung des von der Haushaltsord-
nung geforderten „wichtigen Bundesinteresses" bei 
Beteiligungen des Bundes unter Anlegung strenger 
Maßstäbe fortzusetzen und eine weitere Verringe-
rung von Bundesbeteiligungen vorzubereiten. 

Die jetzt vorgelegte „Fortschreibung 1995" und die 
darin vorgeschlagenen Maßnahmen tragen der Ziel-
setzung „schlanker Staat" in hohem Maße Rech-
nung. Der Staat soll sich nach Überzeugung der Bun-
desregierung auf den Kern seiner Aufgaben konzen-
trieren. Er soll sich aus unternehmerischer Betäti-
gung zurückziehen, die P rivate effizienter und besser 
erledigen können oder für die es keine zwingenden 
Gründe gibt. 

Die „Fortschreibung 1995" bestätigt zudem die 
konsequente Weiterentwicklung der Privatisierungs-
politik des Bundes. So wurden seit der „Fortschrei-
bung 1994 " zehn Bundesbeteiligungen mit einem 
Volumen von 1,2 Milliarden DM vollständig und eine 
weitere, die Deutsche Lufthansa, teilweise veräußert. 
Diese Politik wird, wie Sie wissen, liebe Kolleginnen 
und Kollegen, auch vom Internationalen Währungs-
fonds, von der OECD, dem Sachverständigenrat und 
der Monopolkommission gestützt. 

Die Privatisierungsschwerpunkte der Zukunft sind 
die weitere Umsetzung der Post- und Bahnreform 
sowie die vollständige Privatisierung der Lufthansa. 

Darüber hinaus wird der Bund seine Anteile an 
den beiden Wohnungsbaugesellschaften Gemein-
nützige Deutsche Wohnungsbaugesellschaft und 
Frankfurter Siedlungsgesellschaft, FSG, veräußern. 
Dabei werden - ich betone dies - die Anteile veräu-
ßert  nicht die Wohnungen. Die Gesellschaften wer-
den weitergeführt. Die Vertragsverhältnisse zwi-
schen den Gesellschaften und den Mietern bleiben 
von dieser Privatisierung unberührt. Die Belegungs-
rechte sind gesichert. 
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Eine Privatisierung bzw. Verringerung bestehen-
der Beteiligungen ist - zum Teil noch in der laufen-
den Legislaturperiode - bei zahlreichen Unterneh-
men beabsichtigt. Dies gilt - ich nenne die Unterneh-
men - für die Autobahn Tank & Rast AG, für die Bun-
desanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, für die Deut-
sche Baurevision AG, für die Deutsche Siedlungs- 
und Landesrentenbank, für die Gästehaus Peters

-berg GmbH, für die Mon Repos Erholungsheim 
Davos AG, für die Neckar AG sowie für weitere 
Unternehmen aus den Bereichen Verkehr und Ban-
ken. 

Ein Schwerpunkt der Weiterentwicklung der Pri-
vatisierungspolitik wird auch in der Überführung von 
öffentlichen Aufgaben in privatrechtliche Organisa-
tionen mit der Zielsetzung der Aufnahme p rivaten 
Beteiligungskapitals liegen; nach den Beispielen 
Deutsche Bahn AG, Post-Nachfolgegesellschaften 
oder Bundesdruckerei GmbH. 

Wenn nationale und internationale Institutionen 
eine stärkere Privatisierung in Deutschland einfor-
dern, ist damit nicht nur die Ebene des Bundes ange-
sprochen; eindeutige Adressaten sind vielmehr Län-
der und Kommunen. Ich wiederhole daher den 
Appell des Bundesfinanzministers an Länder und 
Kommunen, ihr Privatisierungstempo in eigener Ver-
antwortung zu erhöhen und dem guten Privatisie-
rungsbeispiel des Bundes zu folgen. 

(Zuruf von der SPD: Großer Gott!) 

Dabei verkenne ich nicht den Privatisierungserfolg 
dieser Gebietskörperschaften in Einzelfällen. 

Auf der Grundlage der sozialen Marktwirtschaft 
bleibt es eine gesamtstaatliche Aufgabe,, die Bedin-
gungen für private Initiative und für mehr Wettbe-
werb weiter zu verbessern und auch durch Privatisie-
rung einen Beitrag zur Reduzierung der Staatsquote 
zu leisten. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das Bundeskabi-
nett hat zudem wegen der Komplexität des Sachver-
haltes das Thema Privatisierung von Flughäfen und 
Verkauf von Bundesanteilen gesondert behandelt 
und zustimmend zur Kenntnis genommen. Der 
Bericht zeigt Lösungsmöglichkeiten für eine mittelfri-
stige Entstaatlichung auch auf dem Flughafensektor 
auf, die ich im Interesse von noch mehr privater 
Initiative und Wettbewerb konsequent voranbringen 
möchte. 

Aus der Sicht des Bundes sind die Voraussetzun-
gen für eine Privatisierung bei den Flughäfen Ham-
burg und Köln/Bonn erfüllt. Beide Unternehmen 
sind wirtschaftlich konsolidiert und können ihre wei-
tere Entwicklung aus eigener Kraft bestreiten. Bei 
den drei übrigen Flughafenbeteiligungen des Bun-
des - Frankfurt/Main, München und Berlin - sind die 
Voraussetzungen aus einer Vielzahl von Gründen 
derzeit noch nicht gegeben, zum Teil aus wirtschaft-
lichen Gründen, zum Teil aus Gründen übergeordne-
ter Verkehrspolitik. 

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren, wir 
werden als Bundesregierung bei der Einleitung der 
Privatisierung der Bundesanteile an den Flughafen-

gesellschaften Hamburg und Köln/Bonn auf die 
Wahrung der verkehrspolitischen Anliegen - unter 
anderem bezüglich der Bundesstadt Bonn - ebenso 
achten wie auf die Interessen der Beschäftigten. 
Damit sichern wir die Position der deutschen Flughä-
fen im internationalen Luftverkehrsmarkt auch bei 
dem angestrebten Einsatz p rivaten Kapitals. 

Frau Präsidentin, ich bedanke mich für die Auf-
merksamkeit und das Interesse. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke schön, Herr 
Minister. Als erster Fragesteller Klaus Hasenfratz. 

Klaus Hasenfratz (SPD): Herr Minister, teilen Sie 
erstens unsere Auffassung, daß die Erlöse aus der 
Lufthansa-Privatisierung dem Einzelplan 12 anstatt 
dem Einzelplan 60 zufließen müssen, nachdem die 
Belastungen aus der VBL-Leistung dem Einzelplan 12 
zugetragen werden? Derzeit kommen also die Aus-
gaben aus dem Einzelplan 12, und die Einnahmen 
fließen dem Einzelplan 60 zu. Das halten wir für nicht 
gerechtfertigt. 

Zweitens. Ist es richtig, daß die für 1995 aus der 
Lufthansa-Privatisierung erwarteten Haushaltsein-
nahmen in Höhe von 1,25 Milliarden DM ausgefallen 
sind und sich somit als Luftbuchung für den Haushalt 
1995 erwiesen haben? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Minister. 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Erstens, Herr Kollege Hasenfratz: Entscheidend ist 
nicht, welchem Einzelhaushalt die Einnahmen aus 
der Privatisierung zugeführt werden, sondern daß 
auch aus Privatisierungseinnahmen mittelfristig der 
Spielraum für Investitionen des Bundes im Ver-
kehrsbereich erhöht wird. Dies können Sie ja bereits 
in bezug auf den Haushalt 1996 feststellen; anson-
sten wären wir zu sehr viel größeren Einsparungen 
gezwungen gewesen. 

Zweitens. Wir haben bei der Privatisierung der 
Lufthansa ohnehin einen über ein Jahr hinausgehen-
den Zeitraum im Blick gehabt, und wir gehen davon 
aus, daß wir die Gesamtoperation der Privatisierung 
der Deutschen Lufthansa erfolgreich abschließen 
können. Wir nehmen im übrigen an, daß wir auch 
durch die Privatisierung die erfolgreiche Geschäfts-
politik der Lufthansa in den kommenden Jahren stüt-
zen werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage? - 
Nein. Dann ist der nächste Fragesteller Herr Ibrüg-
ger. 

Lothar Ibrügger (SPD): Erstens, Herr Minister: Mit 
welchen Einnahmen für den Haushalt 1996 aus dem 
Verkauf von Aktien des Bundes an der Deutschen 
Lufthansa rechnen Sie? Zweitens: Wie stellen Sie 
sicher, daß der nach dem Recht der Europäischen 
Union geforderte Mehrheitsanteilsbesitz von Anteils-
eignern in der Europäischen Union auch gewährlei-
stet wird, so daß die Eigentumsstruktur der Deut- 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 73. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. November 1995 	6369 

Lothar Ibrügger 
schen Lufthansa auch dann dem europäischen Recht 
entspricht, wenn der Bund seinen Anteil erheblich 
reduziert haben wird? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, Sie werden sicher verstehen, daß es 
leichtfertig wäre, die Einnahmen durch die Privatisie-
rung der Lufthansa jetzt mit einer bestimmten 
Summe zu beziffern. Wir würden damit nur Spekula-
tionen am Kapitalmarkt auslösen, die wir alle 
gemeinsam sicher nicht verursachen sollten. Wir alle 
freuen uns darüber, daß es durch die erfolgreiche 
Luftverkehrspolitik und die erfolgreiche Privatisie-
rungspolitik der Bundesregierung, durch das 
deutsch-amerikanische Luftverkehrsabkommen und 
durch die eigenen Anstrengungen der Lufthansa 
gelungen ist, in den beiden letzten Jahren zu einer 
erheblichen Steigerung des Wertes der Aktie der 
Lufthansa zu kommen. Wir gehen davon aus, daß 
wir, wenn wir die weiteren Schritte zur Privatisierung 
tun, auf der Basis solcher Aktienkurse erhebliche 
Erlöse erzielen werden. 

Zu der Problematik des Eigentümernachweises, 
die Sie in Ihrer zweiten Frage angesprochen haben, 
kann ich nur sagen, daß wir jetzt zügig die Ergeb-
nisse eines entsprechenden Rechtsgutachtens vorge-
legt bekommen werden. Das Rechtsgutachten 
sichert, daß wir auf der einen Seite den Regeln der 
Europäischen Union über den Eigentümernachweis 
entsprechen und auf der anderen Seite trotzdem zu 
einer vollständigen Privatisierung der Lufthansa 
kommen werden. Das Gutachten wird gegenwärtig 
in einer interministeriellen Arbeitsgruppe vorberei-
tet; das Ganze wird zügig abgeschlossen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächste die 
Kollegin Ferner. 

Elke Ferner (SPD): Ich möchte noch einmal nach-
fragen. Herr Minister, Sie haben gesagt, Sie wollen, 
um keine Spekulationen am Kapitalmarkt auszulö-
sen, jetzt keine konkreten Summen nennen. Aber 
irgendwie muß die Bundesregierung ja doch zu 
einem Ergebnis gekommen sein; denn im Haushalts-
entwurf 1996, der ja beschlossen worden ist, ist im 
Einzelplan 60 - zwar unter Hinzunahme der Neckar 
AG, der Tank & Rast und der Lufthansa - immerhin 
ein Betrag von 1,9 Mil liarden DM ausgewiesen. 
Irgendwie müssen Sie ja auf diese Summe gekom-
men sein. Ich nehme einmal im Sinne der Haushalts-
wahrheit und Haushaltsklarheit nicht an, daß Sie 
irgendeine Zahl wild aus der Luft gegriffen haben. 

(Zuruf vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN: 
Doch! Doch! - Heiterkeit bei Abgeordneten 
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 

GRÜNEN) 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Wir können, Frau Kollegin Ferner, aus den Gründen, 
die ich Ihnen genannt habe, über die gemachten 
Angaben hinaus keine neuen Angaben machen. Wir 
würden sonst nur Spekulationen an den Kapital-
märkten hervorrufen, die wir mit Rücksicht auf die 

Lufthansa und ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
auf keinen Fall verursachen wollen. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Die Frage ist, was jetzt 
mehr Spekulationen auslöst: die Antwort 

oder die Nicht-Antwort!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Als nächster der 
Kollege Jung. 

Michael Jung (Limburg) (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, eben ist das Stichwort Tank & Rast AG 
genannt worden. Können Sie uns bitte sagen, ob es 
in Verfolg eines einstimmigen Beschlusses des Ver-
kehrsausschusses bei der Mittelstandskomponente 
hinsichtlich des Börsenganges bleibt und ob unsere 
Forderung, wonach die zeitliche Abfolge weniger 
wichtig ist als die breite Streuung der Aktien, nach 
wie vor auch von der Bundesregierung vertreten und 
umgesetzt wird? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Jung, ich will  die beiden Punkte, die 
Sie erwähnen, noch einmal nachdrücklich unterstrei-
chen. Sie sind auch von meiner eigenen Überzeu-
gung getragen. Wir haben nicht vor, bei der 
Tank & Rast AG die Tür für Serienanbieter zu öffnen, 
ohne dem Mittelstand eine Chance zu lassen. Ohne 
den Mittelstand wird es auch in Zukunft keinen 
Betrieb der Tank & Rast geben, auch nicht in privati-
sierter Form. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Frau Mattischeck. 

Heide Mattischeck (SPD): Herr Minister, trifft es zu, 
daß nur die Anteile des Bundes an wi rtschaftlich kon-
solidierten Flughafengesellschaften veräußert wer-
den sollen? In welcher Höhe verzichtet der Bund 
damit auf Gewinnerlöse? Kommen mit der Veräuße-
rung der konsolidierten Flughafengesellschaften 
neue Lasten aus den Defiziten der übrigen Flugha-
fengesellschaften, wie etwa München, auf uns zu? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Es kommen keine neuen Lasten durch andere, 
gegenwärtig nicht von der Privatisierung betroffene 
Gesellschaften auf uns zu. Aber klar ist natürlich, 
daß nur jene Flughafengesellschaften für eine 
Privatisierung offenstehen, die eine wi rtschaftlich 
solide Grundlage haben und bei denen es gleichzei-
tig keine übergeordneten luftverkehrsrechtlichen 
Einwände gibt. Dafür bieten sich nach übereinstim-
mender Auffassung des Bundeskabinetts gegenwär-
tig die beiden genannten Flughäfen, Köln/Bonn und 
Hamburg, an. 

Im übrigen ist die Bundesregierung der Auffas-
sung, daß man die Anliegen der Beschäftigten sowie 
die luftverkehrspolitischen Anliegen an diesen bei-
den Standorten auch nach einer Privatisierung wahr-
nehmen kann. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Königshofen. 
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Norbert  Königshofen (CDU/CSU): Herr Minister, 
die neue Landesregierung von Nordrhein-Westfalen 
hat ja Maßnahmen vereinbart, die den Luftverkehr 
eindämmen. So hat sie zum Beispiel Nachtflugver-
bote erlassen. Inwieweit sehen Sie damit Interessen 
des Bundes beim Regierungsflughafen Köln/Bonn 
beeinträchtigt? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Königshofen, die Bundesregierung wird 
die beiden Anliegen, die in Ihrer Frage aufleuchten, 
auch in den kommenden Jahren konsequent wahr-
nehmen: Sie wird auf der einen Seite den Standort 
Deutschland auch in den kommenden Jahrzehnten 
in bezug auf den Luftverkehrsmarkt sichern. 
Gestern hatte ich die Initiative „Pro Luftfahrt" zu 
Gast, deren Vertreter mir 100 000 Unterschriften 
überreicht haben von Menschen, die um den Stand-
ort Deutschland als Luftverkehrsmarkt besorgt sind 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Ach Gott!) 

und die eine Million Beschäftigte repräsentieren. 
Deren Anliegen werden wir auch in einem verschärf-
ten Standortwettbewerb auf keinen Fall vernachläs-
sigen. 

Auf der anderen Seite nimmt die Bundesregierung 
Lärmschutz und Umweltschutz ernst. Wir haben bei-
spielsweise eine bestimmte Generation von Flugzeu-
gen, die Kapitel-2-Flugzeuge, also die ältesten und 
lautesten Flugzeuge, in der Europäischen Union aus 
dem Markt gezogen. Sie können in Deutschland 
nicht mehr starten und landen. Damit nehmen wir 
auch das zweite Interesse, das Sie zum Ausdruck 
gebracht haben, wahr. Wir würden aber keine Politik 
von Landesregierungen mitmachen, die die Existenz 
von Flughäfen mit ihrer enormen wirtschaftlichen 
Bedeutung gefährden könnte. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Jung. 

Michael Jung (Limburg) (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, ist es richtig, daß es schon früher Bundesbetei-
ligungen an anderen deutschen Flughäfen gab, die 
aufgegeben worden sind? Hat es dabei Beeinträchti-
gungen der wirtschaftlichen Weiterentwicklung die-
ser Flughäfen gegeben oder nicht? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Ich kann solche Erfahrungen nicht bestätigen, Herr 
Kollege Jung. Es gibt eine ganze Zahl von Flughäfen 
ohne Bundesbeteiligung, die ohne Beeinträchtigun-
gen betrieben werden. Auch international gibt es 
Flughäfen, an denen es keine staatlichen Beteiligun-
gen gibt und die erfolgreich bet rieben werden. 

Aber, Herr Kollege Jung, ich habe es ja dargestellt: 
Wir machen keine Privatisierungspolitik um jeden 
Preis, sondern wir gehen stufenweise vor, nach 
Abwägung jedes Einzelfalls und immer mit Rück-
sicht auf die betroffenen Beschäftigten und die regio-
nale Situation. So haben wir es auch bei der Flugha-
fenpolitik in den kommenden Jahren vor. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Angelika Graf. 

Angelika Graf (Rosenheim) (SPD): Herr Minister, 
plant die Bundesregierung, mittelfristig alle Bundes-
anteile an Flughafengesellschaften zu verkaufen? 
Wenn dem so ist: Wie will die Bundesregierung dann 
Einfluß auf die Entwicklung der Luftverkehrsinfra-
strukturen nehmen? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Frau Kollegin, wir haben nur für die zwei genannten 
Flughafengesellschaften entschieden, die Privatisie-
rung einzuleiten. Bei den anderen haben wir gesagt: 
Eine Entscheidung kann gegenwärtig nicht getroffen 
werden. Ob sie später getroffen werden kann, muß 
im Lichte der künftigen Entwicklung erwogen wer-
den. 

Klar ist natürlich, daß wir beispielsweise für Ber-
lin/Brandenburg eine solche Entscheidung ange-
sichts der dortigen wirtschaftlichen Situation und 
auch angesichts der offenen Frage des Großflugha-
fens heute nicht treffen könnten, daß wir für Mün-
chen angesichts des dortigen enormen Abschrei-
bungsbedarfs große Schwierigkeiten hätten, eine sol-
che Entscheidung zu treffen, und daß für Frankfurt, 
das internationale Luftdrehkreuz Deutschlands, 
angesichts der offenen Frage der Liberalisierung des 
Bodenverkehrsdienstes eine solche Entscheidung 
nicht anzuraten ist. Wir haben also zwei Entschei-
dungen eingeleitet; die anderen behandeln wir so, 
wie ich es eben angesprochen habe. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Elke Ferner. 

Elke Ferner (SPD): Herr Minister, ich möchte auf 
das zurückkommen, was meine Kollegin Mattischeck 
gefragt hat. Können Sie, da Sie bei den zwei genann-
ten Flughäfen Veräußerungsgewinne erwarten, um 
damit Löcher im Bundeshaushalt zu stopfen, aus-
schließen, daß durch die Flughäfen, die derzeit über-
haupt nicht wirtschaftlich zu betreiben sind oder mit 
den Schwierigkeiten behaftet sind, die Sie selbst dar-
gestellt haben, und durch die Bundesanteile an die-
sen Flughäfen möglicherweise Lasten auf den Bun-
deshaushalt zukommen, die durch Gewinnerlöse der 
Flughäfen, die Sie dann nicht mehr haben werden, 
hätten gedeckt werden können? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Wir haben nicht vor, diese Überlegungen jetzt zu ver-
tiefen, Frau Kollegin Ferner. Daß das Thema unideo-
logisch, parteiübergreifend gesehen werden kann, 
merken Sie daran, daß der frühere sozialdemokrati-
sche Verkehrsminister von Nordrhein-Westfalen vor 
etwas mehr als einem Jahr die Abgabe der Landes-
beteiligungen ebenfalls öffentlich erwogen hat. Das 
zeigt, daß das kein Thema ist, das sich für den partei-
politischen Stellungskampf eignet. 

Vielmehr muß sehr sachlich Einzelfall für Einzelfall 
abgewogen werden, ob eine solche Privatisierung 
verantwortbar ist und welche Erträge sie bringt. Das 
wird in einem Gutachten zu quantifizieren sein. Das 
können wir heute gar nicht endgültig sagen. Ebenso 
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muß abgewogen werden, wie wir die Interessen der 
Region - etwa im Falle Köln/Bonn der Bundesstadt 
Bonn - auch in einem privatisierten Konzept wahr-
nehmen können. Wir gehen dabei sehr sorgsam und 
Schritt für Schritt vor und wissen, daß wir bei den 
beiden Flughäfen hinsichtlich der endgültigen Ent-
scheidung nicht mit einer ganz kurzen Frist rechnen 
können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Günter Oesing-
haus. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, ich habe 
eine Nachfrage zu dem angesprochenen Thema 
Nachtflugverbot. Ist Ihnen bekannt - ich habe schon 
eine entsprechende schriftliche Anfrage an Sie 
gerichtet -, daß die CDU-Fraktion im Rat der Stadt 
Köln mit den Grünen eine Lärmobergrenze für 
Nachtflüge von 75 Dezibel durchgesetzt hat und auf 
der Einhaltung dieser Obergrenze besteht? Sie 
haben damals in Ihrer Antwort gesagt: Sie sehen als 
Anteilseigner keine Möglichkeiten, diesbezüglich 
auf die Kommune einzuwirken. Ich möchte Sie fra-
gen: Welche Auswirkungen hat die Einhaltung die-
ser 75-Dezibel-Grenze auf ein Nachtflugverbot? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, für Köln/Bonn, aber auch für andere 
deutsche Flughäfen kann ich Ihnen nur sagen, daß 
wir hart daran arbeiten. Wir haben im April dieses 
Jahres mit der Herausnahme der alten Kapitel-2- 
Flugzeuge eine klare Entscheidung durchgesetzt, die 
alten und lautstarken Flugzeuge aus dem Verkehr zu 
ziehen. Beispielsweise hinsichtlich Köln/Bonn - da 
geht es insbesondere um bestimmte Frachtgesell-
schaften - drängen wir darauf, daß weitere ältere 
Flugzeuge aus dem Verkehr gezogen werden. 

Eines muß natürlich jede Kollegin und jeder Kol-
lege wissen: Es handelt sich um eine Güterabwä-
gung. Einerseits wollen wir Deutschland - in diesem 
Falle auch Nordrhein-Westfalen - als Standort für 
den Luftverkehrsmarkt im Passagier- und im Fracht-
bereich sichern und eine Verlagerung etwa in die 
Benelux-Länder vermeiden. Dort bestehen attraktiv-
ste Angebote. 

Andererseits haben wir eine Sorgfaltspflicht für die 
betroffenen Bürger hinsichtlich des Lärm- und 
Umweltschutzes, und wir versuchen, beide Gedan-
ken auch im Falle Köln/Bonn zusammenzuführen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt weiß er 
Bescheid!) 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Kollege Horst 
Friedrich. 

Horst Friedrich (F.D.P.): Herr Minister, sehen Sie 
eine Chance für die Bundesregierung, daß gerade im 
Hinblick auf Köln/Bonn von einer Verschärfung des 
Nachtflugverbotes abgesehen wird, weil sich andeu-
tet, daß Frachtfirmen ihren Standort nach Belgien 
oder Luxemburg verlagern, was wiederum zu einem 
Arbeitsplatzexport und darüber hinaus dazu führt -  

das ist nicht nur Nebenprodukt, sondern sehr zu 
bedauern -, daß die Frachten trotzdem in der Nacht 
nach Deutschland kommen, allerdings auf der Straße 
und im Lkw? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Friedrich, wir können uns auf keinen 
Fall angesichts der Herausforderungen für den 
Standort Deutschland, was Arbeitsplätze und wirt-
schaftliche Dynamik bet rifft, eine provinzielle Luft-
verkehrspolitik gestatten, die den Abzug von wichti-
gen Unternehmen sozusagen als Nebensache in 
Kauf nimmt. 

Auf der anderen Seite muß diesen Unternehmen 
auch klar sein, daß in Deutschland wie überhaupt in 
Europa nicht die - ich sage es einmal etwas lässig - 
alten Schlitten eingesetzt werden können, sondern 
hochmoderne treibstoff- und lärmarme Flugzeuge 
verwendet werden müssen. Das Bundesverkehrsmi-
nisterium und die gesamte Bundesregierung versu-
chen, diese beiden Gesichtspunkte immer wieder in 
harten Verhandlungen in Übereinstimmung zu brin-
gen. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Monika Ganse-
forth, bitte. 

Monika Ganseforth (SPD): Herr Minister, eigent-
lich möchte ich von diesem Lieblingsthema Luftver-
kehr - ich könnte aus Hannover von veralteten 
Maschinen einiges erzählen - weg. Sie haben 
gesagt, daß die Bundesregierung, um den Haushalt 
auszugleichen, das Tafelsilber verkauft. Ich habe 
eine Frage zur Neckar AG. Sie haben erwähnt, daß 
auch deren Anteile verkauft werden sollen. 

Das sind sehr viele Anteile, und ich möchte wissen, 
warum kein Bietungsverfahren stattfinden soll. Der 
Bundesrechnungshof hat das bei Veräußerungen in 
dieser Größenordnung vorgeschrieben, zum Beispiel 
beim Verkauf der Bundesanteile der Rhein-Main-
Donau AG. Warum wird bei der Neckar AG davon 
abgesehen, ein Bietungsverfahren stattfinden zu las-
sen? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Uns geht es bei der Neckar AG zum einen um eine 
sachgerechte und zum anderen um eine zügige 
Lösung. Eine solche Lösung können wir wie in ande-
ren Fällen auch nur in Abstimmung mit den beteilig-
ten Landesregierungen erreichen. Um eine solche 
Entscheidung waren wir bemüht; deswegen glauben 
wir, daß wir die Entscheidung in Sachen Neckar AG 
auch ohne Bietungsverfahren sehr wohl verantwor-
ten können. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Jung. 

Michael Jung (Limburg) (CDU/CSU): Herr Mi-
nister, Sie sprachen soeben vom Standort Deutsch-
land und der Konkurrenzsituation der Flughäfen 
untereinander. Sind Sie mit mir der Auffassung, daß 
wir schon ungleiche Startbedingungen haben, wenn 
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zum Beispiel Schiphol die fünfte Sta rt- und Lande-
bahn baut, von der Regierung und den kommunalen 
Gremien vor Ort subventioniert? Denken Sie nicht, 
daß wir angesichts des erheblichen Abzugs des Luft-
verkehrs, insbesondere aus Nordrhein-Westfalen, 
und von expansionswilligen Firmen sehr darauf zu 
achten haben, daß sich dieser Sog nicht verstärkt, 
damit wir nicht weitere Nachteile hinnehmen müs-
sen? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Jung, ich kann Ihre Sorge nur bestäti-
gen. Deswegen habe ich auch davon gesprochen, 
daß eine Politik, die Luftverkehr um jeden Preis 
durch Auflagen verhindern würde, für unseren 
Standort und für Tausende von Arbeitsplätzen außer-
ordentlich gefährlich wäre. Deswegen habe ich auch 
klargemacht, daß ich einer einseitigen Betrachtung 
dieses Themas, wie sie gelegentlich in Resolutionen 
zum Ausdruck kommt, auf keinen Fall folgen würde. 

Ich sage noch einmal: 1 Million Beschäftigte sind in 
und um den Luftverkehr in Deutschland tätig. An 
einem Standort wie Frankfurt befindet sich mit dem 
Frankfurter Flughafen, wenn man alles zusammen-
nimmt, letztlich der größte Arbeitgeber Deutsch-
lands. Eine verantwortliche Politik muß dieses 
Thema in vollem Umfang mit einbeziehen. Es gibt 
inzwischen - Sie haben es gesagt - angesichts einer 
relativ geringen Entfernung einen ha rten Wettbe-
werb. 

Ich habe vor einiger Zeit bei der Einweihung des 
neuen Terminals in Münster einige der verantwortli-
chen Kommunalpolitiker darauf aufmerksam machen 
müssen, daß eine Anbindung dieses regionalen Flug-
hafens auch durch übergeordnete Straßen zwingend 
erforderlich sei und daß ich es ökologisch wie ökono-
misch auf keinen Fall für verantwortbar hielte, dar-
auf zu setzen, zwar ein neues Terminal in Münster zu 
haben, die Menschen dann aber - ohne solche Stra-
ßen - dazu zu bringen, ein paar hundert Kilometer 
weiter in die Benelux-Länder zu fahren. Ich wüßte 
nicht, welcher ökologische Sinn darin bestünde, eine 
solche Straßenanbindung in Münster zu verhindern 
und die Menschen dann weite Strecken mit dem 
Auto zurücklegen zu lassen. Es wäre weder ökono-
misch noch ökologisch sinnvoll. Deswegen teile ich 
die in Ihrer Frage gemachte Bemerkung. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Ich habe zu diesem 
Komplex noch fünf Wortmeldungen vorliegen. Gibt 
es freie Fragen, die danach noch kommen werden? 

(Elke Ferner [SPD]: Eine hätte ich noch!) 

- Außer den fünf genannten kann ich keine weiteren 
zulassen. Danach kommt dann noch eine freie Frage. 
- Herr Konrad Kunick. 

Konrad Kunick (SPD): Herr Minister, Sie haben - 
sicherlich zu Recht - gesagt, Sie wollten einen Veräu-
ßerungserlös für die Lufthansa heute nicht benen-
nen. Das ist vor dem Hintergrund vielfach berichteter 
Hindernisse, die mit der Veräußerung zusammen-
hängen, auch vernünftig. Sie haben gesagt, bei den 

Flughäfen hätten Sie noch kein Wertgutachten. Auch 
da könnten Sie noch nicht sagen, was herauskommt. 
Wenn ich an das Eisenbahnvermögen denke, so liegt 
auch hier sicherlich noch ein weiter Weg vor Ihnen. 
Dies gilt insbesondere dann, wenn man ganz 
bestimmte Summen erreichen wi ll . 

Sie haben auf der anderen Seite im Bundeshaus-
halt 1996 ganz konkrete Beträge, die aus den Veräu-
ßerungen gedeckt werden müssen. Sehen Sie ange-
sichts der vielen Risiken bei den Veräußerungen der 
einzelnen Posten des Bundesvermögens gegebenen-
falls noch einen anderen Weg, zu Einnahmen im 
Bundeshaushalt zu kommen? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Der Staatssekretär 
im Bundesfinanzministerium wird antworten. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, die Daten, 
die im Haushalt 1996 angesetzt sind, sind von diesem 
Haus so gebilligt worden. Der Haushalt ist verab-
schiedet. 

Was weitere Veräußerungsvorhaben angeht, muß 
man die normalen Verfahren abwarten. Das betrifft 
die Privatisierung im Bereich Bundeseisenbahnver-
mögen und in anderen Bereichen, die angesprochen 
worden sind. Hierzu kann jetzt noch nichts konkret 
gesagt werden. Hier müssen die einzelnen Schritte, 
die in den jeweiligen Verfahren vorgesehen sind, 
abgewartet werden. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Zusatzfrage. 

Konrad Kunick (SPD): Wer hat denn die Einzelpo-
sitionen ermittelt, die zu den Beträgen geführt 
haben, die im Haushalt als Einnahmen eingesetzt 
wurden? 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Herr Staatssekre-
tär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, diese Zahlen 
sind im Haushaltsausschuß begründet worden. Sie 
sind von diesem Hause gebilligt worden, zumindest 
insoweit, wie sie den Haushalt 1996 betreffen. 

Was die einzelnen Posten, zum Beispiel Postbank - 
die  Postbank ist in diesem Bereich ein Punkt -, 
angeht, ist zu sagen: Hierzu erwarten wir zu Beginn 
des nächsten Jahres ein Wertgutachten, um die 
Schritte der Privatisierung fortzusetzen. Bisher 
genannte Ansätze sind, zumindest in diesem 
Bereich, Mindestansätze. 

Präsidentin Dr. Rita Süssmuth: Danke. - Frau Reh-
bock-Zureich. 

Karin Rehbock-Zureich (SPD): Herr Minister, ich 
möchte auf die Neckar AG zurückkommen. Warum 
werden die Einnahmen aus der Privatisierung dieser 
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Vermögenswerte nicht in Verkehrsinvestitionen ein-
gesetzt, so daß ein Realtausch stattfinden könnte? 

Eine zweite Frage: Mit welchen Einnahmen rech-
net die Bundesregierung bei dieser Veräußerung? 

(Vorsitz: Vizepräsident Hans Klein) 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Frau Kollegin, Sie wissen, daß es nach geltendem 
Recht eine Zweckbindung nicht gibt. Klar ist natür-
lich, daß durch die weiteren Privatisierungserfolge 
nicht nur Perspektiven für die Konsolidierung der 
Haushalte, sondern auch Perspektiven für die Inve-
stitionspolitik des Bundes aufleuchten. Darum geht 
es dem Bundesverkehrsminister natürlich im beson-
deren. 

Wir werden dem Ausschuß in Kürze über den kon-
kreten Vorgang bei der Neckar AG, soweit das nicht 
schon erfolgt ist, mit detaillierten Zahlen berichten 
können. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Scheffler. 

Siegfried Scheff ler (SPD): Herr Minister Wiss-
mann, nicht Flughafenprivatisierung und nicht Pri-
vatisierung der Neckar AG. Ich komme jetzt zur Pri-
vatisierung bzw. Veräußerung von Eisenbahnerwoh-
nungen. 

Ich frage Sie: Wie verträgt sich die Absicht der 
Bundesregierung, den Wohnungsbestand im Eigen-
tum des Bundeseisenbahnvermögens zu veräußern, 
mit dem Beschluß des Deutschen Bundestages, also 
dem parlamentarischen Willen über die Parteigren-
zen hinaus, den wir mit der Bahnreform vom 
2. Dezember 1993 gefaßt haben? Er lautet: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dafür 
Sorge zu tragen, ... daß die für die Wohnungs-
versorgung der Mitarbeiter der Eisenbahnen des 
Bundes, des Bundeseisenbahnvermögens, des 
Eisenbahn-Bundesamtes sowie der bisher wohn-
berechtigten inaktiven Eisenbahner benötigten 
Wohnungen nicht an Dritte veräußert werden, ... 

Eine zweite Frage: Mit Einnahmen in welcher 
Höhe rechnet die Bundesregierung - - 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege, darf ich 
Sie für einen Moment unterbrechen. - Wir sind 
bereits über die Zeit hinaus. Wir haben noch eine 
ganze Reihe von Fragen. Ich bitte Sie, es, wenn es 
irgend geht, bei der einen Frage bewenden zu las-
sen, weil auch die anderen Kollegen noch drankom-
men wollen. 

Siegfried Scheffler (SPD): Die Fragen sind bisher 
ja zugelassen worden. Ich möchte hier keine Kritik 
äußern. Das steht mir überhaupt nicht zu. Es kommt 
jetzt nur noch eine ganz kurze Frage. 

Mit Einnahmen in welcher Höhe rechnet die Bun-
desregierung für das Haushaltsjahr 1996, und sollen 
diese Einnahmen aus den Wohnungserlösen dem 
Haushalt des BMV zufließen? Denn in einer Antwort  

auf meine schriftlichen Fragen im Oktober hat 
Staatssekretär Carstens mir geschrieben: Einer förm-
lichen Zweckbindung unterliegen diese Mittel nicht. 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege, zunächst einmal kann man sagen, daß 
es bei der Erklärung der Bundesregierung, die im 
Zusammenhang mit der Bahnreform abgegeben 
wurde und die ich hier vor einigen Wochen erneuert 
habe, bleibt. Der soziale Besitzstand der Menschen 
in den Eisenbahnerwohnungen wird gewahrt. Nie-
mand wird wegen der notwendigen Privatisierung 
seine Wohnung verlieren. Diese Zusage habe ich 
auch gegenüber den Gewerkschaften der Bahn, 
unter anderem gegenüber der Gewerkschaft der 
Eisenbahner Deutschlands, abgegeben. Bei diesen 
Zusagen bleibt es. 

Wir gehen auch hier stufenweise vor. Weil wir stu-
fenweise vorgehen, können wir die Einnahmen 
heute, wenn wir nicht leichtfertig sein wollen, nicht 
quantifizieren. Aber angesichts eines Bestandes von 
Wohnungen, der 150 000 überschreitet, angesichts 
eines Bestandes, bei dem einige 10 000 Wohnungen 
gar nicht von Eisenbahnern bewohnt werden, ist es, 
meine ich, mehr als überlegenswert, ob wir diesen 
Wohnungsbesitz nicht in Zukunft wi rtschaftlich ver-
nünftiger und trotzdem sozial verantwortlich mana-
gen. Die Perspektiven dafür aufzustoßen war unser 
Anliegen. 

Im übrigen weise ich darauf hin: Eine stufenweise 
und behutsame Wohnungsprivatisierung ist nicht nur 
Teil der Politik des Bundes, sondern durchaus auch 
immer Teil der Politik von Länderregierungen gewe-
sen, auch solcher Länderregierungen, die nicht 
christlich-demokratisch geführt sind. 

(Hans Georg Wagner [SPD]: Das sind die 
meisten!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Minister, ich habe zwei 
ganz kurze Fragen: Erstens. Welche finanziellen 
Lasten werden auf den Bund aus der Berliner Flug-
hafen-Holding zukommen? Zweitens. In welcher 
Größenordnung wird die allgemeine Luftfahrt aus 
Steuergeldern subventioniert? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Schily, Sie wissen, daß die Instabilität 
der finanziellen Entwicklung der Flughafen-Holding 
in Ber lin/Brandenburg auf Vorgehensweisen einzel-
ner Beteiligter zurückzuführen ist, die beispielsweise 
von den Aufsichtsratsvertretern des Bundes nicht 
abgedeckt waren. Ihnen ist bekannt, daß deswegen 
auch ein Untersuchungsausschuß eingesetzt wurde, 
der die Vorgehensweise dieser einzelnen Beteiligten 
untersucht. 

Die Bundesregierung hat durch ihre Vertreter von 
Anfang an mit aller Klarheit und Härte darauf hinge-
wirkt, daß diese Vorgänge bis zum letzten Punkt und 
Komma aufgeklärt werden und daß die Verantwortli-
chen im Zweifel zur Rechenschaft gezogen werden. 
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Eine Klärung der genauen Zahlen läßt sich durch 
mich heute nicht vornehmen. 

(Otto Schily [SPD]: Die Größenordnung!) 

- Es macht auch keinen Sinn, die Größenordnung 
abzugreifen. 

(Otto Schily [SPD]: Das denke ich schon!) 

Sie wollten ferner Zahlen zur allgemeinen Luft-
fahrt haben und wissen, welche Größenordnungen 
hier eine Rolle spielen. Ich bin gerne bereit, sie Ihnen 
schriftlich zuzuleiten. Ich habe sie gegenwärtig nicht 
parat. 

(Otto Schily [SPD]: Ich hatte noch eine 
zweite Frage nach der allgemeinen Luft

-

fahrt gestellt!) 

- Das habe ich gerade gesagt. 

Vizepräsident Hans Klein: Entschuldigung, Herr 
Kollege Schily, die Fragen sind gestellt und beant-
wortet. 

Herr Kollege Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Präsident, ich hätte an den Herrn Minister noch 
gerne eine Frage zur Privatisierung von Flughafen-
gesellschaften gestellt, weil das ja das Schwerpunkt-
thema ist. Sie sagen: Es bietet sich zur Zeit keine 
Paketlösung an. Sie wollen die Privatisierung auf 
zwei Flughafengesellschaften abstellen. Sie sagen, 
Sie erwarten dadurch mehr private Initiative und 
auch mehr Wettbewerb und eine bessere Standortsi-
cherung. 

Ich würde dazu gerne wissen: Erstens. Welcher 
Zeitrahmen schwebt Ihnen bis zur Realisierung die-
ses Vorhabens vor? Zweitens. Wie binden Sie die 
regionalen Interessen der Hamburger und der Nord-
rhein-Westfalen ein, die davon besonders tangiert 
sind? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Herr Kollege Börnsen, wir haben vor, in einem Stu-
fenplan Schritt für Schritt vorzugehen. Wir werden 
zuerst in einem Gutachten die Wertfragen klären las-
sen. Das wird nicht sehr schwierig sein, weil es sich 
in beiden Fällen um wi rtschaftlich konsolidierte 
Flughafengesellschaften handelt. 

Wir werden in einem zweiten Schritt Verhandlun-
gen mit den anderen Beteiligten aufnehmen, bei-
spielsweise auch mit den beteiligten Landesregie-
rungen und den kommunalen Gebietskörperschaf-
ten. Wir werden dann in diesem Abstimmungsprozeß 
die Interessen der Beschäftigten und die jeweiligen 
regionalen Luftverkehrsanliegen in vollem Umfang 
wahrnehmen. Warum sollte es dort nicht möglich 
sein, diese Anliegen zu berücksichtigen, wenn es 
andere Flughäfen in Deutschland gibt, an denen der 
Bund überhaupt nicht beteiligt ist und bei denen 
trotzdem luftverkehrspolitische Interessen schon tra-
ditionell wahrgenommen werden können? 

Man muß sich darauf einstellen, daß die eigentli-
che Privatisierung dieser beiden Flughäfen nicht 
schon im Jahre 1996 erfolgen kann, sondern daß in 
dem Jahr nur die Schritte eingeleitet werden, um zu 
dem gewünschten Ergebnis zu kommen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Oesing-
haus. 

Günter Oesinghaus (SPD): Herr Minister, ich habe 
noch eine Frage zu der Veräußerung von Eisenbah-
nerwohnungen. Ich möchte gerne wissen: Wann, 
wie, von wem und mit welchem Ziel sollen die kom-
plizierten Fragen, die dabei auftauchen, nämlich der 
Wertermittlung, der Marktfähigkeit und der Auf-
rechterhaltung des Mieterschutzes, geklärt werden? 

Matthias Wissmann, Bundesminister für Verkehr: 
Wir haben eine entsprechende Arbeitsgruppe einge-
setzt, an der die mit dem Bundeseisenbahnvermögen 
befaßten Ministerien beteiligt sind. Wir lassen uns 
dabei nicht nur von außen klug beraten, sondern es 
gibt auch einen engen Abstimmungsprozeß mit den 
Beteiligten. Ich sage ganz deutlich: Wir werden 
unsere Entscheidungen so treffen, daß sich die betei-
ligten Gewerkschaften nicht überfahren fühlen. Viel-
mehr werden sie in den Gesamtprozeß eingegliedert 
werden. 

Ich betone noch einmal: Dabei wird nichts gesche-
hen, was die Menschen, die solche Wohnungen 
gemietet haben, in Angst versetzen muß. Die Mieter-
rechte werden gewahrt. Aber wer sich den klägli-
chen Zustand mancher Eisenbahnerwohnungen 
angesehen hat - ich weiß nicht, Herr Kollege, ob Sie 
sich einmal die Mühe gemacht haben -, der weiß, 
daß nicht nur die Privatisierung, sondern auch die 
Modernisierung dringend geboten ist. Beides mit-
einander in Einklang zu bringen ist das Anliegen der 
Bundesregierung. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Bundesmi-
nister. 

Jetzt rufe ich als letztes eine Frage unter dem 
Rubrum „Weitere Fragen von aktuellem Interesse" 
der Kollegin Elke Ferner auf. 

Elke Ferner (SPD): Auch ich habe eine Frage an 
Minister Wissmann. - Wir hatten mit der Bahnreform 
beschlossen, daß die Werte, die bei der Bahn vorhan-
den sind, veräußert werden, um damit die übrigge-
bliebenen Schulden der Bahn abzudecken. 

Jetzt ist mir zu Ohren gekommen, daß in 1995 von 
der Bahn AG Liegenschaften in einer Größenord-
nung von 1,2 Milliarden DM veräußert worden sind, 
wovon 1 Milliarde DM irgendwo herumvagabun-
diert, die in Bilanzen oder sonstwo nicht aufzufinden 
ist und die nach unser aller Verständnis eigentlich 
dem Bund gehört bzw. dem Bundeseisenbahnvermö-
gen zuzuschreiben ist, um die aufgelaufenen Schul-
den schneller reduzieren zu können und um nachher 
größere Freiräume zu haben. Ich frage Sie, Herr 
Wissmann: Wo ist das Geld geblieben? 
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Frau Kollegin Ferner, wir haben Sie hier im Bundes-
tag darüber informiert, daß wir nach klugem wirt-
schaftlichem Rat von innen und außen ein 13,4-Mil-
liarden-DM-Paket geschnürt haben, und zwar mit 
der Veräußerung nicht bahnnotwendiger Grund-
stücke bis ins nächste Jahrzehnt hinein. Man muß 
den nicht so Kundigen sagen: Angesichts der Tatsa-
che, daß der Bund 66 Milliarden DM Schulden der 
Bahn zum 1. Januar 1994 übernommen hat, ist die 
Veräußerung solchen nicht bahnnotwendigen Gelän-
des wirklich notwendig. 

Wir gehen bei der Verwirklichung Zug um Zug 
voran und rechnen in den ersten Jahren bereits mit 
Erlösen von 2 bis 3 Milliarden DM. Ich kann nicht 
bestätigen, daß 1 Milliarde DM vagabundiert. Viel-
mehr geht der Prozeß Zug um Zug ordnungsgemäß 
voran, so wie wir es gegenüber dem Deutschen Bun-
destag berichtet haben. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Wo ist das Geld 
denn nun, Herr Wissmann?) 

Vizepräsident Hans Klein: Danke, Herr Bundesmi-
nister. 

Die für die Befragung der Bundesregierung vorge-
sehene Zeit ist abgelaufen. 

(Weiterer Zuruf des Abg. Dr. Peter Struck 
[SPD]) 

- Herr Kollege Struck, die Regeln gelten auch für Sie. 
- Ich beende die Befragung. 

Ich rufe nun den Tagesordnungspunkt 2 auf: 

Fragestunde 

- Drucksache 13/3093 - 

Wir beginnen mit dem Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Post und Telekommunikation. 
Die Fragen 1 und 2, die die Kollegin Gabriele Iwer-
sen gestellt hat, sollen schriftlich beantwortet wer-
den. Die Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Ent-
wicklung auf. Bei der Frage 3, gestellt vom Kollegen 
Dr. Eberhard Brecht, wird ebenfalls um schriftliche 
Beantwortung gebeten. Die Antwort wird als Anlage 
abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums der Justiz. Die Frage 4 des Kollegen 
Manfred Such soll ebenfalls schriftlich beantwortet 
werden. Auch diese Antwort wird als Anlage abge-
druckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Arbeit und Sozialordnung. Die Fragen 5 
und 6, beide gestellt vom Kollegen Peter Harald 
Rauen, sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums für Verkehr. Zur Beantwortung steht uns 
der Parlamentarische Staatssekretär Manfred Car-
stens zur Verfügung. 

Ich rufe die Frage 7 auf, gestellt vom Kollegen Dr. 
Klaus Rose: 

Ist nach den Vorstellungen der Bundesregierung das zukünfti-
ge europäische Hochgeschwindigkeitsnetz in der Linienfüh-
rung identisch mit einer Karte, wie sie im November-Heft 
„ZUG" der Deutschen Bahn AG (S. 22) abgebildet ist? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die im November-Heft 
„Zug" der Deutschen Bahn AG veröffentlichte Karte 
des künftigen europäischen Hochgeschwindigkeits-
netzes entspricht den Vorstellungen der Bundesre-
gierung. Die Karte ist dem Abschlußbericht der hoch-
rangigen Gruppe „Europäisches Hochgeschwindig-
keitsbahnnetz " vom Juli 1995 entnommen, leider 
ohne die dazugehörige Legende. 

Diese Darstellung des Hochgeschwindigkeitsnet-
zes ist auch in den Leitschemata „Eisenbahnnetz" 
gemäß dem gemeinsamen Standpunkt des Rates 
über „Gemeinschaftliche Leitlinien für den Aufbau 
eines transeuropäischen Verkehrsnetzes " vom 
28. September 1995 enthalten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Herr Kol-
lege. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär, nachdem Sie es im Prinzip 
schon bestätigt haben: Entspricht die Karte auch in 
den Nuancen genau der Planung, oder sind einzelne 
gestrichelte Linien ein bißchen verrutscht? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Dr. Rose, wenn 
solche Karten aufgezeichnet werden, kann man nicht 
davon ausgehen, daß nach ihnen bis auf die letzten 
Meter auch so gebaut wird, weil alles, was die 
Linienbestimmung angeht, einem Planfeststellungs-
verfahren unterliegt. Ein Planfeststellungsverfahren 
hat die Aufgabe, die genaue Bauweise festzustellen. 
Vom Prinzip her ist die Ausführung aber so gedacht, 
wie sie in der Karte vorgesehen ist. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Die Frage ist, ob 
Passau drin ist oder nicht!) 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Ist es dann konkret so, 
daß die Strecke München-Rosenheim-Kufstein zwar 
als gestrichelte und damit als Ausbaulinie zu verste-
hen ist und die Strecke München-Rosenheim-Mühl-
dorf-Salzburg auch, daß aber zwischen Rosenheim 
und Salzburg kein Ausbau vorgesehen ist? 

(Ina Albowitz [F.D.P.]: Da machen wir einen 
Tunnel!)  

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: „Kein Ausbau" kann man 
sicherlich nicht sagen. Es kommt hier auf die Dring-
lichkeit an, mit welcher Maßgabe der Bau vonstatten 
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gehen kann. In der Frage 8 wird darauf näher einge-
gangen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Zehn Meter Abwei

-

chung!) 

Vizepräsident Hans Klein: Dann stelle ich die 
Frage an das Haus, ob zu dieser Frage weitere 
Zusatzfragen gestellt werden. - Das ist offenbar nicht 
der Fall. 

Somit rufe ich die eben schon erwähnte Frage 8 
auf, die ebenfalls der Kollege Dr. Klaus Rose gestellt 
hat: 

Welche Priorität hat danach die klassische West-Ost-Verbin-
dung von Köln über Frankfurt, Nürnberg, Passau, Wien nach Bu-
dapest und Bukarest, und wie sieht der Zeitplan für den deut-
schen Anteil dieser Strecke aus? 

Ich bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
sie zu beantworten. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Für die Priorität der Verbin-
dung sind auf deutschem Gebiet der Bundesver-
kehrswegeplan 1992 und der Bedarfsplan als Anlage 
zum Bundesschienenwegeausbaugesetz von 1993 
maßgeblich. In beiden ist die Verbindung Köln-
Frankfurt/Main-Nürnberg im Vordringlichen Be-
darf, die Trasse Nürnberg-Passau unter „länder-
übergreifende Projekte" eingestuft. Hier kann die 
endgültige Festlegung des Ausbauumfangs erst nach 
Abschluß der Abstimmung mit Österreich getroffen 
werden. Bei der Neubaustrecke Köln-Rhein/Main 
wird noch in diesem Jahr mit dem Bau begonnen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Herr Staatssekretär, 
nachdem die Aussage, daß die besagte Trasse unter 
„länderübergreifende Projekte" eingestuft ist - was 
ich auch verstehe -, schon seit einigen Jahren 
besteht, aber nichts weitergeht, frage ich: Ist die 
Eisenbahnverbindung gut genug, daß die länder-
übergreifende Abstimmung bald abgeschlossen ist 
und auch bald zu einem Ergebnis führt? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir müssen feststellen, daß 
diese Strecke jederzeit, wenn also die Ausbaureife 
gegeben ist, von „länderübergreifende Projekte" in 
den Vordringlichen Bedarf übernommen werden 
kann. Wir sind aber im Moment mit Österreich noch 
nicht so weit, als daß wir diesen Schritt gehen könn-
ten. Wir bemühen uns aber, ihn möglichst zügig zu 
tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage, Kol-
lege Rose. 

Dr. Klaus Rose (CDU/CSU): Bei dem Wo rt  „zügig" 
fällt mir natürlich ein, Herr Staatssekretär, daß es 
etwas mit dem Begriff „Zug" zu tun hat. Was heißt 
„zügig"? Kann man da keinen Termin nennen oder 
zumindest ein Jahr angeben? Normalerweise erfolgt  

am Ende eine genaue Festlegung, indem man sagt: 
Bis zum Jahre 1996 oder 1997 werden wir das Ergeb-
nis haben. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Dr. Rose, ich 
werde es in diesem speziellen Fall so praktizieren, 
daß ich mir aufgrund des genauen Sachstandes noch 
in den nächsten Tagen ein Bild darüber mache, bis 
wann wir wohl mit Österreich so weit kommen kön-
nen, daß ich Ihnen diese Frage konkret beantworten 
kann. Ich werde anschließend in einem B rief an Sie 
einen Zeitrahmen angeben, der aus meiner Sicht 
realistisch ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Wünschen andere Kolle-
ginnen oder Kollegen eine Zusatzfrage zur Frage 8 
zu stellen? - Das ist nicht der Fall. 

Die Frage 9, gestellt von dem Kollegen Tauss, die 
Frage 10, gestellt von der Kollegin Caspers-Merk, 
und die Frage 11, gestellt von der Kollegin Rehbock-
Zureich, sollen schriftlich beantwortet werden. Die 
Antworten werden als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe die Frage 12, gestellt von der Kollegin 
Annette Faße, auf: 

Wie wi ll  die Bundesregierung die vom Bundesminister für 
Verkehr, Matthias Wissmann, angekündigte ganzjährige Statio-
nierung eines schweren Hochseeschleppers in der Deutschen 
Bucht zur Vermeidung von Strandung und Umweltkatastrophen 
garantieren, wenn im Haushalt 1996 nur 3 Mio. DM bereitstehen 
und Schiffe im Internationalen Zweitregister nicht berücksich-
tigt werden dürfen? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bundesregierung ver-
wirklicht ihre Ankündigung, das gültige Vorsorge-
konzept für Schlepperhilfe bei Schiffsunfällen in 
der Deutschen Bucht durch Einsatz eines zusätzli-
chen Schleppers bis zur Indienststellung der „SUBS" 
- Schadstoffunfallbekämpfungsschiff - zu ergänzen, 
und wird dazu die erforderlichen Mittel bereitstellen. 
Gegenwärtig ist die „Manta" unter Vertrag, und 
zwar bis Ende 1995. Für den Zeitraum ab Januar 
1996 wird zur Zeit eine neue Ausschreibung vorbe-
reitet. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, Sie sind 
sicherlich mit mir der Meinung, daß das Internatio-
nale Zweitregister geschaffen wurde, um der See-
schiffahrt im internationalen Bereich eine Chance zu 
geben. Sind wir beide einer Meinung, daß es nicht 
sinnvoll und nicht zu verantworten ist, gerade um der 
Arbeitsplätze der deutschen Seeleute willen, dieses 
Internationale Zweitregister bei der Vergabe für ein 
Schiff zu nutzen, das im Auftrag der Bundesregie-
rung tätig ist? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Kollegin, wir haben 
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das Internationale Seeschiffahrtsregister (ISR) einge-
führt; es ist legal, es ist in bestimmten Fällen sogar 
gewollt. Wir haben uns aufgrund der Finanzlage 
gedrängt gesehen, bei der Vergabe bis Ende 1995 
die deutsche Flagge mit ISR zuzulassen. 

Aber ich möchte Ihnen gleichfalls bestätigen, daß 
es sehr wünschenswert ist, in Zukunft diese Aufgabe 
unter deutscher Flagge ohne ISR erfüllen zu lassen. 
So haben wir es auch ab 1996 vorgesehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfrage. 

Annette Faße (SPD): Wenn ich diese Ihre Auskunft 
sehr ernst nehme, muß ich mich natürlich fragen, 
woher Sie im Haushalt 1996 die dafür erforderlichen 
Mittel bekommen wollen, zumal wir uns auch noch 
Sorgen machen um die 3 Millionen DM, die für die-
ses Jahr mit viel Mühen irgendwo herkommen sol-
len. Dann brauchen wir sicherlich mehr als die 
3 Millionen DM, von denen wir bisher sprechen. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Kollegin Faße, um die 
3 Millionen DM brauchen Sie sich keine Sorgen 
mehr zu machen; die stehen gar nicht mehr zur Ver-
fügung, weil das Parlament es nicht geschafft hat, 
hierfür einen Ansatz zu beschließen. 

Wir haben aber die Möglichkeit, weil der Titel, in 
dem eigentlich die 3 Millionen DM hätten enthalten 
sein sollen, im Haushalt steht, den Titel so zu nutzen, 
daß wir, wenn aus dem Haushalt des Bundesver-
kehrsministers eine entsprechende Deckung besorgt 
wird, eine überplanmäßige Ausgabe vornehmen 
können. Weil es sich bei dem, worüber wir hier 
reden, um eine so wichtige Sache handelt, werden 
wir dafür sorgen, daß das geschieht. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? - Bitte, Frau Kollegin. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, Sie sprachen gerade das 
Preis-Leistungs-Verhältnis bei der Charterung eines 
weiteren Schiffes an. Könnten Sie mir einmal sagen, 
welche qualitativen Anforderungen Sie vor dem Hin-
tergrund des Auftrages, der mit diesem Schiff erle-
digt werden soll, an Schiff und Besatzung stellen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, ich habe 
diese Frage nicht angesprochen. Sie steht aber im 
Zusammenhang mit den folgenden Fragen. Viel-
leicht, Frau Kollegin Altmann, stellen Sie Ihre Frage 
bis dahin zurück. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Darf ich noch einmal fragen?) 

Vizepräsident Hans Klein: Voraussetzung für eine 
Zusatzfrage ist der unmittelbare Bezug zum Inhalt 
der schriftlich eingereichten Frage. Ihre Frage hat 
nichts mit den notwendigen Haushaltsmitteln zu tun. 

Wenn der Herr Staatssekretär aber ohnehin bereit 
ist, die Frage im Zusammenhang mit der nächsten zu 
beantworten, könnte er dies gütigerweise schon jetzt 
tun. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Darf ich jetzt noch einmal nach-

fragen, Herr Präsident?) 

- Wenn Sie einverstanden sind, Frau Kollegin, neh-
men Sie bitte erst einmal Platz. Ich rufe zunächst die 
folgende Frage auf. Der Staatssekretär beantwortet 
diese und geht dabei auch auf Ihre Zusatzfrage ein, 
weil da offenbar ein Zusammenhang besteht. 

Wenn keine weiteren Zusatzfragen gestellt wer-
den, rufe ich jetzt Frage 13 auf, die ebenfalls die Kol-
legin Faße gestellt hat: 

Wird die Bundesregierung bei der Formulierung der Kriterien 
für die erneute Ausschreibung des Hochseeschleppers für die 
Deutsche Bucht die Sicherstellung einer reibungslosen Kommu-
nikation der Seeleute an Bord, die Schleppfähigkeit ab Wind-
stärke 8, die Ausbildung und Notfalleinsatzerfahrung der Besat-
zung und die Eignung des Schiffes für den Notfalleinsatz zwin-
gend berücksichtigen? 

Herr Staatssekretär, ich bitte um Beantwortung 
dieser Frage. Ich bitte, freundlicherweise auch die 
gerade gestellte Frage mit zu berücksichtigen. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der gegenwärtig laufende 
Chartervertrag hinsichtlich des Mehrzweckschiffes 
„Manta" wurde auf der Grundlage eines EU-weiten 
Ausschreibungsverfahrens geschlossen. Der Aus-
schreibung zugrunde gelegt wurde die Leistungsbe-
schreibung, in der unter anderem die Forderungen 
an Schiff und Besatzung hinsichtlich notwendiger 
Fähigkeiten und Erfahrungen für den Einsatz und 
die Bedienung der Feuerlöscheinrichtungen sowie 
deutscher und englischer Sprachkenntnisse zur 
Gewährleistung einer störungsfreien Kommunika-
tion enthalten sind. 

Das Schiff muß gemäß Leistungsbeschreibung eine 
Schleppeinrichtung mit einer Schleppkraft von min-
destens 110 Tonnen Pfahlzug aufweisen und bei 
allen Wetterlagen einsatzfähig sein. Die Ausschrei-
bung für 1996 wird zu diesen Fragen nach den glei-
chen Kriterien erfolgen. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, folgen 
alle Ihre Ausschreibungen, was die Voraussetzungen 
bezüglich Sicherheit und Personen bet rifft, den Aus-
sagen des ERNO-Gutachtens? Wenn nicht, warum 
nicht? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das ERNO-Gutachten hat 
sich mit anderen Fragen befaßt, die einen umfassen-
deren Komplex darstellen. Es ist aus unserer Sicht 
nicht nötig, das hier einzubeziehen; es wäre sogar 
widersprüchlich. Wir haben aber vom Prinzip her das 
vorausgesetzt, was mit dem Schiff „Mellum", die wir 
zur Zeit schon einsetzen, zur Verfügung steht. Es ist 
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versucht worden, dies auch bei dieser Ausschreibung 
zu Papier zu bringen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Annette Faße (SPD): Hat Sie der Unfall auf der 
„Manta" im Hinblick auf die Qualifikation der See-
leute an Bord nicht nachdenklich gemacht? Hat es 
eventuell dazu geführt, eine Überprüfung der Perso-
nen an Bord in bezug auf ihre Ausbildung zu veran-
lassen? Wie bewerten Sie eigentlich die Qualifikation 
der Seeleute auf dem Schiff, das eventuell den 
Zuschlag bekommen wird? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Verehrte Kollegin, wir kön-
nen seitens des Bundes oder der Wasser- und Schiff-
fahrtsdirektion nicht jeden einzelnen Seemann über-
prüfen. Dafür gibt es Zeugnisse, Patente und 
Papiere; damit werden gewisse Dinge nachgewie-
sen. Hierfür ist die Seeberufsgenossenschaft zustän-
dig. 

Wir stellen solche Schiffe nur dann in Dienst, wenn 
vorher festgestellt worden ist, daß dies alles ord-
nungsgemäß ist. Das bet rifft nicht nur die Seeleute, 
die auf diesen Schiffen Dienst tun, sondern auch das 
Schiff selbst. Es ist vorher besichtigt worden und 
mußte abgenommen worden sein. Die Zeugnisse und 
all die anderen Papiere müssen vorliegen. Wenn sie 
vorliegen, dann hat die Bundesregierung keine Ver-
anlassung, dies in Zweifel zu ziehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Altmann, 
könnten Sie jetzt bitte noch einmal Ihre Zusatzfrage 
formulieren. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Um es vorweg zu sagen: Für mich steht meine 
Frage schon im Zusammenhang mit der Haushalts-
frage, weil Qualität sehr wohl auch mit Finanzierung 
verbunden ist. In diesem Zusammenhang wurde ja 
auch die Frage gestellt, ob 3 Millionen DM ausrei-
chen. Auf Grund dieses finanziellen Zusammen-
hangs möchte ich wissen, welche Qualitätsanforde-
rungen Sie stellen. 

Zu dieser Frage kommt als Zusatz hinzu: Sie haben 
gerade gesagt, daß sich die Ausschreibung nach dem 
gerichtet habe, was auf die „Mellum" schon zutreffe. 
Ging es nach dem ERNO-Gutachten nicht gerade 
darum, auch Vorsorgekapazitäten zu schaffen, das 
heißt ein Mehrzweckschiff zu haben - die „Mellum" 
bzw. später „SUBS" -, das mehr für den Bereich der 
Nachsorge zuständig ist, während zusätzliche Not-
schleppkapazitäten vor allem im Bereich der Vorsor-
gekapazitäten bereitgestellt werden sollten, und 
zwar im Bereich von 135 bis 160 Tonnen Pfahlzug? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben, verehrte Kolle-
gin, bei den Nachbarstaaten zum Beispiel auch 
Schiffe in einer Größenordnung von 110, 120 Tonnen 
Pfahlzugleistung. Bei diesem Schiff muß man beden-

ken, daß es prinzipiell für eine längere Zeit - dies gilt 
auch für ein anderes Schiff; das entscheidet sich bei 
der nächsten Ausschreibung - zusätzlich zur „Mel-
lum" in der Nordsee sein wird. Insofern war hier vor-
rangig die Schleppkapazität als besonderes Erf order-
nis gegeben. Ansonsten haben wir die Ausschrei-
bung tatsächlich so angelegt, daß es in die Richtung 
ging, was auch bei der „Mellum" gefordert worden 
war. 

Herr Präsident, ich habe eingangs schon die Aus-
schreibungsmodalitäten dargelegt und damit die 
Frage nach der Qualifizierung der Personen beant-
wortet. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, ich möchte auf Ihre Antwort von vor-
hin eingehen und dies zu dem tödlichen Unfall auf 
der „Manta", der erwähnt worden ist, in Bezug set-
zen. Trifft es zu, daß ausgerechnet der Sicherheitsma-
trose, der eine mehrjährige berufliche Erfahrung 
gehabt hat, tödlich verunglückt ist? Ist dieser traurige 
Vorgang zu einer Zeit passiert, in der wir erhebliche 
Windstärken hatten? Und bei diesen Windstärken 
war man dabei, einen Container zu bergen? Trifft es 
weiterhin zu, daß nach den bisherigen Untersuchun-
gen über die Qualifikation der Mannschaft und die 
Qualität des Schiffes keine Zweifel erhoben wurden, 
es in diesem Falle vielmehr um menschliches Versa-
gen ging? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Börnsen, ich will ein-
mal das vortragen, was uns hierzu schriftlich vorliegt: 
Bei dem Verunglückten handelt es sich um einen 
Schiffsmechaniker, der im fünften Berufsjahr war, 
das heißt, er fuhr schon über acht Jahre zur See und 
besaß die höchste Qualifikation als Facharbeiter im 
Schiffsdienst. 

Die Reederei berichtet ferner - das hatten Sie auch 
gefragt -, daß der Verunglückte auf Grund seiner 
besonderen Qualifikation von der Schiffsleitung zum 
Sicherheitsbeauftragten bestellt worden ist. 

Das muß in der Tat nachdenklich machen und 
weist darauf hin, daß immer wieder Unfälle passie-
ren, obwohl man alle nur erdenklichen Sicherheits-
vorschriften bedacht hat, zumindest was die Vor-
schriftenlage angeht. Hier handelte es sich um eine 
Besatzung, die entsprechend erfahren war. Dieses 
Schiff ist vorher besichtigt worden und hat alle Vor-
schriften, die es in diesem Zusammenhang gibt, 
erfüllt. Hier ging es in der Tat um einen Einsatz zur 
Bergung von Containern bei einer Windstärke von 5 
bis 6, was auf Grund von Angaben der Experten an 
sich schon sehr sicherheitsgefährdend ist. 

Insofern kann man nur sagen: Es ist bedauerlich, 
daß so etwas überhaupt passieren konnte. Aber das 
jetzt mit dem eigentlichen Auftrag in Verbindung zu 
setzen - die Schleppkapazität und die Fähigkeit, im 
Falle einer Notlage zu helfen -, das halte ich nicht für 
angemessen. 
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Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu? - Bitte, Herr Steenblock. 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, ich frage Sie: Wie bewe rtet die 
Bundesregierung die Tatsache, daß sie für den 
Schutz der deutschen Nordseeküste einen Bohrinsel

-
versorger mit einer provisorischen Schleppeinrich-
tung und nur 110 Tonnen Pfahlzug eingesetzt hat, 
während die holländische Regierung für die gleichen 
Aufgaben einen Hochseeschlepper mit 135 Tonnen 
Pfahlzug eingesetzt bzw. gechartert hat? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es stimmt ziemlich, was Sie 
in Ihrer Frage behaupten. Nach meiner Information 
sind es 120 Tonnen, die das holländische Schiff an 
Pfahlzugleistung hat; es ist das Schiff „Waaker". 
Man kann sicher immer von Schiff zu Schiff Verglei-
che anstellen. Nur, es ist völlig unbest ritten, daß das 
Mehrzweckschiff „Manta" - so wie die anderen 
Bewerber - die Ausschreibungsbedingungen erfüllt 
hat und daß es sehr wohl geeignet ist, im Falle eines 
Falles die Hilfe zu leisten, die wir von diesem Schiff 
erwarten. Es gab also überhaupt keine Veranlas-
sung, das Schiff nicht zu nehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Schmidt. 

Albert Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, ich möchte in Vertie-
fung der Frage des Kollegen Steenblock noch einmal 
auf den Unterschied abheben, daß von deutscher 
Seite ein Bohrinselversorger gechartert wurde. 
Meine Frage ist: Ist Ihnen bewußt, daß im Unter-
schied dazu von holländischer Seite ein Hochsee

-

schlepper gechartert wurde und daß zwischen bei-
den Schiffsklassen in bezug auf die Leistungsfähig-
keit Welten liegen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege, ich habe mir 
bei Fragen angewöhnt, erst einmal zu überprüfen, ob 
das, was in der Frage unterstellt wird, stimmt. Es 
handelt sich nicht um einen Bohrinselversorger, son-
dern um ein Mehrzweckschiff. Damit erübrigt sich 
schon im Grunde die weitere Beantwortung, weil die-
ses Schiff die Voraussetzungen erfüllt, die es erfüllen 
sollte. Daß es noch bessere und noch leistungsfähi-
gere Schiffe gibt, will ich ja gar nicht bezweifeln. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Peters. 

Lisa Peters (F.D.P.): Herr Staatssekretär, habe ich 
Ihre Antworten dahin gehend richtig verstanden, daß 
Sie alle gestellten Fragen in dem Sinne mit Ja beant-
wortet haben, daß die Bundesregierung und die 
Oberschiffahrtsdirektion alles, was in ihren Kräften 
steht, getan haben? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Alles das, was üblicher-

weise bei einer solchen Charterung gemacht wird, ist 
gemacht worden. 

Lisa Peters (F.D.P.): Sie können es also mit Ja 
beantworten? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Lemke. 

Steffi Lemke (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Herr 
Staatssekretär, ich möchte gerne fragen, woher Sie 
den Begriff Mehrzweckschiff haben, wo dieser 
Begriff definiert ist. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben im übrigen mit 
der „Mellum", die ansonsten eingesetzt ist und sich 
jetzt auf der Werft befindet, ebenfalls ein Mehr-
zweckschiff. 

Ein solches Schiff kann gleichzeitig verschiedene 
Aufgaben erfüllen. Ich denke daran - um nur einige 
Punkte zu nennen -, daß es auch gewisse Fähigkei-
ten eines Eisbrechers haben muß, daß es in der Lage 
sein muß, Tonnen zu legen, und daß es Feuerschutz 
usw. bieten muß. Aus all diesen Punkten ergibt sich 
die Bezeichnung Mehrzweckschiff. Das ist ja im 
Grunde nicht nachteilig. Vielmehr kann es ja durch-
aus Vorteile haben, wenn ein Schiff für verschiedene 
Zwecke eingesetzt werden kann. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
dazu werden nicht gestellt. Dann rufe ich die Frage 
14, die der Kollege Albe rt  Schmidt (Hitzhofen) 
gestellt hat, auf: 

Wie begründet die Bundesregierung den Widerspruch, daß 
sie in ihrem Sachstandsbericht den Eindruck erweckt, es wären 
bereits heute zwei bundeseigene Mehrzweckschiffe mit Not-
schleppkapazität in der Deutschen Bucht in Bet rieb, obwohl das 
Schiffsunfallbekämpfungsschiff SUBS noch in der Planungs-
phase ist und noch nicht einmal der Auftrag für diesen Neubau 
an eine Werft vergeben wurde, das Mehrzweckschiff „Mellum" 
zum Zeitpunkt des Sachstandsberichtes aufgrund von Umbau-
arbeiten bis Ende Dezember einen Werftaufenthalt hat und da-
her nicht eingesetzt werden kann und das Mehrzweckschiff 
„Scharhörn" keine Schleppleistung für Notschleppeinsätze hat? 

Ich bitte um Beantwortung, Herr Parlamentari-
scher Staatssekretär. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Kollege Schmidt, bei 
der angesprochenen Formulierung im Sachstandsbe-
richt vom 4. September 1995 ist aus dem Zusammen-
hang der do rt  enthaltenen Informationen klar 
erkennbar, daß sich der Hinweis zum Einsatzgebiet 
der Mehrzweckschiffe des Bundes auf den Zeitraum 
nach der Indienststellung des SUBS bezieht. In dem 
fraglichen Absatz muß daher das Wo rt  „sind" durch 
„werden" ersetzt werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schmidt, 
eine Zusatzfrage? - Nein. Werden von anderen Kolle- 
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Binnen und Kollegen Zusatzfragen gestellt? - Bitte 
sehr, Frau Kollegin Faße. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, können 
Sie mir garantieren, daß bei der Ausschreibung 
bedacht wird, daß in der Deutschen Bucht ganzjährig 
ein Hochseeschlepper im Einsatz ist? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Es ist beabsichtigt, so vorzu-
gehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? - 

(Parl. Staatssekretär Manfred Carstens: Zu 
dem Thema kommen noch mehr Fragen, 

Herr Präsident!) 

Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 15 auf, die ebenfalls der 
Kollege Albert Schmidt (Hitzhofen) gestellt hat. 

Wie erklärt die Bundesregierung, daß sie zugelassen hat, daß 
nach Pressemitteilungen des Bundesministeriums für Verkehr 
zumindestens für den Zeitraum vom 4. bis zum 22. September 
1995 das Seegebiet Deutsche Bucht gänzlich ohne Notschlepp-
kapazität war, obwohl die Notwendigkeit zur Bereithaltung sol-
cher Kapazitäten von der Bundesregierung mehrfach bejaht und 
vom Verkehrsausschuß des Deutschen Bundestages gefordert 
worden war? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Das bundeseigene Mehr-
zweckschiff „Mellum" ging ab 4. September 1995 in 
die Werft. Die „Manta" wurde am 15. September 
1995, zunächst im Wege der freihändigen Vergabe, 
unter Vertrag genommen, da es zu diesem Zeitpunkt 
das einzige kurzfristig unter deutscher Flagge ein-
setzbare Schiff war. Es war gesichert, daß zu keinem 
Zeitpunkt eine Gefahr der mangelnden Notschlepp-
kapazität in der Deutschen Bucht bestanden hat. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, Sie bestreiten, daß es 
diese Sicherheitslücke gegeben hat. Dennoch meine 
Frage: Wie hat die Bundesregierung während der 
Zeit, in der die Sicherheitslücke bestand - wenn ich 
Ihre Ausführungen richtig verstanden habe, ging es 
um einige Tage -, sichergestellt, daß ausreichende 
Notschleppkapazitäten vorhanden waren? Hätte zur 
Minimierung möglicher Gefahren für Tanker und 
andere Schiffe nicht eine Schließung der Seehäfen 
für diese Zeit vorgenommen werden müssen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Abgeordneter, es ist 
richtig, wenn Sie feststellen, daß es eine Zeit gege-
ben hat, in der die „Mellum" schon auf der Werft und 
die „Manta" noch nicht im Einsatz war. Das habe ich 
ja gerade vorgetragen. 

Gleichwohl bestand keine Sicherheitslücke. Ich 
will  Ihnen das schildern: Wir haben mit der p rivaten 
Schleppwirtschaft eine Vereinbarung abgeschlossen. 

Ebenso können wir auf das Seeaufgabengesetz 
zurückgreifen -, auf Grund dessen wir im Notfalle 
anordnen können, daß entsprechende Schiffe aus 
dem Küstenbereich eingesetzt werden. Im Wege die-
ser Vereinbarung oder über das Seeaufgabengesetz 
könnten wir über etwa 60 Schlepper verfügen, die in 
dem Gebiet von Emden bis Brunsbüttel stationiert 
sind. Diese Schlepper haben eine Schleppkapazität 
zwischen 20 und 60 Tonnen Pfahlzug. 

Viele Experten sagen, das allein sei schon ausrei-
chend, um den Gefahren, die sich ergeben könnten, 
zu begegnen. Darüber hinaus aber ist das eben 
schon angesprochene niederländische Schiff „Waa-
ker" in fast unmittelbarer Nähe stationiert, welches 
eine Pfahlzugleistung von 120 Tonnen hat. Auf 
Grund der bestehenden Abkommen hätte es schnell 
zur Hilfe gerufen werden können. Die Anmarschzeit 
wäre - je nachdem, wo der Unfall passiert wäre - 
etwa ebenso lang gewesen wie die, wenn eine 
Schleppkapazität zum Beispiel von Hamburg durch 
die Elbe hätte herangeholt werden müssen. 

Darüber hinaus hätten wir, wie die WSD wußte, in 
diesem Gebiet und zu dieser Zeit noch den Schlep-
per „Tempest" kurzfristig zur Verfügung gehabt, ein 
Schiff mit einer Pfahlzugleistung von 120 Tonnen, 
welches einer deutsch-niederländischen Reederei 
gehört und unter der Flagge Vanuatus fährt. 

Zusammengenommen kann man sagen: Die 
„Mellum" war zwar auf der Werft, aber ein Risiko hat 
es nicht gegeben. Daß wir darüber hinaus noch wei-
tere Schleppkapazität chartern und neue Schleppka-
pazität schaffen wollen, erhöht den Sicherheitsstan-
dard zusätzlich. Hier von einer Sicherheitslücke zu 
reden wäre falsch. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage, 
Herr Kollege Schmidt. 

Albert  Schmidt (Hitzhofen) (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN): Herr Staatssekretär, um ganz sicherzuge-
hen, daß wir uns richtig verstehen: Die Bundesregie-
rung erwägt also nicht, im Falle eines kurzfristigen 
Ausfalls von Notschleppkapazitäten bundesdeutsche 
Seehäfen ganz oder teilweise für Tanker und Groß-
schiffe zu sperren? Vergleichbare Vorgänge gibt es 
in der Luftfahrt. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Nein, das ist bei uns auf völ-
lig andere Weise geregelt. Wir haben - das ist bei 
diesen Fragen bislang noch nicht zum Tragen 
gekommen; das kann ich bei dieser Gelegenheit ein-
bringen - eine Konzeption, die darauf angelegt ist, 
das Entstehen von Unfällen von Anfang an zu verhin-
dern. Das ist viel wichtiger, als für den Fall des Falles 
Sicherheitskapazitäten zur Verfügung zu haben. 

Für diese Fahrzeuge gibt es genaue Vorschriften, 
die ich gerade nicht parat habe, die ich Ihnen aber 
zur Verfügung stellen könnte. Es ist vorgeschrieben, 
von den Niederlanden kommend auf Helgoland zu 
den Tiefwasserweg zu nehmen. Es gibt die Auflage 
der Lotsenpflicht für diese Schiffe. Wir haben in 
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unserem Küstenbereich wohl die beste Radarüber-
wachung auf der ganzen Welt. Das a lles zusammen 
genommen bringt die Sicherheit, die sich auch darin 
gezeigt hat, daß wir bei den Öltankern seit 1966 kei-
nen Unfall mehr gehabt haben. Wir hoffen, daß das 
so bleibt. 

Das heißt, wenn ein Lotse an Bord ist, der das 
Schiff durch das tiefe Wasser führen muß, wenn alles 
radarüberwacht ist, kann zwar theoretischerweise 
eine Situation entstehen, in der der Lotse nicht mehr 
zu einem der Häfen fahren kann, aber wenn er quali-
tativ gut ausgebildet ist und entsprechende Erfah-
rung hat, um solche Order zu geben, kann er die Ent-
scheidungen treffen, die in einem Notfall angemes-
sen sind. Das wollen wir mit der Lotsenpflicht errei-
chen. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Das war nicht meine Frage! 
- Wolfgang Börnsen [Bönstrup] [CDU/CSU]: 

Aber eine gute Antwort!) 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Steenblock. 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, Sie haben gerade darauf hinge-
wiesen, daß die 60 Hafen- und Seeassistenzschlep-
per als Sicherheitsreserve einsatzfähig wären. Ist 
Ihnen bekannt, daß diese Schlepper bei Starkwind 
überhaupt nur noch ungefähr 30 Prozent ihrer nor-
malerweise 30 bis 40 Tonnen Pfahlzugleistung zum 
Einsatz bringen können und von daher mindestens 
zehn dieser Schlepper notwendig sind, um die 
„Mellum" ersetzen zu können, daß es bei Starkwind-
bedingungen technisch aber nur mit maximal vier 
Schleppern möglich ist, einen havarierten Tanker zu 
schleppen, und daß diese Hafen- und Seeassistenz

-

schlepper bei Starkwind große Schwierigkeiten 
haben, aus den Flußmündungen überhaupt auszu-
laufen und von daher das Sicherheitskonzept, das 
Sie vorgestellt haben, anscheinend große Lücken 
hat? 

Vizepräsident Hans Klein: Verzeihung, Herr 
Staatssekretär! - Ich stelle nur einmal fest: Wir sind 
inzwischen in einer „Seeassistenzdebatte". Die 
Frage des Kollegen Schmidt bezieht sich darauf 
nicht. Da wir das Thema aber ohnehin schon ziem-
lich ausgeweitet haben, bitte ich den Staatssekretär 
gleichwohl um Beantwortung dieser Zusatzfrage. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, ich hatte 
eben schon gesagt, daß es zu diesem Komplex noch 
mehr Fragen geben würde, was sich jetzt bewahrhei-
tet; das ist ganz normal. 

Herr Kollege Steenblock, ich hatte darauf hinge-
wiesen, daß es über die Qualität der Schlepper und 
deren Leistungsfähigkeit im Falle des Falles unter 
den Experten sehr unterschiedliche Meinungen gibt. 
Dabei geht es darum, ob man ein starkes Schiff mit 
120 oder 150 Tonnen oder zum Beispiel zwei Schlep-
per mit je 60 Tonnen Pfahlzugleistung einsetzt. Das  

kann bei unterschiedlichen Gegebenheiten durchaus 
zugunsten der Lösung mit zwei Schleppern ausge-
hen. 

Unsere Konzeption läuft aber nicht darauf aus, daß 
eine oder das andere zu haben. Wir haben eine Aus-
stattung zur Verfügung - wenn das SUBS da ist, 
ohnehin; wenn wir die Charterung fortsetzen, glei-
chermaßen -, von der man sagen kann: Sie sucht 
ihresgleichen auf der Welt. 

Daher kann ich nur sagen: Wir sind dafür, sowohl 
das starke Schiff als auch die kleineren Schlepper 
zur Verfügung zu haben, weil sie sich durchaus 
ergänzen können bzw. die kleineren in einigen Fäl-
len die bessere Lösung sind als das starke Schiff. 

Ich darf im übrigen darauf hinweisen, daß es sich 
bei der Zeit, um die es geht, um Sommerwochen han-
delte, die bezüglich der Wetterlage als nicht beson-
ders gefährdet gelten können. Gleichwohl hätten wir 
die Chance gehabt, sehr schnell zu diesen kleinen 
Schleppern noch ein oder zwei der stärkeren Schiffe 
hinzuzunehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zu einer weiteren 
Zusatzfrage gebe ich jetzt noch der Kollegin Gila Alt-
mann und anschließend dem Kollegen Wolfgang 
Börnsen das Wo rt . Ich bitte aber, darauf Rücksicht zu 
nehmen, daß wir noch mehrere Dutzend Fragen zu 
verschiedenen Themen in der Fragestunde haben. 
Deshalb bitte ich, die Zusatzfragen relativ eng an die 
gestellte Frage zu knüpfen, damit sich dieses Thema 
nicht ins uferlose - der Ausdruck paßt hier - auswei-
tet. 

Bitte, Frau Kollegin Altmann. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, ich stelle mir gerade vor, 
wie zehn kleine Schlepper bei Windstärke 8 oder 9 
um einen Tanker herumwuseln und versucht wird, 
die Schleppleine rüberzuziehen. 

Das ERNO-Gutachten kommt ganz eindeutig zu 
der Erkenntnis, daß aus den verschiedensten Grün-
den - Herr Steenblock hat sie bereits angesprochen - 
Notschleppkapazitäten in Form eines weiteren 
Hochseeschleppers zu fordern sind. Ich möchte Sie 
fragen, wie Sie zu der Aussage von Herrn Wissmann 
stehen, die er am 22. Juli gemacht hat - - 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, das geht 
nicht. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Gut, dann beziehe ich mich 

nicht darauf!) 

Ihre Frage hat nichts mehr mit der Frage 15 zu tun. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Es geht um die Sicherheits-

lücke!) 

- Es geht um die Frage 15, und es geht um eine ord-
nungsgemäße Abwicklung der Fragestunde. Ich 
bitte Sie, nicht den Präsidenten zu kritisieren. Entwe-
der haben Sie noch eine Frage zu dem Thema, 
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warum in einem bestimmten Zeitraum ein gewisses 
Schiff nicht zur Verfügung stand, oder aber - - 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Ich versuche es später noch ein

-

mal!) 

- Bitte. 

Herr Kollege Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, Sie waren unter Frage 15 nach der 
Notschlepperkapazität gefragt. Sie haben in Ihrer 
Antwort auf alle umfangreichen nationalen Maßnah-
men mit insgesamt 60 zur Verfügung stehenden grö-
ßeren und mittelgroßen Schleppern abgestellt. Aber 
bei einer möglichen Havarie eines Tankers haben wir 
über die nationale Konzeption hinaus eine Art euro-
päische Konzeption in Kooperation mit Dänemark, 
mit den Niederlanden und mit Großbritannien. Wir 
haben doch ein Alarmsystem, und die Europäische 
Union bescheinigt doch der Bundesregierung, daß 
sie im Bereich der Sicherheit Perfektionismus 
betreibe. 

(Rainder Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war auch keine Frage in 

diesem Sinne!) 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ob wir Perfektionismus 
betreiben, möchte ich in Anwesenheit einiger Haus-
haltsausschußmitglieder nicht bestätigen. 

(Rainder Steenblock [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das war eine Wertung!) 

Es ist schon so, daß die Sicherheitsvorkehrungen 
außerordentlich gut sind. Es ist auch so - wie Sie, 
Herr Kollege Börnsen, sagen -, daß wir die Abstim-
mung mit den Franzosen, den B riten und den Nieder-
ländern, die über ähnliche Schiffe verfügen, haben, 
sich gegenseitig zu helfen. Bei einem drohenden grö-
ßeren Unglück hätten diese Schiffe auch zur Verfü-
gung gestanden. 

Vizepräsident Hans Klein: Die letzte Zusatzfrage 
stellt Frau Kollegin Peters. Ich habe vorhin nicht 
gesehen, daß Sie sich gleichzeitig gemeldet hatten. 
Ich wurde jedoch von einem der Schriftführer darauf 
aufmerksam gemacht. 

Lisa Peters (F.D.P.): Ich hoffe, Herr Präsident, daß 
ich nun auch richtig frage. 

Der Herr Staatssekretär hat ja sehr umfangreiche 
Antworten gegeben. Weil wir die Sitzung des Ver-
kehrsausschusses hier fortsetzen und ich dort noch 
nicht die Antworten bekommen habe, nutze ich die 
Gelegenheit und frage noch einmal, wann die „Mel-
lum" wieder einsatzbereit ist, ob Sie schon den Neu-
bau vergeben haben und, wenn ja, wann das neue 
Schiff zur Verfügung steht? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die „Mellum" ist auf der 

Werft und wird spätestens Mitte Januar wieder zur 
Verfügung stehen. Wir werden die Charterung eines 
zusätzlichen Schiffes über den 31. Dezember 1995 
hinaus fortsetzen. Das SUBS ist für irgendwann in 
1997/Anfang 1998 vorgesehen. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Gila Alt-
mann, Sie haben die nächste Frage gestellt. Die eben 
gestellte Frage bezog sich in der Tat auf die Frage 
davor. Ich rufe Frage 16 auf: 

Wie und wann wird die Bundesregierung ihre Entscheidung, 
die sie in ihrer Antwort vom 5. Juli 1995 auf die Kleine Anfrage 
der Abgeordneten Gila Altmann und der Fraktion BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN (Drucksache 13/1744, „Hochseeschlepper unter 
bundesdeutscher Flagge und Küstenschutz") mitgeteilt hat 
(„die Bundesregierung hat unter Einbeziehung der Experten-
gruppe ... entschieden, daß dieses Konzept durch die befristete 
Anmietung eines zusätzlichen Hochseeschleppers ergänzt wer-
den soll ..."), mit der Charterung eines bundesdeutschen Hoch-
seeschleppers umsetzen, oder ist die Bundesregierung der Auf-
fassung, daß sie diese angekündigte Erhöhung der Nptschlepp-
kapazitäten für den Schutz der Deutschen Bucht vor Tanker-
und GroBschiffstrandungen bereits umgesetzt hat? 

Ich bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
die Frage zu beantworten. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Bundesregierung hat 
mit der befristeten Anmietung des Mehrzweckschiffs 
„Manta" die angekündigte Ergänzung des Vorsorge-
konzeptes für Schlepperhilfe bei Schiffsunfällen für 
den laufenden Vertragszeitraum bis Ende 1995 
umgesetzt. Die Charterung erfolgte nach einem Ver-
gabeverfahren gemäß der Richtlinie 92/50/EWG des 
Rates vom 18. Juni 1992 über die Koordinierung der 
Verfahren zur Vergabe öffentlicher Dienstleistungen 
und den innerstaatlichen Bestimmungen der Verdin-
gungsordnung für Leistungen - ausgenommen Bau-
leistungen -, bei dem nach den geltenden Kriterien 
das wirtschaftlich günstigste Gebot ausgewählt 
wurde. Auf der Grundlage der vorgenannten rechtli-
chen Vorgaben wird eine erneute Ausschreibung für 
die Ergänzung des Vorsorgekonzeptes für Schlepper-
hilfe für den Zeitraum ab Januar 1996 vorbereitet. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Welche Bedingungen sind in der Ausschrei-
bung vorgesehen? In der bisherigen Ausschreibung 
fehlt zum Beispiel ein ganz wichtiger Aspekt, näm-
lich daß mehr als 110 Tonnen Pfahlzug bei Wind-
stärke 8 zu fordern sind. Wird dieser Aspekt in die 
neue Ausschreibung aufgenommen werden? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir werden bei der Anfor-
derung 110 Tonnen Pfahlzugleistung bleiben. Ich 
kann Ihnen auch sagen, daß die Runde der Experten 
dies wirklich für ausreichend hält. Ich habe es mit 
Hinweis auf die Niederlande und andere Nordseean-
rainer eben schon gesagt. 

Ich darf jetzt auch noch auf das eingehen, was Sie 
zuvor gefragt haben. Das von Ihnen angesprochene 
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Gutachten wird in seinen Aussagen nicht von uns 
geteilt. Insofern ist es ein Gutachten, welchem wir 
uns nicht anschließen können. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Kann ich meine zweite Zusatzfrage stellen, 
Herr Präsident? 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte sehr. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Wenn die Aussagen des Gutachtens von 
Ihnen nicht geteilt werden: Wird dann die Aussage 
von Herrn Wissmann von Ihnen geteilt - ich hoffe, 
daß es jetzt paßt -, der am 22. Juni dieses Jahres in 
einem Inte rview der „Nordwest Zeitung" gesagt hat: 
Gefordert wird eine Ausschreibung von mehr als 
110 Tonnen Pfahlzug bei Windstärke 8. - Auf die 
Windstärke 8 zielt meine Frage. Wir wissen, die 
„Manta" hat nach Reedereipapieren 80 Tonnen 
Pfahlzug, sie hat in einem Versuch im Hafen jetzt 
105 Tonnen Pfahlzug erreicht. Wir wissen aber, daß 
bei Windstärke 8 ungefähr 30 Prozent dieser Kraft 
verlorengehen. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Erst einmal: Wenn mein Mi-
nister etwas sagt, dann stehe natürlich auch ich 
dahinter. Das ist doch völlig klar. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Egal, 
was!) 

Er sagt ja ausschließlich sehr Vernünftiges, wie wir 
eben bei der Regierungsbefragung hören konnten. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Aber Sie 
reden jetzt nicht bei Windstärke 8!) 

Wir können uns noch darüber unterhalten, ob 
„mindestens 110" etwas wesentlich anderes ist als 
„über 110". 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Schrift

-

lich bitte!) 

Vizepräsident Hans Klein: Aber bitte jetzt nicht in 
der Fragestunde. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Was die Pfahlzugleistung 
der „Manta" angeht, so ist festgestellt worden, daß 
in einem Versuch - wie es fachlich heißt, was ich vor-
her auch nicht wußte - bei flachem Wasser 
103 Tonnen Pfahlzugleistung erbracht wurden. Alle 
Experten sagen, das ist einer Leistung im tiefen Was-
ser von 110 Tonnen gleichzusetzen. Insofern kann 
ich nur sagen: Das haben wir überprüfen lassen - das 
machen wir im Bundesverkehrsministerium nicht 
selbst; ich habe eben die Adressen genannt -, ob die-
ses Schiff die angesprochene Leistung erbringt, und 
das ist festgestellt worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich frage, wer eine 
Zusatzfrage stellen möchte. - Bitte, Kollege Börnsen. 

Wolfgang Börnsen (Bönstrup) (CDU/CSU): Herr 
Staatssekretär, Sie haben soeben auf die Pfahlzuglei-
stung abgestellt. Können Sie bestätigen, daß wir vor 
einigen Monaten einen Antrag von dem Bündnis 90/ 
Die Grünen gehabt haben, in dem sie ein Boot als 
Hochseeschlepper mit 180 Tonnen Pfahlzugleistung 
gerne zur Verfügung gestellt haben würden und daß 
dieser Mitbewerber jetzt aus dem Programm heraus-
gefallen ist, weil er 10 000 DM pro Tag teurer ist als 
alle anderen Angebote? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich kann hier nicht offiziell 
Summen bestätigen, die dem Datenschutz unterlie-
gen. Ich wundere mich, wie Sie so präzise Informatio-
nen bekommen haben. 

(Albert Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Woher wissen Sie das 

denn?) 

Vizepräsident Hans Klein: Die Frage, Herr Kollege, 
ist mit dem Ausdruck der Verwunderung beantwor-
tet worden. 

Bitte, Frau Kollegin Dr. Enkelmann. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Herr Staatssekretär, 
in mehreren Pressemitteilungen hat das Verkehrsmi-
nisterium unter anderem erklärt: „Das Schiff hält sich 
ununterbrochen auf See auf, um mit kurzen An-
marschwegen möglichst schnell im Einsatzfall vor 
Ort zu sein." Wie erklärt nun die Bundesregierung 
die Tatsache, daß damit der Eindruck erweckt wird, 
das Boot würde ständig auf See patrouillieren, 
obwohl es nach Aussage der Helgoländer Bevölke-
rung fast ausschließlich im Hafen von Helgoland 
liegt? 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Es fährt 
wahrscheinlich nur nachts!) 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir geben von unseren Insti-
tutionen die Einsatzbefehle. Daß sich das Schiff ge-
legentlich - möglicherweise mehr als gelegentlich - 
bei Helgoland aufhält, das will ich gar nicht als falsch 
einschätzen. Ich habe soeben ja schon gesagt, daß die 
Schiffe, zum Beispiel Ölschiffe und sonstige Schiffe 
mit einem gewissen Gefährdungspotential, zunächst 
auf Helgoland zugeleitet werden. Wenn sich dieses 
Schutzboot in der Nähe Helgolands befindet, scheint 
mir das ein sehr geeigneter Standort zu sein. 

(Dr. Dagmar Enkelmann [PDS]: Das ist eine 
schöne Insel!)  

- Das stimmt auch. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
Frage 16 werden nicht gestellt. 

Ich rufe die Frage 17 der Abgeordneten Gila Alt-
mann auf: 

Wie rechtfertigt die Bundesregierung aufgrund der Tatsache, 
daß der für den Umbau der „Mellum" erforderliche Werftaufent-
halt, der - im Gegensatz zu einer Schadensreparatur - der Bun- 
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des Auftrages für ein Ersatzschiff, obwohl die Bundesregierung 
in ihrer Antwort vom 5. Juli 1995 auf die Kleine Anfrage der Ab-
geordneten Gila Altmann und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN (Drucksache 13/1744, „Hochseeschlepper unter bun-
desdeutscher Flagge und Küstenschutz") mitgeteilt hat: „Das 
MZS ,Mellum' kann deshalb derzeit bei Ausfal (z. B. einer Repa-
ratur oder Wahrnehmung eines anderen Auftrags) durch ein ver-
gleichbares Schiff nicht ersetzt werden. Außerdem steht für die 
„Mellum" eine mehrmonatige Werftliegezeit für Umbauarbei-
ten an", und in ihrem Sachstandsbericht vom 4. September 1995 
zur Notschleppkapazität Deutsche Bucht zum Haushaltstitel 
53 391 „Maßnahmen zur Abwehr drohender Gefahren und zur 
Abwehr erheblicher Schäden" mitgeteilt hat, daß das Mehr-
zweckschiff „Mellum" zur Zeit für den Einsatz als Schadstoffun-
fallbekämpfungsschiff umgebaut wird und die „geplante Werft-
zeit vom 4. September bis Ende Dezember 1995 " dauern wird? 

Içh bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
um Beantwortung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Mit der Entscheidung des 
Bundesverkehrsministeriums zur Ergänzung des 
Vorsorgekonzeptes für Schlepperhilfe bei Schiffsun-
fällen in der Deutschen Bucht wurden im Juni 1995 
unverzüglich die Vorbereitungen für eine EU-weite 
Ausschreibung der Leistung eingeleitet. Dabei 
waren die laufenden Haushaltsberatungen für 1996 
zu berücksichtigen. Es wurde wegen der mit dem 
Verfahren verbundenen Fristen von Anfang an in 
Rechnung gestellt, daß für einen begrenzten Zeit-
raum bis zur Vorlage der Ausschreibungsergebnisse 
eine freihändige Vergabe erforderlich werden 
könnte. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage? 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Nein. 

Vizepräsident Hans Klein: Danke. - Andere Kólle-
ginnen oder Kollegen? - Bitte sehr, Frau Kollegin 
Faße. 

Annette Faße (SPD): Herr Staatssekretär, kann ich 
Sie so verstehen, daß Sie keine Hindernisse mehr 
dafür sehen, für das kommende Jahr einem Hochsee

-

schlepper ganzjährig im ersten Register im Monat 
Dezember den Zuschlag zu geben? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja, so können Sie mich ver-
stehen. 

Annette Faße (SPD): Danke schön. 

Vizepräsident Hans Klein: Ich rufe die Frage 18, 
gestellt vom Kollegen Rainder Steenblock, auf: 

Welche Anforderungen stellt die Bundesregierung an einen 
Hochseeschlepper, der für Notfalleinsätze in der Deutschen 
Bucht vorgesehen ist, und wie begründet sie diese Anforderun-
gen? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Anforderungen an den 
für die Ergänzung des Vorsorgekonzeptes für Schlep-
perhilfe bei Schiffsunfällen anzumietenden Hoch-
seeschlepper wurden in einer Leistungsbeschrei-
bung niedergelegt. Dabei wurden unter anderem fol-
gende Anforderungen an Schiff und Besatzung 
berücksichtigt: Das Schiff muß vorrangig für Not-
schleppeinsätze im deutschen Küstenmeer, in der 
Deutschen Bucht sowie der ausschließlichen deut-
schen Wirtschaftszone, aber auch in den Flußmün-
dungen von Ems, Jade, Weser und Elbe geeignet 
sein. Das Schiff muß eine Schleppkraft von minde-
stens 110 Tonnen Pfahlzug aufweisen und ein 
Schleppgeschirr nach dem neuesten Stand der Tech-
nik an Bord haben. Das Schiff muß mit entsprechen-
den Feuerlöscheinrichtungen zur Bekämpfung des 
Feuers auf einen Hava risten eingerichtet sein und 
auch in explosionsgefährdeten Bereichen, zum Bei-
spiel in der Nähe eines brennenden Tankers, operie-
ren können. 

Das Schiff muß einsatzfähig bei allen Wetterlagen 
sein und den Bedingungen des Solas-Übereinkom-
mens entsprechen und eine anerkannte Klasse ein-
schließlich Eisklasse besitzen. Die Besatzung muß 
ausreichende Fähigkeiten und Erfahrungen für den 
Einsatz und die Bedienung von Feuerlöscheinrich-
tungen besitzen sowie über deutsche und englische 
Sprachkenntnisse verfügen, um eine störungsfreie 
Kommunikation mit der Einsatzbehörde zu gewähr-
leisten. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine Zusatzfrage, Herr 
Kollege? 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, wurden bei der Festlegung der 
Auswahlkriterien, die Sie gerade zitiert haben, nur 
die Mitarbeiter der Wasser- und Schiffahrtsdirektio-
nen oder auch Fachleute und unabhängige Gutach-
ter, zum Beispiel die ERNO-Gutachter, in die Aus-
wahl dieser Kriterien mit einbezogen? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ich lasse mich hier noch ein-
mal munitionieren. Das sind ja fachlich sehr kompli-
zierte Fragen. Ich kann Ihnen das jetzt aber beant-
worten. 

Wir haben natürlich die Wasser- und Schiffahrtsdi-
rektionen als eigentliche Hauptansprechpartner, die 
auf diesem Gebiet sehr versiert sind; das ist ja deren 
Aufgabenbereich. Wir haben uns auch jeweils mit 
den Ländern abzustimmen. Es gibt ja Kooperationen 
mit den Küstenländern. Aber vor allen Dingen - das 
ist in diesem Fall die entscheidende Ausgangsposi-
tion - haben wir uns daran orientiert, was die „Mel-
lum" - das ist ja unser Schiff - leisten kann. Wir 
haben uns in bezug auf unsere Anforderungen daran 
gehalten und haben das im Prinzip auch von einem 
zu charternden Schiff gefordert. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine zweite Zusatz-
frage. Bitte, Frau Altmann. 
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Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich hoffe, daß ich die richtige Frage stelle. 

Vizepräsident Hans Klein: Es geht in dieser Frage 
um die Anforderungen. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Es gibt ja bestimmte Anforderungen nicht nur 
in bezug auf die Schleppleistung, sondern auch in 
bezug auf den Aufbau. Es muß zum Beispiel eine 
zweite Brücke dasein. In dem Forschungsgutachten 
„Verkehrssicherungssystem deutsche Küste im Jahre 
2000" sind ganz eindeutige Aussagen gemacht wor-
den. 

Akzeptieren Sie diese Aussagen? Sind sie für Sie 
richtungsweisend, und wenn ja, warum ist dann in 
der Ausschreibung nur der laienhafte Ausdruck 
„Schleppschiff" verwendet worden? 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Das nehmen 
wir nicht hin! - Zuruf von der SPD: 

Unglaublich!) 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Frau Kollegin Altmann, wir 
stimmen mit diesen Aussagen überein, mit Aus-
nahme der Angabe der Leistungsfähigkeit des Pfahl-
zuges. 

(Gila Altmann [Aurich] [BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN]: Das ist ein bißchen wenig!) 

Vizepräsident Hans Klein: Werden weitere Zusatz-
fragen zur Frage 18 gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 19 auf, die ebenfalls der 
Kollege Steenblock gestellt hat: 

Warum fordert die Wasser- und Schiffahrtsdirektion Nord in 
Kiel in der Leistungsbeschreibung für ein Schiff, das zur Verstär-
kung der Notschleppkapazitäten auf das von der Bundesregie-
rung notwendige Maß gechartert werden soll, daß dieses Schiff 
„einsatzfähig in ex-gefährdeten Bereichen (Ex-Schutz bis 16 m 
über der Wasserlinie) " ist? 

Ich bitte um Beantwortung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Forderung nach dem 
Ex-Schutz bis 16 Meter über der Wasserlinie resul-
tiert aus der Notwendigkeit, in explosionsgefährde-
ten Bereichen, zum Beispiel in der Nähe brennender 
Tanker, operieren zu können. Mit dieser Forderung 
soll gesichert werden, daß beispielsweise die An-
saugluft für die Schiffsmotoren in einer Höhe über 
16 Meter über der Wasserlinie entnommen wird, um 
eine Maschinenexplosion zu vermeiden. 

Im übrigen hat das im Zusammenhang mit dem 
Abschluß des gegenwärtig laufenden Chartervertra-
ges durchgeführte Vergabeverfahren gezeigt, daß 
alle angebotenen Schlepper einschließlich der 
„Manta", aber auch der „Oceanic" diese Forderun-
gen nicht erfüllen konnten. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, eine Zusatzfrage. 

Rainder Steenblock (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): 
Herr Staatssekretär, Sie haben vorhin erklärt, daß Sie 
sich in den Ausschreibungsbedingungen im wesent-
lichen an den Kriterien orientiert haben, die auch für 
die „Mellum" gelten. Erfüllt den Explosionsschutz 
bis 16 Meter auch die „Mellum"? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die „Mellum" ist auf der 
Werft, um - ich glaube - von 12 Meter auf 16 Meter 
Ex-Schutz zu kommen. Wenn die Zahlen nicht genau 
stimmen, sehen Sie es mir nach. Falls sie nicht stim-
men, werde ich sie Ihnen und auch dem Protokoll 
gegenüber berichtigen. 

Vizepräsident Hans Klein: Sie hätten noch eine 
zweite Zusatzfrage, wenn Sie wollen, Herr Steen-
block. Aber das macht die Kollegin Altmann, bitte. 

Gila Altmann (Aurich) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Ich habe jetzt eine Verständnisfrage zum Ex-
Schutz. Dieser ist besonders wichtig für den Fall, daß 
schon eine Katastrophe passiert ist. Um die Sicher-
heitslücke zu schließen, ist gefordert worden, prä-
ventive Notschleppkapazitäten zu chartern. Wieso ist 
ein Ex-Schutz notwendig, wenn es darum geht, Vor-
sorge zu betreiben? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Wir haben feststellen müs-
sen, daß es uns trotz Auflage nicht gelang, den Ex-
Schutz zu bekommen, weil er nirgendwo gegeben 
war. Aber weil wir uns an den Voraussetzungen der 
„Mellum" orientiert hatten, was ich eben dargestellt 
habe, hatten wir das mit aufgenommen. Da aber kein 
Anbieter mit diesem Ex-Schutz dabei war, mußten 
wir mit einem anderen Schiff vorliebnehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Wünscht sonst jemand, 
zur Frage 19 eine weitere Zusatzfrage zu stellen? - 
Das ist nicht der Fall. 

Dann rufe ich die Frage 20 auf, gestellt von unserer 
Kollegin Dr. Dagmar Enkelmann: 

In welchem Umfang würden sich welche Konsequenzen aus 
den zum Ausgleich der Steuermindereinnahmen des Bundes im 
Bundeshaushaltsplan 1996 vorgesehenen Maßnahmen für den 
Besitzstand der Wohnungen der Eisenbahnerinnen und  Eisen-
bahner ergeben? 

Bitte, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, um 
Beantwortung. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Herr Präsident, das war 
eben auch Thema in der Regierungsbefragung. Aber 
darauf kann ich gleichwohl eine kurze Antwort 
geben: 

Maßnahmen im Zusammenhang mit dem Bundes-
haushaltsplan 1996 lassen den Besitzstandsschutz, 
den Eisenbahnerinnen und Eisenbahner in ihren 
Wohnungen erworben haben, unberührt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 
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Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Herr Präsident, 
selbst auf die Gefahr hin, daß ich mir jetzt eine Rüge 
einhandele: Die Antworten, die vorhin die Bundesre-
gierung gegeben hat, waren wenig hilfreich und sehr 
unverbindlich. 

Jetzt zu meiner Frage: Sie haben gerade über den 
Haushalt 1996 gesprochen. Trotzdem bleibt meine 
Frage: Wie wird nach dem Verkauf von Anteilen an 
den Genossenschaften der im allgemeinen Eisen-
bahngesetz vereinbarte und gesetzlich festgehaltene 
Besitzstand gesichert? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Ja. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): „Wie" habe ich 
gefragt. 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Der Besitzstand ist gegeben, 
und der wird nicht angerüh rt . Den brauchen wir 
nicht irgendwie zu sichern, sondern der wird nicht 
angerührt. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Dagmar Enkelmann (PDS): Der Zeitschrift 
„GdED in Form" - also der Zeitschrift der Eisenbah-
nergewerkschaft -, 10/95, konnte ich die Information 
entnehmen, daß Staatssekretär Henke nach einem 
Gespräch unter anderem mit Herrn Schäfer festge-
halten hat, daß man übereingekommen sei, daß alle 
weiteren Fragen, unter anderem auch in bezug auf 
die Wohnungen, nur im Einvernehmen mit der GdED 
zu regeln seien. 

Meine Frage ist jetzt: Wie ist die Gewerkschaft der 
Eisenbahner in die Überlegungen der Bundesregie-
rung, die ja sehr plötzlich auf den Tisch des Haus-
haltsausschusses gekommen sind, einbezogen wor-
den? 

Manfred Carstens, Parl. Staatssekretär beim Bun-
desminister für Verkehr: Die Einzelheiten dessen, 
wie die Gespräche abgelaufen sind, und die Termine 
habe ich im Moment nicht parat. Der Minister hat 
bestätigt und zugesagt, daß es auch in Zukunft eine 
sehr enge Abstimmung geben soll. Ich will Ihnen 
aber gerne mitteilen, damit Sie das auch schriftlich 
haben, welche Gespräche es bislang gegeben hat 
und wie der weitere zeitliche Ablauf geplant ist. 

Vizepräsident Hans Klein: Werden dazu weitere 
Zusatzfragen gestellt? - Das ist nicht der Fall. 

Dann, Herr Parlamentarischer Staatssekretär, 
bedanke ich mich für die Beantwortung der Fragen. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicher-
heit auf. 

Ich sage jetzt hauptsächlich für das Protokoll, daß 
alle Fragen dieses Geschäftsbereichs, also die Fra-

gen 21 und 22 des Abgeordneten Kubatschka sowie 
die Fragen 23 und 24 der Abgeordneten Kastner 
schriftlich beantwortet werden sollen. Die Antworten 
werden als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen dann zum Geschäftsbereich des Bun-
desministeriums für Bildung, Wissenschaft, For-
schung und Technologie. Die Fragen 25 und 26 der 
Abgeordneten Hend ricks sind zurückgezogen. 
Frage 27 der Abgeordneten Uta Titze-Stecher soll 
schriftlich beantwortet werden. Die Antwort wird als 
Anlage abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Auswärtigen 
Amtes auf. Auch hier sollen die Fragen 28 von Nor-
bert  Gansel, 29 und 30 von Dr. Elke Leonhard sowie 
31 und 32 von Amke Dietert-Scheuer schriftlich 
beantwortet werden. Die Antworten werden eben-
falls als Anlagen abgedruckt. 

Wir kommen zum Geschäftsbereich des Bundesmi-
nisteriums des Innern. Die Fragen 33 von Dr. Egon 
Jüttner, 34 von Norbert Gansel, 35 von Jürgen Augu-
stinowitz und 36 von Manfred Such sollen wiederum 
schriftlich beantwortet werden. Die Antworten wer-
den als Anlagen abgedruckt. 

Ich rufe den Geschäftsbereich des Bundesministe-
riums der Finanzen auf. Zur Beantwortung steht uns 
Staatssekretär Dr. Jürgen Stark zur Verfügung. 

Die Frage 37 unserer Kollegin Dr. Ch ristine Lucyga 
soll auf Grund von Nr. 2 Abs. 2 unserer Richtlinien 
für die Fragestunde schriftlich beantwortet werden. 
Die Antwort wird als Anlage abgedruckt. 

Ich rufe jetzt die Frage 38 auf, ebenfalls gestellt 
von Frau Dr. Lucyga: 

Welche Gründe waren für die Bundesregierung oder ihr unter-
stellte Institutionen dafür maßgebend, daß beim Verkauf der 
Deutschen Kreditbank AG an die Bayerische Landesbank die in 
der Bilanz der Deutschen Kreditbank AG ausgewiesenen kom-
munalen Altschulden ausgeklammert wurden und die Abwick-
lung der Altschulden - abweichend vorn Verfahren bei früheren 
Verkäufen von ehemaligen Banken der DDR an westdeutsche 
Banken - der vom Bund gegründeten Gesellschaft für kommu-
nale Altkredite und Sonderaufgaben für Währungsumstellung 
mbH (GAW) übertragen wurde, und wie wirkte sich dies auf den 
Kaufpreis aus? 

Wenn ich Sie richtig verstanden habe, Herr Staats-
sekretär, wollen Sie zu dieser oder einer Reihe ande-
rer Fragen zunächst eine einleitende Bemerkung 
machen. Bitte sehr, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Präsident, vielen Dank.  - 
Die  Fragen 38 bis 61 betreffen zu einem Großteil die 
Abwicklungen von Altkrediten der ehemaligen 
DDR und die Übernahme von Geschäften ehemali-
ger DDR-Kreditinstitute durch andere Geschäfts-
banken. Dies ist ein Sachbereich, zu dem der Bun-
desrechnungshof einen umfangreichen schriftlichen 
Bericht mit Datum vom 27. September 1995 erstellt 
hat. 

Dieser Bericht wurde mit Schreiben vom 
11. Oktober 1995 an den Vorsitzenden des Haus-
haltsausschusses des Deutschen Bundestages gerich-
tet. Dieser Bericht des Bundesrechnungshofs enthält 
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vertrauliche Geschäftsdaten, die der Verschwiegen-
heitspflicht gemäß § 395 des Aktiengesetzes und § 9 
des Kreditwesengesetzes unterliegen. 

Der Bundesrechnungshof hat diese Vertraulich-
keitseinstufung von sich aus vorgenommen. Den-
noch wurde in der Presse über diesen Be richt und 
über einzelne Elemente daraus ausführlich berichtet, 
wobei in der Öffentlichkeit ein unzutreffendes Bild 
von den Bemerkungen des Bundesrechnungshofes 
vermittelt wurde. 

Nach einer ersten Erörterung dieses Berichts in der 
Arbeitsgruppe „Aufbau Ost" des Haushaltsausschus-
ses in der vergangenen Woche wird die Bundesregie-
rung vor dem Haushaltsausschuß oder dem Rech-
nungsprüfungsausschuß des Deutschen Bundestages 
zu allen in dem Be richt aufgeworfenen Fragen und 
Wertungen im Einzelfall ausführlich Stellung neh-
men. 

Auch wenn der Bericht Grundlage für Pressebe-
richterstattungen war, sehe ich mich nicht in der 
Lage, die vom Bundesrechnungshof erbetene Ver-
traulichkeit aufzuheben. Dies kann nur der Bun-
desrechnungshof tun. Nur über den Bundesrech-
nungshof und mit Zustimmung der betroffenen 
Banken kann eine Aufhebung der Vertraulichkeit 
erfolgen. 

Deshalb - das habe ich auch in der Arbeitsgruppe 
„Aufbau Ost" deutlich gemacht - sollte der Vorsit-
zende des Haushaltsausschusses - er ist der Adressat 
des Bundesrechnungshofberichts - an den Bundes-
rechnungshof in dieser Sache herantreten. Gleich-
wohl werde ich von meiner Seite aus dem Bundes-
rechnungshof empfehlen, mit einer entsprechenden 
Bitte an die Banken heranzutreten, so daß der Bericht 
in den Ausschüssen ohne Vertraulichkeitseinstufung 
behandelt werden könnte. 

Herr Präsident, ich mußte diese Vorbemerkung 
machen, weil einzelne Fragen, die ich jetzt im folgen-
den beantworten werde, nur pauschal beantwortet 
werden können, um Geschäfts- und Betriebsgeheim-
nisse nicht zu verletzen. 

Ich komme zur Frage 38. Im Sommer 1994 wurde 
die DKB international zum Verkauf ausgeschrieben. 
Zum Verkaufszeitpunkt war der größte Anteil des 
Kreditvolumens der Deutschen Kreditbank AG im 
Bereich Wohnungsbaukredite. Die Kreditnehmer 
waren in der Regel Wohnungsbaugesellschaften, die 
sich wiederum im Eigentum von Kommunen befan-
den. 

Für private Investoren war eine Bank nicht attrak-
tiv, die einerseits um Kunden wirbt, auf die die Kom-
munen bestimmenden Einfluß haben, und anderer-
seits die sogenannten Altschulden für den Bau 
gesellschaftlicher Einrichtungen geltend machen 
muß. 

Der Unternehmenswert der Deutschen Kreditbank 
wurde durch die Ausgliederung der Altkredite posi-
tiv beeinflußt. Dies zeigt auch der Umstand, daß ein 
Goodwill erlöst werden konnte. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Staatssekretär, 
Ihre Antwort kann mich naturgemäß nicht ganz 
befriedigen. Ich habe konkret gefragt: Welche 
Gründe waren für die Ausgliederung der kommuna-
len Altschulden beim Verkauf der Kreditbank an die 
Bayerische Landesbank maßgebend? Das halte ich 
mit Ihren Ausführungen für nicht zureichend beant-
wortet. Welche Gründe waren es? Geschah es auf 
Verlangen des Verkäufers oder des Käufers? Sagen 
Sie es mir bitte. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es gab eine internationale Aus-
schreibung; darauf habe ich hingewiesen. 

(Dr. Ch ristine Lucyga [SPDJ: Das haben Sie 
eben vorgelesen!) 

Es gab sehr wenige Interessenten für diese Bank. 
Unter diesen mußte natürlich eine Auswahl getroffen 
werden, und es mußte das günstigste Angebot 
genommen werden. Dieses lag bei der Bayerischen 
Landesbank. Der entscheidende Punkt war eben 
- die Höhe der kommunalen Altschulden ist Ihnen ja 
in etwa bekannt -, daß ohne eine Ausgliederung die-
ser kommunalen Altschulden eine Privatisierung, ein 
Verkauf der Deutschen Kreditbank nicht möglich 
gewesen wäre. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Sie sagten, die Aus-
gliederung der kommunalen Altschulden habe sich 
auf den erzielten Verkaufswert insgesamt positiv 
ausgewirkt. Was verstehen Sie unter „positiv"? Ich 
hätte gern konkret Größenordnungen gewußt. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es konnte durch die Ausgliede-
rung ein höherer Verkaufspreis erzielt werden als 
ohne Ausgliederung. Sie werden Verständnis dafür 
haben, daß ich die Größenordnung hier nicht nennen 
kann. Mit der Käuferin der DKB, der Bayerischen 
Landesbank, ist Vertraulichkeit vereinbart worden. 
Ich kann hier leider keine Einzelheiten nennen. 

(Dr. Christine Lucyga [SPDJ: Auch nicht 
ungefähr?) 

Vizepräsident Hans Klein: Es gibt nur zwei Zusatz-
fragen, wie immer Sie die dritte Zusatzfrage begrün-
den. Aber der Staatssekretär ist schon dabei, die 
dritte Zusatzfrage zu beantworten, also bitte. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Der Kaufpreis bestand aus einer 
Eigenkapitalkomponente und einer Goodwillkompo-
nente. Der Kaufvertrag sah vor, daß von der DKB 
nicht benötigtes Eigenkapital einschließlich des 
Gewinns für das Jahr 1993 vor der Übertragung an 
den Bund ausgeschüttet wird. Auch das Ergebnis für 
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1994 steht dem Bund zu. Es ist allerdings noch nicht 
festgestellt. 

Insgesamt sind im Bundeshaushalt Einnahmen aus 
Kapitalherabsetzung und Veräußerung der Staats-
bank Berlin und der DKB in Höhe von insgesamt 
11 Milliarden DM veranschlagt worden. Eine nähere 
Aufschlüsselung ist mir leider nicht möglich, Frau 
Abgeordnete. 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Kollege 
Catenhusen. 

Wolf-Michael Catenhusen (SPD): Ich weiß nicht, ob 
die Frage formal richtig ist, aber ich stelle sie trotz-
dem: Ist es bei Veräußerung von Eigentum, das in 
Bundesbesitz übergegangen ist, üblich, daß Erlöse 
aus solchen Verkaufsvorgängen dem Parlament oder 
den zuständigen Fachausschüssen nicht mitgeteilt 
werden? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, über alle 
Vorgänge, über die wir im Laufe der nächsten Zeit 
hier sprechen, einschließlich des Verkaufes der DKB, 
ist das Parlament über die entsprechenden Aus-
schüsse unterrichtet worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Überschreitet der Verkaufserlös, 
der erzielt worden ist, die Grenze, bei der eine parla-
mentarische Genehmigung erforderlich ist? 

(Albert  Schmidt [Hitzhofen] [BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN]: Was ist das?) 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Schily, diese 
Frage kann ich insoweit beantworten, daß ich sage, 
daß das Parlament, daß die Ausschüsse über diesen 
Punkt informiert worden sind. Das Parlament ist 
unterrichtet worden. Das ist nach meinem Wissen 
über den Haushaltsausschuß gelaufen. Es gab zu die-
sem Punkt eine Unterrichtung des Haushaltsaus-
schusses. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Ist der Haushaltsausschuß 
über den beabsichtigten Verkauf der Deutschen 
Kreditbank AG an die Bayerische Landesbank 
mit Einzelheiten und Preisen so informiert wor-
den, wie die Bundesregierung den Haushaltsaus-
schuß beim Verkauf von Grundstücken, Gebäu-
den und anderen bundeseigenen Gegenständen 
informiert? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Conradi, es 
geht hier darum, daß - ich habe es gesagt - mit dem 

Erwerber der Deutschen Kreditbank zum Verkaufs-
preis Vertraulichkeit vereinbart worden ist. 

(Otto Schily [SPD]: Sie sind da auf völlig 
unsicherem Boden! Eigentümer war der 
Staat! Sie müssen dem Parlament und der 
Öffentlichkeit Auskunft geben! Sie können 
das parlamentarische Recht nicht durch 
eine Vereinbarung mit dem Käufer unter-

laufen!) 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily, wir 
wollen uns an die Regeln halten. Die nächste Frage 
wollte der Kollege Neumann stellen. - Hat sich erle-
digt. Dann bitte, Frau Kollegin Matthäus-Maier. 

Ingrid Matthäus-Maler (SPD): Herr Staatssekretär, 
es ist schwierig, die Frage zu stellen, weil Sie mehr-
fach geantwortet haben, das sei vertraulich. Aber 
sehen Sie nicht die Problematik, daß unser Haus-
haltsrecht detaillie rt  vorsieht, wann und unter wel-
chen Bedingungen der Haushaltsausschuß informiert 
werden muß oder sogar zustimmen muß, Sie sich 
aber, wenn wir Fragen stellen, immer wieder auf Ver-
traulichkeit berufen, so daß wir gar nicht nachprüfen 
können, was Sie im einzelnen mit den Banken ver-
einbart haben oder nicht? Es handelt sich doch um 
Vermögen der Bundesrepublik Deutschland. Wir 
haben ein Recht darauf, das zu erfahren. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Selbstverständlich, Frau Abge-
ordnete, das ist das Recht des Parlamentes. Das wird 
auch gar nicht angetastet. 

Ich möchte nur darauf hinweisen, daß das Parla-
ment wie im Fall der DKB auch bei allen anderen 
Verfahren bei den Schritten, die bei der Privatisie-
rung der DDR-Banken erfolgten, eingeschaltet war. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen zu 
Frage 38 werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 39 auf, die der Kollege 
Hans-Joachim Hacker gestellt hat: 

Welche Vorverträge bzw. sonstigen früheren Vereinbarungen 
aus der Zeit vor dem 3. Oktober 1990 haben die Bundesregie-
rung bzw. ihr unterstellte Institutionen beim Verkauf der folgen-
den Banken - Deutsche Kreditbank AG, Berliner Stadtbank AG, 
Genossenschaftsbank Berlin, Deutsche Außenhandelsbank AG, 
Deutsche Handelsbank AG - in ihrer Verhandlungsfreiheit ein-
geschränkt, und durch welche Punkte in diesen Vorverträgen 
bzw. Vereinbarungen war die Verhandlungsfreiheit einge-
schränkt? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Zur Deutschen Kreditbank AG: 
Folgende verbindliche Vereinbarungen wurden in 
der Zeit vor dem 3. Oktober 1990 geschlossen: Ver-
trag der DKB mit der Deutschen Bank AG über die 
Gründung der Joint-venture-Bank Deutsche Bank/ 
Kreditbank AG, Vertrag der DKB mit der Dresdner 
Bank AG über die Gründung der Joint-venture-Bank 
Dresdner Bank/Kreditbank AG, Geschäftsbesor-
gungsvertrag der DKB mit der Deutschen Bank/Kre- 
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ditbank AG betreffend die Abwicklung der Altkre-
dite, Geschäftsbesorgungsvertrag der DKB mit der 
Dresdner Bank/Kreditbank AG betreffend die 
Abwicklung der Altkredite. 

Die Deutsche Bank AG und die Dresdner Bank AG 
haben bereits im Sommer 1990 jeweils eine Kaufop-
tion an den Aktien der DKB an den Joint-venture

-
Banken erhalten. Die DKB hatte sich gegenüber 
Deutscher und Dresdner Bank AG vertraglich ver-
pflichtet, deren Beteiligung an den jeweiligen Joint-
venture-Banken auf 100-Prozent-Anteile zu erhöhen. 
Des weiteren war der Kaufpreis zur Übernahme der 
Aktien an den Joint-venture-Banken vertraglich fest-
gelegt. 

Zur Berliner Stadtbank AG: Folgende verbindliche 
Vereinbarungen wurden in der Zeit vor dem 
3. Oktober 1990 geschlossen: Letter of intent zwi-
schen Berliner Bank AG und Berliner Stadtbank AG, 
Dienstleistungsvertrag zwischen Berliner Bank AG 
und Berliner Stadtbank AG. 

Der Letter of intent und insbesondere der Dienst-
leistungsvertrag führten zu einer Vertragsbindung 
der Berliner Stadtbank AG dergestalt, daß ein Ver-
kauf der Berliner Stadtbank AG an andere als die 
Berliner Bank AG für den Eigentümer wi rtschaftlich 
nicht attraktiv war. Einzelheiten vermag ich mit 
Rücksicht auf die Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse der beteiligten Banken ohne deren Einver-
ständnis nicht anzugeben. 

Ich bin bereit - das habe ich gesagt -, über den 
Bundesrechnungshof an die Banken heranzutreten 
mit der Bitte, die Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse aufzuheben, damit der Haushaltsausschuß oder 
der Rechnungsprüfungsausschuß die Möglichkeit 
hat, sich detailliert mit diesen Dingen zu befassen. 

Die Genossenschaftsbank Berlin ist nicht verkauft 
worden. Vielmehr hat die DG-Bank noch vor dem 
Tag der deutschen Einheit am 3. Oktober 1990 das 
Geschäft und die Mitarbeiter der Genossenschafts-
bank Berlin, die sich nach wie vor im Eigentum des 
Bundes befindet, übernommen, und zwar durch 
einen Übernahme- und Einbringungsvertrag zwi-
schen der GBB und der DG-Bank vom 10. September 
1990. 

Die Deutsche Außenhandelsbank AG hat am 
31. Mai 1990 eine Grundlagenvereinbarung mit der 
Westdeutschen Landesbank abgeschlossen. 

Zur Deutschen Handelsbank AG: Schon vor dem 
3. Oktober 1990 hatte die Staatsbank Berlin Ver-
handlungen über eine Veräußerung ihrer 64pro-
zentigen Beteiligung an der Deutschen Handelsbank 
AG geführt, ohne daß es zu Vorverträgen oder sonsti-
gen Vereinbarungen gekommen war. Die Verhand-
lungen konnten am 13. November 1990 abgeschlos-
sen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Hacker, 
Zusatzfrage. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Staatssekretär, 
waren die Bundesregierung bzw. von ihr beauftragte 

Personen oder ihr unterstellte Institutionen bzw. von 
ihnen beauftragte Personen in irgendeiner Phase vor 
dem 3. Oktober 1990 an der Verhandlung oder 
Erstellung dieser Vorverträge oder Vereinbarungen 
beteiligt? Wenn ja: In welcher Funktion haben diese 
Personen gehandelt? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, wenn ich das 
richtig sehe, greifen Sie der nächsten Frage vor. Ich 
kann diese Frage aber mit Nein beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zweite Zusatzfrage. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Haben die Bundesre-
gierung bzw. ihr unterstellte Institutionen in irgend-
einer Weise unmittelbar oder mittelbar Einfluß auf 
die Verhandlungen oder die Erstellung dieser Vor-
verträge oder Vereinbarungen genommen? Wenn ja: 
in welcher Weise? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es ist mir nicht bekannt, daß Mit-
glieder der Bundesregierung oder Bedienstete der 
Bundesregierung Einfluß auf die Vertragsgestaltung 
genommen haben. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Ist Ihnen das deshalb nicht 
bekannt, Herr Staatssekretär, weil Sie erst seit kurzer 
Zeit im Amt sind? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Nein, Herr Abgeordneter Schily, 
das hat das Studium der Akten ergeben. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, können Sie bestätigen, 
daß einige westdeutsche Banken durch Geschäftsbe-
sorgungsverträge mit den ostdeutschen Partnerban-
ken von diesen Entgelte erhalten haben, die in etwa 
den Kaufsummen bei der späteren Übernahme der 
ostdeutschen Partnerbanken entsprechen? Wie 
erklären Sie das? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, das ist mir 
nicht bekannt. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 40, die ebenfalls der Kol-
lege Hacker gestellt hat, auf: 

Welche Mitglieder bzw. Mitarbeiter oder Beauftragte der Bun-
desregierung und der Regierung der DDR haben an den Ver-
handlungen über die Abwicklung von Altkrediten der ehemali-
gen DDR und die Übernahme von Geschäften ehemaliger DDR-
Kreditinstitute durch andere Geschäftsbanken teilgenommen? 
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Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Vor dem 3. Oktober 1990 haben 
keine Mitglieder bzw. Mitarbeiter oder Beauftragte 
der Bundesregierung an Verhandlungen über die 
Abwicklung von Altkrediten der ehemaligen DDR 
und die Übernahme von Geschäften ehemaliger 
Kreditinstitute durch andere Geschäftsbanken teil-
genommen. Auf Grund von Ministerratsbeschlüssen 
der Regierung der ehemaligen DDR war vor allem 
die Staatsbank Berlin mit der Umstrukturierung der 
Kreditwirtschaft beauftragt worden. Allerdings gab 
es im Zusammenhang mit dem Einigungsvertrag 
Gespräche von Vertretern des Bundesministeriums 
der Finanzen und der Deutschen Bundesbank mit 
den Vertretern der DDR und der Staatsbank Berlin. 
Nach dem 3. Oktober 1990 lag die Zuständigkeit 
beim Bundesministerium der Finanzen, für die DKB 
und für die Berliner Stadtbank AG war die Treu-
handanstalt zuständig. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen 
werden nicht gestellt. 

Dann rufe ich die Frage 41 des Kollegen Weißger-
ber auf. Ist der Kollege im Raum? - Das ist nicht der 
Fall. Es wird verfahren, wie in der Geschäftsordnung 
vorgesehen. 

Ich rufe die Frage 42 des Kollegen Peter Conradi 
auf: 

In welcher Höhe sind auf Ausgleichsforderungen, die Geldin-
stituten seit dem 1. Juli 1990 zugeteilt wurden, Zinsen angefal-
len, die den Bundeshaushalt bzw. den Erblastentilgungsfonds 
belasten? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Seit dem 1. Juli 1990 sind in Höhe 
von 26,7 Milliarden DM Zinsen auf Ausgleichsforde-
rungen angefallen, die bis zum 31. Dezember 1994 
vom Kreditabwicklungsfonds mit Erstattungen je 
hälftig durch den Bund bzw. die Treuhandanstalt und 
ab dem 1. Januar 1995 vom Erblastentilgungsfonds 
mit vollständiger Erstattung durch den Bund getra-
gen wurden. 

Peter Conradi (SPD): Welche Zinssätze hat die 
Bundesregierung für diese Forderungen maximal 
und minimal vereinbart? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Diese Forderungen werden nach 
dem Drei-Monats-Fibor verzinst. 

(Peter Conradi [SPD]: Hui!) 

Vizepräsident Hans Klein: War das Ihre zweite 
Zusatzfrage? - Danke. Möchte noch jemand eine 
Zusatzfrage stellen? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Frage 43, die ebenfalls der 
Kollege Peter Conradi gestellt hat: 

Beim Verkauf welcher der folgenden Banken bzw. ihrer An-
teile haben die Bundesregierung oder ihr unterstellte Institutio-
nen in den Kaufverträgen Nachbesserungsklauseln einge-
bracht: Deutsche Kreditbank AG, Berliner Stadtbank AG, Ge-

nossenschaftsbank Berlin, Deutsche Außenhandelsbank AG, 
Deutsche Handelsbank AG? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Zur Deutschen Kreditbank AG: 
In den Kaufverträgen über die Aktien der Joint-ven-
ture-Banken wurden keine Nachbewertungsklau-
seln vereinbart. Bei den getrennt veräußerten Grund-
stücken wurden hingegen Nachbewertungsklauseln 
vorgesehen. Bei dem Verkauf der DKB an die Bayeri-
sche Landesbank im Jahre 1995 wurde eine Nachbe-
wertungsvereinbarung in den Kaufvertrag aufge-
nommen. 

Der Kaufvertrag über die Aktien der Berliner 
Stadtbank AG enthält keine Nachbewertungsklausel 
im eigentlichen Sinne, allerdings eine Anpassungs-
klausel betreffend Altkredite. Einzelheiten können 
im Hinblick - ich wiederhole das - auf die Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse der an der Transaktion 
beteiligten Banken nicht genannt werden. Die Berli-
ner Stadtbank AG hatte kein eigenes Grundstücksei-
gentum. 

Zu den übrigen Kreditinstituten: Die Genossen-
schaftsbank Berlin ist am 3. Oktober 1990 in das 
Eigentum des Bundes übergegangen. Sie wurde 
nicht verkauft. Ich habe bereits darauf hingewiesen. 
Ihr Bankgeschäft hat sie durch Einbringungsvertrag 
vom 10. September 1990 mit Wirkung vom 1. Juli 
1990 in die Deutsche Genossenschaftsbank einge-
bracht und dafür eine angemessene Gegenleistung 
erhalten. Nachbesserungsklauseln wurden in den 
Kaufverträgen betreffend die Deutsche Außenhan-
delsbank AG und die Deutsche Handelsbank AG 
nicht vereinbart. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Peter Conradi (SPD): Der Bundesrechnungshof hat 
kritisiert, daß beim Verkauf des 64-Prozent-Anteils 
der Deutschen Handelsbank nur der Käuferin ein 
Recht zur Nachverhandlung oder Kaufpreisanpas-
sung eingeräumt wurde, nicht aber der Treuhand. Es 
ist doch ungewöhnlich, daß nur eine Seite dieses 
Recht auf Nachbesserung oder Nachverhandlung hat 
und nicht auch die andere, in diesem Fall die Treu-
hand. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Der Vertrag über die Veräuße-
rung der DKB wurde im Januar dieses Jahres abge-
schlossen; zu diesem Zeitpunkt hat die Treuhandan-
stalt nicht mehr bestanden. 

Peter Conradi (SPD): Selbst dann stellt sich die 
Frage, warum die Bundesregierung nur einer Seite 
das Recht auf Nachverhandlungen einräumt und 
nicht auch sich selbst Nachbesserungen bzw. Nach-
verhandlungen ermöglicht. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich kenne den Vertrag, der hier 
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zugrunde liegt, nicht im einzelnen. Ich bin aber 
bereit, hierzu eine schriftliche ergänzende Stellung-
nahme abzugeben. 

(Peter Conradi [SPD]: Dann bitte ich um 
schriftliche Beantwortung!) 

Vizepräsident Hans Klein: Bitte, Herr Neumann. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): War die Bun-
desregierung durch Vorverträge gehindert, eine 
Nachbesserungsklausel in den Vertrag aufzuneh-
men, die beiden Seiten die Möglichkeit gegeben 
hätte, neue Verhandlungen aufzunehmen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Im Bereich der DKB? 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Ja. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Hier gab es keine Vorverträge, 
weil es eine internationale Ausschreibung gegeben 
hat. 

(Volker Neumann [Bramsche] [SPD]: Ent

-

schuldigung, ich wollte nach der Berliner 
Stadtbank gefragt haben!) 

- Es hat eine Anpassungsklausel betreffend die Alt-
kredite gegeben. Ich habe gesagt, daß es kein 
Grundstückseigentum gegeben hat. Bei Grund-
stücksverkäufen ist es üblich, solche Klauseln vorzu-
sehen. Bei Aktienverkäufen selbst ist es normaler-
weise nicht üblich, dies zu tun. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, wer im Bun-
desfinanzministerium hat die Verträge geprüft? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Die Verträge wurden von ver-
schiedenen Fachabteilungen des Ministeriums 
geprüft. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, heißt das, daß Herr Finanzminister Waigel keine 
Kenntnis von diesen Verträgen hatte? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Das habe ich nicht gesagt. 
Finanzminister Waigel - das betrifft aber auch eine 
Frage, deren Beantwortung zu einem späteren Zeit-
punkt an die Reihe kommt; es handelt sich um eine 
Frage, die der Abgeordnete Schily an die Bundesre-
gierung gerichtet hat - wurde unterrichtet. 

Vizepräsident Hans Klein: Weitere Zusatzfragen? - 
Nein. 

Dann rufe ich die Frage 44, die der Kollege Beu-
cher gestellt hat, auf: 

Welche Immobilien befanden sich zum Zeitpunkt des Ver-
kaufs der folgenden ehemaligen DDR-Geldinstitute bzw. ihrer 
Anteile in deren Besitz oder deren anteiligem Besitz: Deutsche 
Kreditbank AG, Berliner Stadtbank AG, Genossenschaftsbank 
Berlin, Deutsche Außenhandelsbank AG, Deutsche Handels-
bank AG? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Soweit Angaben zum Grundei-
gentum von Gesellschaften nicht im Jahresabschluß 
zu veröffentlichen sind, zählen sie zu den Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnissen. Ich habe auf § 395 des 
Aktiengesetzes und § 9 des Kreditwesengesetzes 
hingewiesen. Daher bitte ich um Verständnis, wenn 
ich nicht imstande bin, Ihre Frage nach den einzel-
nen Immobilien der genannten Banken ohne deren 
vorherige Zustimmung zu beantworten. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, Sie können auch nicht sagen, ob diese Immobi-
lien überwiegend mitten in den Städten gelegen sind 
oder ob sie sich in Randlagen befunden haben? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Darauf kann ich leider keine Ant-
wort  geben. 

Vizepräsident Hans Klein: Keine zweite Zusatz-
frage? - Dann der Kollege Schily, bitte. 

Otto Schily (SPD): Herr Staatssekretär, ist im Bun-
desfinanzministerium geprüft worden, welcher 
Immobilienbesitz mit Bankinstituten oder Kreditinsti-
tuten veräußert wurde und welcher Wert bei der 
Übertragung auf die Erwerber übergegangen ist? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Dies ist geprüft worden, Herr 
Abgeordneter Schily. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Selbst wenn Sie hier nicht 
einzelne Werte vortragen können, dann können Sie 
uns doch sagen, auf welche Weise diese Werte fest-
gestellt worden sind. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es sind hier natürlich Wirtschafts-
prüfer eingeschaltet worden; in manchen Fällen sind 
auch zusätzlich Gutachter in Anspruch genommen 
worden. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Matthäus-
Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): In welcher Weise 
sind diese Immobilien und ihr Wert bei den Ver- 
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kaufsverhandlungen berücksichtigt worden, und ist 
es zutreffend, daß vor dem Verkauf noch Sanierungs-
maßnahmen an den Immobilien vorgenommen wur-
den, und in welcher Höhe sind Aufwendungen ent-
standen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Inwieweit Aufwendungen ent-
standen sind, kann ich im einzelnen nicht sagen. 
Auch dies dürfte dem Geschäfts- und Betriebsge-
heimnis unterliegen. 

(Otto Schily [SPD]: Wie das denn?) 

Ich kann Ihnen, Frau Abgeordnete Matthäus-Maier, 
diese Antwort aber schriftlich geben. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Und die 
andere Frage?) 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin, Sie hat-
ten eine Zusatzfrage. - Oder handelte es sich vorhin 
um eine Doppelfrage? - 

(Ingrid  Matthäus-Maier [SPD]: Ja, das war 
eine Doppelfrage!) 

- Dann bitte ich, auch den zweiten Teil zu beantwor-
ten. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Den Trick werde 
ich mir merken!) 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich habe in anderem Zusammen-
hang gesagt, daß die Immobilien angemessen 
berücksichtigt worden sind. 

(Otto Schily [SPD]: Das ist ja nun wirklich 
eine Auskunft!) 

Sie sind mit in den Verkaufspreis eingegangen. 

(Ingrid Matthäus-Maier [SPD]: Wie hoch, 
das dürfen Sie wiederum nicht sagen!)  

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Neumann. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Hat die Bun-
desregierung, wenn sich herausstellen sollte, daß die 
Bewertungen falsch waren, eine Möglichkeit, über 
Nachverhandlungen eine Erhöhung des Kaufpreises 
zu erreichen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es gibt eine Anpassungsklausel. 
Aber inwieweit Wertveränderungen zu Buche schla-
gen, kann ich im einzelnen nicht sagen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Dr. Struck. 

Dr. Peter Struck (SPD): Herr Staatssekretär, kön-
nen Sie dem Bundestag etwas über den Inhalt dieser 
Anpassungsklausel berichten? Welche Kriterien sind 
in dieser Anpassungsklausel enthalten? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Struck, dies 
kann ich nicht tun. Ich könnte dies tun, wenn ich ein 
Gespräch mit der betroffenen Bank führte und eine 
Offenlegung des Vertrages erfolgt. 

(Abg. Otto Schily [SPD] meldet sich zu einer 
Zusatzf rage)  

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Schily, es 
kommen noch jede Menge Fragen zum gleichen 
Thema. Sie können Ihre Zusatzfrage vielleicht dann 
stellen. 

(Otto Schily [SPD]: Gut, gut!) 

Ich rufe die Frage 45 auf, ebenfalls vom Kollegen 
Beucher gestellt: 

Welchen Wert hatte beim Verkauf der folgenden Banken bzw. 
ihrer Anteile ggf. der Immobilienbesitz, und wurde dieser Wert 
bei der Kreditpreisermittlung berücksichtigt: Deutsche Kredit-
bank AG, Berliner Stadtbank AG, Genossenschaftsbank Berlin, 
Deutsche Außenhandelsbank AG, Deutsche Handelsbank AG? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Der Immobilienbesitz der 
genannten Banken wurde, soweit vorhanden, bei 
den Kaufpreisermittlungen bzw. bei der Bemessung 
der Gegenleistungen für das auf die DG-Bank über-
tragene Bankgeschäft der Genossenschaftsbank Ber-
lin ausreichend berücksichtigt. Dies ist bei Unterneh-
mensveräußerungen üblich. 

Soweit sich bei späteren Bewe rtungen dieser 
Immobilien bis zum Ende des Geschäftsjahres 1994 
höhere Werte als zum Zeitpunkt des Verkaufs erge-
ben, zieht dies nach § 36 des D-Mark-Bilanzgesetzes 
Änderungen der D-Mark-Eröffnungsbilanzen der 
betroffenen Institute mit der Folge nach sich, daß 
ihnen eine entsprechend geringere Ausgleichsforde-
rung bzw. höhere Ausgleichsverbindlichkeit gegen-
über dem Ausgleichsfonds Währungsumstellung 
zugeteilt wird, die den Bund entsprechend entlastet, 
so daß auf diese Weise dem Bund die vollen Grund-
stückswerte zugute kommen. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, wer hatte denn nach dem Verkauf der Banken 
die Verfügungsgewalt über diese Immobilien? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Die Verfügungsgewalt über diese 
Immobilien liegt bei den Käufern. 

Vizepräsident Hans Klein: Eine zweite Zusatz-
frage? - Nein. 

Kollege Schily, wollen Sie jetzt die Gelegenheit 
nutzen? - Nein. Weitere Zusatzfragen werden nicht 
gestellt. 
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Dann rufe ich die Frage 46 auf, die die Kollegin 
Doris Barnett gestellt hat: 

Sind Geldinstitute durch die Zuteilung von Ausgleichsforde-
rungen bezüglich der Altkredite aus der ehemaligen DDR von 
jedem finanziellen Risiko freigestellt worden? 

Bitte, Herr Staatssekretär. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es trifft nicht zu, daß die Kreditin-
stitute bezüglich der Altkredite von jedem finanziel-
len Risiko freigestellt worden sind. Soweit zum Stich-
tag 1. Juli 1990 Altkredite nicht werthaltig waren 
und sich hieraus Verluste in der D-Mark-Eröffnungs-
bilanz der ostdeutschen Geldinstitute ergeben 
haben, werden diese Verluste gemäß Staatsvertrag 
Anlage I Art. 8 § 4 durch die Zuteilung von Aus-
gleichsforderungen an den Ausgleichsfonds Wäh-
rungsumstellung ausgeglichen. 

Erweisen sich im Zeitraum nach dem 1. Juli 1990 
bis zur Bilanz zum 31. Dezember 1994 Altkredite auf 
Grund von werterhellenden Tatsachen, die am 1. Juli 
1990 bereits vorlagen, als nicht mehr werthaltig, wer-
den die entsprechenden Verluste gemäß § 36 Abs. 4 
des D-Mark-Bilanzgesetzes ebenfalls durch Zutei-
lung von Ausgleichsforderungen ausgeglichen. 
Beruht allerdings die Wertlosigkeit auf wertverän-
dernden, in der Zeit nach dem 1. Juli 1990 begründe-
ten Tatsachen oder werden die Verluste nach dem 
31. Dezember 1994 erkennbar, muß die entspre-
chende Belastung von den Kreditinstituten selbst 
getragen werden. 

Vizepräsident Hans Klein: Zusatzfrage, Frau Kolle-
gin? - Keine. Dann der Kollege Thalheim. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Wenn die Deutsche 
Genossenschaftsbank für ihre Forderungen gegen-
über den LPG-Nachfolgern in voller Höhe Aus-
gleichsforderungen erheben kann, ist dann davon 
auszugehen, daß die Bank der Meinung war, daß 
sämtliche Forderungen nicht werthaltig sind? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Dr. Thalheim, 
das wird sich erst bei der abschließenden Zuteilung 
von Ausgleichsforderungen zeigen. Dieser Abschluß 
erfolgt auf der Basis der Werte vom 31. Dezember 
1994 bis Ende 1998. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin Matthäus

-

Maier. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Habe ich Ihre Ant-
wort richtig verstanden, Herr Staatssekretär, daß die 
Kreditinstitute für die Zeit vor der D-Mark-Umstel-
lung am 1. Juli 1990 von jedem finanziellen Risiko 
freigestellt worden sind? Ich habe Sie so verstanden, 
daß für die Banken nur für die Zeit nach der Umstel-
lung Risiken entstehen. Habe ich Sie richtig verstan-
den: Werden sie für die Zeit vor der Umstellung von 
jedem Risiko freigestellt? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich habe das so gesagt. Soweit 
erkennbar ist, daß Altkredite vor dem 1. Juli 1990 
nicht werthaltig waren, wird eine entsprechende 
Ausgleichsforderung gewährt. 

Ingrid Matthäus-Maier (SPD): Eine Ausgleichsfor-
derung ist kein Risiko, sondern das Gegenteil. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin! - Das 
Wort  hat der Kollege Schily. 

Otto Schily (SPD): Ich möchte da noch nachfragen, 
Herr Staatssekretär. Es geht um die Übernahme 
eines Kreditinstituts und einen Altkreditbestand. 
Trifft es zu, daß das Risiko, was diesen Altkreditbe-
stand angeht, durch entsprechende Ausgleichsforde-
rungen ausgeschlossen wurde? Denn es wäre wirk-
lich ein Stück aus dem Tollhaus, wenn der Staat das 
Risiko zusätzlich auch für das künftige Bankgeschäft 
übernähme. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich habe die zeitliche Unterschei-
dung getroffen, Herr Abgeordneter Schily. Ich bitte 
zu berücksichtigen: Es ging um den Aufbau eines 
tragfähigen zweistufigen Bankensystems. Das ist 
letztlich auch eine Folge des Prinzips der Ausgleichs-
forderungen. Auf Grund der asymmet rischen Wäh-
rungsumstellung in der damaligen DDR mußte natür-
lich ein Ausgleich geschaffen werden, damit ein trag-
fähiges und belastbares Bankensystem entstehen 
konnte. 

Vizepräsident Hans Klein: Könnten Sie, Herr Parla-
mentarischer Staatssekretär - ich weiß, Sie haben 
heute ein schwieriges Amt -, - 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich habe immer ein schwieriges 
Amt. 

Vizepräsident Hans Klein: - die Frage der zeitli-
chen Differenzierung vielleicht noch einmal erläu-
tern? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Sehr gern. Soweit Altkredite zum 
Stichtag 1. Juli 1990 nicht werthaltig waren und sich 
hieraus Verluste in der D-Mark-Eröffnungsbilanz 
ergeben haben, werden diese Verluste - das schreibt 
der Staatsvertrag vor; wir tun nichts anderes, als den 
Staatsvertrag umzusetzen - durch Zuteilungen von 
Ausgleichsforderungen an den Ausgleichsfonds 
Währungsumstellung ausgeglichen. 

Erweisen sich im Zeitraum nach dem 1. Juli 1990 
bis zur Bilanzerstellung zum 31. Dezember 1994 Alt-
kredite auf Grund von werterhellenden Tatsachen, 
die am 1. Juli 1990 bereits vorlagen, als nicht mehr 
werthaltig, werden die entsprechenden Verluste 
gemäß D-Mark-Bilanzgesetz ebenfalls durch Zutei-
lung von Ausgleichsforderungen ausgeglichen. Wir 



6394 	Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 73. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. November 1995 

Staatssekretär Dr. Jürgen Stark 

müssen - das enthält erstens der Staatsvertrag und 
zweitens das D-Mark-Bilanzgesetz - den Unterneh-
men und den Banken auf Grund der sehr schwieri-
gen Bewertungssachverhalte in den neuen Bundes-
ländern bis zum 31. Dezember 1994 die Möglichkeit 
geben, entsprechende Änderungen vorzunehmen. 

Vizepräsident Hans Klein: Herr Kollege Neumann. 

Volker Neumann (Bramsche) (SPD): Herr Staatsse-
kretär, hält die Bundesregierung es - nachdem Sie 
uns das so mitgeteilt haben - trotzdem für gerechtfer-
tigt, daß diesen Geldinstituten marktübliche Zinsen 
auf Altkredite berechnet worden sind, obwohl markt-
übliche Zinsen, wie jeder weiß, zu einem erheblichen 
Teil eine Risikoprämie enthalten? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Ich habe gesagt, Herr Abgeord-
neter, es ging um den Aufbau eines funktionsfähigen 
Bankensystems. Dazu benötigten wir das Instrument 
der Ausgleichsforderungen. Dieses Instrument wur-
de extra geschaffen, um angesichts der asymmetri-
schen Umstellungssätze für die Aktiv- und die Pas-
sivseite einen Ausgleich zu finden. 

Im Ergebnis hatten die Banken der DDR mehr 
D-Mark-Verbindlichkeiten, als sie D-Mark-Forde-
rungen hatten. Die Lücke auf der Aktivseite der 
Bankbilanzen wurde durch entsprechende Aus-
gleichsforderungen ausgefüllt. 

Da Sie jetzt von den Zinsen sprechen, Herr Abge-
ordneter, muß ich darauf hinweisen, daß den Banken 
ein formaler Bilanzausgleich - wir haben das damals 
sehr genau mit der Bundesbank besprochen - wenig 
geholfen hätte; denn es ging um die Schließung der 
Rentabilitätslücke in der Gewinn- und Verlustrech-
nung. Dies war nur durch eine marktmäßige Verzin-
sung der Ausgleichsforderungen möglich. 

Ich möchte darauf hinweisen, daß eine Folge der 
marktmäßigen Verzinsung die Verbriefung der Aus-
gleichsforderungen war. Nur so war es möglich, in 
den neuen Bundesländern ein solides Bankenrefi-
nanzierungssystem zu schaffen. 

(Otto Schily [SPD]: Sie bekommen eine Risi

-

koprämie ohne Risiko! Das ist eine Subven

-

tionierung!) 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Conradi. 

Peter Conradi (SPD): Ist der Eindruck zutreffend, 
Herr Staatssekretär, daß bei der Abwicklung dieser 
Verträge sämtliche Risiken beim Bund und sämtliche 
Vorteile bei den Banken lagen, daß man also richti-
gerweise eher von einer Bankenregierung als von 
einer Bundesregierung sprechen müßte? 

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten 
der SPD) 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Conradi, Sie  

können nicht erwarten, daß ich auf diese Frage ernst-
haft antworte. 

(Peter Conradi [SPD]: Ich möchte wissen, ob 
bei den Banken irgendwelche Risiken 
lagen! - Ich möchte darum bitten, daß das 
Mikrophon anbleibt, solange ich hier stehe! 

Muß ich jedesmal daraufdrücken?) 

Vizepräsident Hans Klein: Doch, das muß leider 
jeder bei der fabelhaften Technik, die wir in diesem 
Hause haben. 

Peter Conradi (SPD): Ich möchte nicht auf den 
polemischen Teil meiner Frage eine Antwort, son-
dern auf den sachlichen Teil meiner Frage, und der 
hieß: Gab es überhaupt irgendwelche Risiken bei 
den Banken? Hatten sie nicht sämtliche Vorteile? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Vielen Dank, Herr Abgeordneter, 
für diese Klarstellung. Es gab natürlich Risiken bei 
den Banken. Ich habe das im Zusammenhang mit 
einer anderen Frage, die ich vorher beantwortet 
habe, dargelegt. 

Wir brauchten zum 1. Juli 1990 - das mußte eine 
ganz entscheidende Infrastrukturaufgabe für die 
Banken, die sich in den neuen Bundesländern enga-
giert haben, sein - ein funktionierendes Bankensy-
stem, um überhaupt die Umstellung der Mark der 
DDR auf die D-Mark vornehmen zu können. 

(Otto Schily [SPD]: Das hat die Bundesre-
gierung subventioniert! Das ist interessant!) 

Sie wissen, Herr Abgeordneter Conradi, daß der 
Bankensektor die Schnittstelle für den Transformati-
onsprozeß ist. 

(Otto Schily [SPD]: Warum mußte denn sub-
ventioniert werden?) 

- Kann ich ausreden? 

Es kann nicht so sein, daß Sie die Behauptung auf-
stellen, daß hier in erster Linie etwas für die Banken 
getan wurde. Ich habe dargestellt, wie es zu den 
Ausgleichsforderungen gekommen ist und wie sie 
begründet werden. Ich habe dargelegt, daß ein funk-
tionierender Kapitalmarkt in den neuen Bundeslän-
dern entstehen mußte. 

Sie müssen berücksichtigen, Herr Abgeordneter, 
daß von seiten der Banken, die sich in den neuen 
Bundesländern engagiert haben, in ganz gewaltigem 
Umfang Infrastrukturinvestionen erforderlich waren, 
und zwar sowohl in Immobilien als auch in die Schu-
lung des Personals. Ich möchte in diesem Zusammen-
hang erwähnen, daß sich der Bestand an Mitarbei-
tern bei den Banken der früheren DDR im Zuge der 
Privatisierung und des Aufbaus eines zweistufigen 
Bankensystems fast verdoppelt hat. 

(Otto Schily [SPD]: Als Geschenkprogramm 
für die Banken! - Peter Conradi [SPD]: Beim 
Staatssekretär brennt die rote Lampe am 
Mikrophon dauernd! Warum dann nicht bei 

den Abgeordneten, wenn sie fragen?) 
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Vizepräsident Hans Klein: Auch wir haben das Pro-
blem mit dem Knopf, Herr Kollege Conradi. 

Herr Kollege Ilte. 

Wolfgang Ilte (SPD): Herr Staatssekretär, das hört 
sich fast so an, als ob die Banken bei diesen Geschäf-
ten Verluste gemacht hätten. Wir sind anderer Auf-
fassung. 

Die Frage lautet: Gibt es in Ihrem Hause Berech-
nungen oder vielleicht auch Schätzungen, welche 
Gewinne beim Verkauf der DDR-Banken insgesamt 
entstanden sind? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Dies betrifft eine Frage, die zu 
einem späteren Zeitpunkt noch gestellt wird. Insge-
samt ist durch den Verkauf der DDR-Banken ein 
Erlös von knapp 11 Milliarden DM erzielt worden. 

(Otto Schily [SPD]: Lächerlich! Die Frage 
war eine andere!) 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Beucher. 

Friedhelm Julius Beucher (SPD): Herr Staatssekre-
tär, habe ich Sie richtig verstanden, daß Sie soeben 
ausgedrückt haben, daß bei der Umstrukturierung 
des DDR-Bankensystems Grundsätze sparsamer 
und sorgfältiger Haushaltsführung nur deshalb ver-
letzt worden sind, um den Termin 1. Juli 1990 einzu-
halten? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, hier sind 
keine Grundsätze des sparsamen Umgangs mit Steu-
ergeldern verletzt worden. Es ging um den Aufbau 
eines zweistufigen Bankensystems. Voraussetzung 
dafür war natürlich die Einführung der D-Mark zum 
1. Juli 1990. Voraussetzung war, daß der Umstruktu-
rierungsprozeß, der Privatisierungsprozeß greifen 
konnte. 

Hierzu benötigten wir - diese Erfahrung machen 
wir auch in den mittelosteuropäischen Staaten - ein 
funktionsfähiges Bankensystem. 

Dieses Bankensystem war - so haben das auch 
Sachverständige im Jahr 1990 ermittelt - nicht funk-
tionsfähig, es war von der Staatsbank zentral gesteu-
ert. Die Banken in den Kreisen waren lediglich Filia-
len, Verwaltungsstellen der Staatsbank in Berlin. Es 
wurde keine Geschäftsbankentätigkeit betrieben. Es 
mußte erst die Möglichkeit eröffnet werden, 
Geschäftsbankentätigkeit auszuüben. 

Vizepräsident Hans Klein: Kollege Hacker. 

Hans-Joachim Hacker (SPD): Herr Staatssekretär, 
Sie haben eben dargestellt, in welcher Weise die 
Bundesregierung bestrebt war, Risiken für die Ban-
ken zu minimieren, um es einmal vorsichtig auszu-
drücken. Ich frage Sie in diesem Zusammenhang: 
Hat die Bundesregierung in dieser Phase auch Über-

legungen angestellt, wie die Altschulden, die auf den 
kommunalen Gesellschaftsbauten lagen und die 
unter den Bedingungen eines staatlichen Bankensy-
stems in einer nichtmarktwirtschaftlichen Ordnung 
entstanden waren, für die Kommunen minimiert wer-
den konnten? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, Sie wissen, 
daß über die Frage der kommunalen Altschulden 
intensive Verhandlungen und Gespräche zwischen 
Bund, Ländern und den betroffenen Kommunen 
geführt werden. Auch das ist ein Grund, warum 
Frage 37 heute nicht in der Fragestunde, sondern 
schriftlich beantwortet wird. 

Vizepräsident Hans Klein: Frau Kollegin 
Dr. Lucyga. 

Dr. Christine Lucyga (SPD): Herr Staatssekretär, 
können Sie mir erläutern, welche Notwendigkeit die 
Bundesregierung bewogen hat, die Altkredite im 
Zuge der Umstrukturierung des Bankensystems 
sofort mit Hochzinsen zu belegen, mit denen sie vor-
her nicht belastet waren, und dadurch eine Eigendy-
namik in Gang zu setzen, an der noch heute zu tra-
gen ist? 

(Vorsitz : Vizepräsidentin Dr. Antje Voll-
mer) 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Frau Abgeordnete, es gab im 
Jahr 1990 unter den Sachverständigen die einhellige 
Meinung - dazu ist auch ein Sondergutachten des 
Sachverständigenrates zur Begutachtung der 
gesamtwirtschaftlichen Entwicklung eingefordert 
worden -, und es bestand ebenfalls auf seiten der 
Bundesbank eine klare Haltung, daß nur durch die 
Übernahme marktüblicher Zinsen ein Prozeß in 
Gang kommen kann, der mit marktwirtschaftlichen 
Grundsätzen vereinbar ist. Ich möchte darauf hinwei-
sen, daß durch Sachverständige - die Wirtschaftsfor-
schungsinstitute haben dies in mehreren Studien 
und Analysen belegt - und Befragungen, die bei 
Unternehmen in den neuen Bundesländern durchge-
führt wurden, klargestellt worden ist, daß die Alt-
schulden nie als entscheidende Last für den Anpas-
sungsprozeß angesehen wurden, sondern hierfür in 
erster Linie andere Faktoren maßgebend sind. 

(Otto Schily [SPD]: Anders der frühere 
Staatssekretär im Bundeswirtschaftsministe-
rium, Otto Schlecht! Immerhin eine bedeu-

tende Persönlichkeit!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Schulz. 

Werner Schulz (Berlin) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Herr Staatssekretär, welche Notwendigkeit 
bestand denn bei der - um es vorsichtig zu sagen - 
fragwürdigen Privatisierung und dem fragwürdigen 
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Verkauf der Banken dafür, sämtliche Forderungen 
den Banken gleich mit zu überlassen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter, inwieweit im 
Zusammenhang mit der Umsetzung des Staatsvertra-
ges und der Anwendung des D-Markbilanzgesetzes 
Ausgleichsverbindlichkeiten anfallen, wird sich zei-
gen. Wir sind hier in intensiver Prüfung. Ich werde in 
Beantwortung anderer Fragen darauf zurückkom-
men. Das Bundesministerium der Finanzen ist 
gemeinsam mit dem Bundesaufsichtsamt für das Kre-
ditwesen dabei, Prüfungen bei der Gewährung von 
Ausgleichsforderungen vorzunehmen. Das BAKred 
war bisher in der Lage, ungerechtfertigte Ausgleichs-
forderungen abzuwehren. Auch hierzu gibt es einen 
Bericht des Bundesrechnungshofs. Der Bundesrech-
nungshof hat diese Möglichkeit besonders hervorge-
hoben und darauf hingewiesen, daß durch das Ver-
halten, durch die strenge Prüfung des BAKred 
bereits Beträge in Milliardenhöhe für den Bund er-
spart wurden. 

(Otto Schily [SPD]: Wie hoch denn?) 

- Das ist keine Frage, Entschuldigung. 

(Otto Schily [SPD]: Sagen Sie es doch!) 

- Der Bundesrechnungshof hat dies mit „in Milliar-
denhöhe" beziffert. 

(Otto Schily [SPD]: Sagen Sie die Gesamt

-

höhe!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage des Abgeordneten Thalheim. 

Dr. Gerald Thalheim (SPD): Herr Staatssekretär, 
wie beurteilen Sie Ihre letzten Aussagen hinsichtlich 
der Werthaltigkeit der Kredite vor dem Hintergrund 
der Tatsache, daß Staatssekretärin Karwatzki in dem 
Bericht an den Rechnungsprüfungsausschuß einräu-
men mußte, daß 95 Prozent der Forderungen der 
Treuhandanstalt letztendlich nicht bedient werden 
konnten, sondern zu Lasten der Treuhandanstalt, 
sprich: des Erblastentilgungsfonds, gehen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Es geht bei den Ausgleichsforde-
rungen, den Ausgleichsverbindlichkeiten, darum - 
ich habe darauf hingewiesen -, daß exakte Prüfun-
gen erfolgen und daß diese bis zum Ende des Jahres 
1998 auf der Basis des Bilanzstichtags 31. Dezember 
1994 endgültig abgeschlossen sein werden. 

Bezug nehmend auf den Zwischenruf des Abge-
ordneten Schily - Sie sehen, wie entgegenkommend 
ich bin -: Wir sind von Ausgleichsforderungen in 
Höhe von 110 Milliarden DM ausgegangen. Wir stel-
len heute fest, daß wir damit rechnen können, daß 
sich diese Ausgleichsforderungen auf etwa 
98 Milliarden DM belaufen dürften. 

(Otto Schily [SPD]: Also ohne den Rech

-

nungshof hätten Sie 12 Milliarden DM mehr 
gezahlt!) 

- Wenn ich das, weil es wichtig ist, gerade beantwor-
ten darf - wir können den Dialog zu Lasten der ande-
ren Abgeordneten fortsetzen; auch so bekommen wir 
die Zeit herum -: 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sagen Sie es ruhig, 
Herr Staatssekretär!) 

Dazu brauchen wir nicht die Aufforderung des Bun-
desrechnungshofs. Es ist eine Selbstverständlichkeit, 
daß das BAKred gemeinsam mit uns ha rt  prüft. Wie 
gesagt, es sind ungerechtfertigte Ausgleichsforde-
rungen bereits in Milliardenhöhe zurückgewiesen 
worden. Die Bewertung geht weiter und wird bis 
Ende 1998 abgeschlossen sein. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt kommen 
wir zu Frage 47 der Abgeordneten Barnett: 

Wie ist bei der Festlegung des Kaufpreises berücksichtigt wor-
den, daß Geldinstitute durch ihnen zugeteilte Ausgleichsforde-
rungen über deren Umwandlung in Inhaberschuldverschrei-
bungen neben Zinserträgen auch andere Erträge erzielen konn-
ten? 

Bitte. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Bei den Verkäufen oder 
Geschäftsübertragungen von ehemaligen DDR-Kre-
ditinstituten hat jeweils eine Bewe rtung des 
Geschäfts stattgefunden. Diese Bewe rtung erfaßte 
alle Aktiva und Passiva einschließlich der Aus-
gleichsforderung oder Verbindlichkeiten. Ein beson-
derer Zuschlag für Ausgleichsforderungen, durch 
den der Kaufpreis hätte angehoben werden können, 
war nicht möglich, weil eine positive Zinsmarge aus 
den Ausgleichsforderungen auf Dauer nur dann zu 
erwirtschaften ist, wenn die Zinsen aus dem Aktivge-
schäft ständig höher sind als die für die entsprechen-
den Passiva zu zahlenden Zinsen. 

Die Verzinsung der Ausgleichsforderungen richtet 
sich nach dem kurzfristigen Drei-Monats-Fibor - ich 
habe an anderer Stelle darauf hingewiesen -, dessen 
Höhe bei normalen Kapitalmarktverhältnissen unter-
halb des mittel- und langfristigen Kapitalmarktzinses 
liegt. Da damals überwiegend angenommen wurde, 
daß die zum Zeitpunkt der Übertragung am Kapital-
markt vorherrschende inverse Zinsstruktur nicht län-
ger anhalten würde, waren Banken nicht bereit, 
einen Preiszuschlag zu zahlen. Vielmehr haben die 
Banken auf Zins- und Bewertungsrisiken hingewie-
sen. Auch in Inhaberschuldverschreibungen umge-
wandelte Ausgleichsforderungen werden mit dem 
Drei-Monats-Fibor verzinst. 

Ich darf noch die Anmerkung machen, daß es mit 
der marktmäßigen Verzinsung in einem anderen 
Zusammenhang und der späteren Verbriefung der 
Ausgleichsforderungen gelungen ist, einen ersten 
Ansatz für eine solide Bankenrefinanzierung in den 
neuen Bundesländern aufzubauen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage der Abgeordneten Barnett. 
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Doris Barnett  (SPD): Herr Staatssekretär, stimmt 
die Bundesregierung dann wenigstens unserer Auf-
fassung zu, daß beim Verkauf von ehemaligen DDR-
Banken bzw. ihren Anteilen eine Übernahme der Alt-
kredite bzw. Ausgleichsforderungen nicht als ergeb-
nisneutral anzusehen ist? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Frau Abgeordnete, das wird sich 
im Zusammenhang mit den Prüfungen, die durch das 
BAKred vorgenommen werden, zeigen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine weiteren 
Zusatzfragen. 

Dann rufe ich die Frage 48 des Abgeordneten 
Dr. Gerald Thalheim auf: 

Beim Verkauf welcher der nachfolgend aufgelisteten ehemali-
gen DDR-Banken bzw. deren Anteilen haben die Bundesregie-
rung oder ihr unterstellte Institutionen bei der Festlegung des 
Kaufpreises ein Agio angesetzt, und auf welche Weise wurde 
ggf. das Agio festgelegt: Deutsche Kreditbank AG, Berliner 
Stadtbank AG, Genossenschaftsbank Berlin, Deutsche Außen-
handelsbank AG, Deutsche Handelsbank AG? 

Bitte. 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: In den Verhandlungen über den 
Verkauf der Berliner Stadtbank AG, der 64prozen-
tigen Beteiligung der Staatsbank Berlin und der 
Deutschen Handelsbank AG konnte bei der Festset-
zung des Kaufpreises ein Agio festgesetzt werden. 
Ein festgelegtes Verfahren, Herr Abgeordneter, zur 
Ermittlung eines Agio gab es nicht. Das Agio wurde 
jeweils im Verhandlungswege bestimmt. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage? - Das ist nicht der Fall. 

Ich rufe die Frage 49 des Abgeordneten Thalheim 
auf: 

Beim Verkauf welcher der nachfolgend aufgelisteten ehemali-
gen DDR-Banken bzw. deren Anteilen haben die Bundesregie-
rung oder ihr unterstellte Institutionen bei der Festlegung des 
Kaufpreises ein „good wi ll " angesetzt, und auf welche Weise 
wurde ggf. das „good will" festgesetzt: Deutsche Kreditbank AG, 
Berliner Stadtbank AG, Genossenschaftsbank Berlin, Deutsche 
Außenhandelsbank AG, Deutsche Handelsbank AG? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: In den Verhandlungen über den 
Verkauf der Anteile an der Deutschen Kreditbank AG 
und der Deutschen Außenhandelsbank AG konnte 
bei der Kaufpreisbestimmung ein Goodwill durch-
gesetzt werden. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Keine Zusatz-
frage? - Dann schaffen wir noch eine Frage. 

Ich rufe die Frage 50 des Abgeordenten Dr. Peter 
Struck auf: 

Wie hoch schätzt die Bundesregierung die endgültige Bela-
stung des Erblastentilgungsfonds aus der Zuteilung von Aus-
gleichsforderungen an Geldinstitute, um die Verbindlichkeiten 
einschließlich Rückstellungen zu decken und um ein Eigenkapi-
tal in Höhe von 4 % der Bilanzsumme zu erreichen? 

Dr. Jürgen Stark, Staatssekretär im Bundesministe-
rium der Finanzen: Herr Abgeordneter Dr. Struck, 
die Zahlen habe ich bereits genannt. Die endgültige 
Belastung des Erblastentilgungsfonds aus der Zutei-
lung von Ausgleichsforderungen wird zur Zeit auf 
zirka 98 Milliarden DM statt der ursprünglich ange-
nommenen 110 Milliarden DM geschätzt. Davon ent-
fallen 92 Milliarden DM auf die Kreditinstitute und 
6 Milliarden DM auf Außenhandelsbetriebe. 

Inwieweit Ausgleichsforderungen auf Verbindlich-
keiten und Rückstellungen bzw. auf ein Eigenkapital 
in Höhe von 4 Prozent der Bilanzsumme entfallen, ist 
noch nicht bezifferbar. Dies ist die Auskunft, die ich 
vom Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen erhal-
ten habe. Es gibt bisher noch keine vollständigen 
Zuteilungen; es gibt Vorabzuteilungen, Teilzuteilun-
gen im Normalfall bis zu 90 Prozent der erwarteten 
oder veranschlagten Ausgleichsforderungen. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Eine Zusatz-
frage? - Das ist nicht der Fall. 

Dann beende ich hiermit die Fragestunde, weil die 
Zeit abgelaufen ist. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 1 auf: 

Aktuelle Stunde auf Verlangen der Fraktion 
der SPD 

Haltung der Bundesregierung zu Vorschlä-
gen, die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
zu kürzen 

Als erster hat der Abgeordnete Gerd Andres das 
Wort . 

Gerd Andres (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Die sozialpolitischen 
Sprecher der Koalitionsfraktionen, Frau Dr. Gisela 
Babel, F.D.P., und Julius Louven, CDU/CSU, 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Wo ist die denn 
überhaupt? - Ulrich Irmer [F.D.P.]: Die 
kommt gleich! Ich habe schon angerufen!) 

haben wieder eine ihrer berüchtigten öffentlichen 
Wochenendnummern abgezogen, und zwar diesmal 
in der Berliner Boulevardpresse. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Hört! Hört!) 

Wer sich die Mühe macht, in Pressearchiven zu stö-
bern, wird schnell Belege dafür finden, daß der 
Begriff „Wochenendnummer" für die letzten Monate 
in schöner Regelmäßigkeit belegt werden kann. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Wer ist denn das 
Nummern-Girl?) 

Das gilt für den 28. März, und das gilt für den 20./ 
21. August, und immer ging es um ein und dasselbe 
Thema: die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 

In der „Süddeutschen Zeitung" vom 23. August 
schrieb schon deren Korrespondentin Dagmar Deck-
stein: Im Sommertheater ist nicht jede Komparsen-
nummer als Pausenfüller wenig ernst zu nehmen. 
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Wer sich ein bißchen genauer mit der Materie 
befaßt, muß sich die Frage stellen: Worum geht es 
eigentlich? 

(Dr. Peter Struck [SPD ] : So ist das!) 

Es geht darum, meine sehr verehrten Damen und 
Herren - hier zitiere ich die Akteure ganz persönlich -, 
daß Herr Louven eine Absenkung der Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle für die ersten 14 Tage der 
Krankheit um 20 Prozent fordert. Die Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle sei die einzige Lohnersatzlei-
stung, die noch zu 100 Prozent gewährt werde. Frau 
Dr. Babel sagte mit Blick auf die Lohnfortzahlung bei 
Krankheit: 

Für dieses Relikt aus dem Sozialstaat zahlen die 
Arbeitgeber jedes Jahr 63 Milliarden DM. 

Es sei nicht gerecht, 

daß der, der nicht arbeitet, genauso viel verdient 
wie der, der arbeitet. 

Das Lohnabstandsgebot müsse auch im Krankheits-
fall gelten. Die F.D.P.-Politikerin schlug eine 20pro-
zentige Absenkung usw. vor. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Unerhört! Unglaub

-

lich! Wo ist Frau Babel? - Ottmar Schreiner 
[SPD]: Wo ist denn Frau Babel? Sie hat sich 

versteckt!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das, was 
wir hier erleben, wird nach einer ganz einfachen 
Melodie aufgeführt, nämlich nach der Melodie: Ste-
ter Tropfen höhlt den Stein. Deswegen wird man in 
den Pressearchiven, die ich eben zitiert habe, auch 
ganz genaue Kommentierungen und Berichte über 
die Stoßrichtung wiederfinden. 

Ich zitiere jetzt einmal aus der „Zeit" aus Hamburg 
vom 25. August 1995: 

Mit ermüdender Regelmäßigkeit, und nicht mehr 
nur zur Sommerszeit, wird das Thema Lohnfort-
zahlung seit Jahren von Koalitionsabgeordneten 
und Arbeitgeberfunktionären aufs Tapet ge-
bracht ... Das Thema eignet sich ja auch allzu 
schön für den Stammtisch. Der „Blaumacher", 
dem nun, wie sonst nur Kriminellen, „das Hand-
werk gelegt werden" soll, läßt sich wunderbar, 
ähnlich wie zuvor der Sozialhilfeempfänger, als 
Haßfigur aufbauen. 

(Dr. Peter Struck [SPD]: Sehr wahr!) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, hier 
wird bewußt die Mißbrauchsdebatte der Blaumacher 
herangezogen, um eine wichtige sozialpolitische Lei-
stung, die es seit vielen Jahrzehnten in dieser Repu-
blik gibt und um die die Arbeitnehmer gestritten 
haben, systematisch zu demontieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN) 

Die Wut, Herr Louven und Frau Dr. Babel, daß beim 
Gutachten der Fünf Weisen zur Kompensation in der 
Pflegefrage leider nicht die Streichung eines Feierta-
ges herausgekommen ist, führt Sie dazu, in schöner 

Regelmäßigkeit das Thema Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall wieder aufs Tapet zu bringen. 

In regelmäßiger Wiederholung kann man auch 
erfahren, was die Bundesregierung dazu sagt. Man 
kann wunderschön nachlesen, daß es schon im 
August eine offizielle Distanzierung der Bundesre-
gierung gab - ich zitiere die „Bonner Rundschau" -: 

Die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall soll nach 
dem Willen der Bundesregierung in ihrer bisheri-
gen Form erhalten bleiben. Kanzleramtsminister 
Friedrich Bohl ... erklärte gestern, weder in der 
Bundesregierung noch in der Koalition gebe es 
Pläne, eine Kürzung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfalle in den ersten zwei Wochen um 
bis zu 20 Prozent vorzunehmen. 

Etwas weiter heißt es: 

Ähnlich äußerte sich auch Gesundheitsminister 
Horst Seehofer ... Seehofer lehnte den Vorschlag 
auch deshalb ab, weil die Realisierung einen Ein-
griff in die Tarifhoheit voraussetze. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Warum 
macht ihr denn diese Aktuelle Stunde?) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, diese 
Debatte ist nicht neu. Bereits vor zwei Jahren mußte 
sich der Deutsche Bundestag in seinen Fachaus-
schüssen mit einem Gesetzentwurf zur Entgeltfort-
zahlung auseinandersetzen. 

Ich halte hier in der Hand das stenographische Pro-
tokoll des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung 
über eine öffentliche Anhörung in der Beethoven-
halle. Jeder, der sich dieses Protokoll und die Befra-
gung der Sachverständigen ansieht, wird feststellen, 
daß es keinen Beleg für eine Mißbrauchsdebatte 
gibt, daß es niemanden gibt, der die Kürzung der 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle gefordert hat. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Deswegen fordere ich die Bundesregierung auf, 
hier eindeutig zu erklären, daß an der Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfalle nicht gerüttelt wird. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN sowie bei Abgeordneten der 

PDS) 

Ich bitte den Bundesarbeitsminister, der wahr-
scheinlich irgendwann das Wort ergreifen wird, auch 
zu den Absichten von Herrn Murmann Stellung zu 
beziehen, der erklärt hat, daß heute in einer Kommis-
sion der Koalition über weitere Einsparmaßnahmen 
im Sozialsystem geredet werden soll. 

Wir fordern ganz eindeutig, daß die Bundesregie-
rung den Unsinn, den diese beiden sozialpolitischen 
Sprecher in regelmäßigen Abständen vollziehen, ein-
deutig klarstellt und zurückweist. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt der Abgeordnete Heiner Geißler. 
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Dr. Heiner Geißler (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Ich weiß 
gar nicht, warum Sie diese Aktuelle Stunde veran-
stalten. Herr Andres las gerade drei Minuten lang 
klare Aussagen der Bundesregierung zu diesem 
Thema vor, und trotzdem werden wir bzw. die Bun-
desregierung hier offenbar aufgefordert, das zu wie-
derholen. 

Im übrigen finde ich es ganz merkwürdig - ich 
habe das, glaube ich, noch nie erlebt, Herr Struck -, 
daß wir eine Aktuelle Stunde zu dem Zweck veran-
stalten, die Bundesregierung aufzufordern, ihr Urteil 
über eine freie Meinungsäußerung von Abgeordne-
ten abzugeben. Das finde ich ganz merkwürdig. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zurufe von der SPD) 

Es grenzt ja wirklich an Blindheit, nicht erkennen 
zu wollen, daß hier ein Problem vorhanden ist. Mir 
liegen die statistischen Angaben der Betriebskran-
kenkassen aus dem Jahre 1993 vor; im Jahre 1994 
wird das wohl nicht anders sein. Daraus ergibt sich 
zum Beispiel, daß im öffentlichen Dienst im Durch-
schnitt 28,4 Krankheitstage vorhanden sind, bei 
Druck und Papier 15,7, bei Bau-Steine-Erden 
19,9 Tage. 

Nach Ländern aufgegliedert gibt es in West-Berlin 
37 Krankheitstage, in Thüringen anerkennenswer-
terweise 9 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: 13!) 

- oder 13 - Tage. 

Hier kann also etwas nicht in Ordnung sein; hier 
ist ein Problem. Der Krankenstand ist unbestritten 
freitags vier- oder fünfmal höher und montags eben-
falls viermal höher als am Dienstag oder am Mitt-
woch. Auch dies ist bekannt. 

Infolgedessen grenzt es nahezu an ideologische 
Blindheit, zu behaupten, hier gebe es kein Problem. 
- Das ist zunächst einmal festzustellen. 

Nun kann man nicht verhindern, daß man über ein 
solches Problem diskutiert. 

(Zuruf von der SPD: Das haben Sie anfangs 
geleugnet!) 

Das hat der Julius Louven getan. Er hat darüber 
seine persönliche Meinung gesagt. 

Gleichwohl stelle ich fest: Die CDU/CSU-Bundes-
tagsfraktion hat keine Beschlußvorlagen und hat 
auch keine Beschlüsse gefaßt, was die Lohnfortzah-
lung bzw. die Selbstbeteiligung bei der Lohnfortzah-
lung anbelangt. 

(Gerd Andres [SPD]: Sagen Sie einmal 
etwas zu den Absichten!) 

Es darf keine Tabus in der Diskussion geben, wenn 
es darum geht, Lohnnebenkosten zu senken. Aber 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion kann für das, was 
Sie hier thematisieren, nicht in Anspruch genommen 
werden. Es gibt eine ganze Reihe von Gründen dage-
gen. Wenn jemand ins Krankenhaus kommt, muß er 

in den ersten 14 Tagen ohnehin schon 12 DM bzw. 
10 DM zahlen. 

(Peter Dreßen [SPD]: Wer hat denn das 
gemacht?) 

Die chronisch Kranken sind davon genauso betrof-
fen. Deswegen ist dies ein Problem. 80 Prozent sind 
tarifvertraglich geregelt. Wir hätten verfassungs-
rechtliche Probleme, wenn der Gesetzgeber in die 
Tarifautonomie eingriffe. 

Außerdem kann man die Sache nicht isoliert 
sehen. Wir haben jetzt z. B. das Angebot der IG 
Metall einer Nullrunde bei den Löhnen im Jahre 
1997. Wir wollen die Möglichkeit, hier tatsächlich zu 
einer Senkung der Lohnkosten zu kommen, nicht 
durch eine Diskussion stören, die hier nicht hinein-
paßt. 

Außerdem sind wir der Meinung, daß die Instru-
mente, die wir beim Entgeltfortzahlungsgesetz im 
Zusammenhang mit der Pflegeversicherung bereits 
eingeführt haben - nämlich Arbeitsunfähigkeitsbe-
scheinigung schon am ersten Tag, Einschaltung des 
Medizinischen Dienstes ebenfalls schon am ersten 
Tag, um den Mißbrauch zu bekämpfen -, von den 
Arbeitgebern wirklich angewandt und ausgeschöpft 
werden müssen. Erst wenn sich das als unmöglich 
erweisen sollte, müssen wir über weitere Maßnah-
men nachdenken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: Ihr habt keine 
Beschlüsse, aber Absichten! Das ist der 
Punkt! Ich empfehle das Protokoll der 

Anhörung als Bettlektüre!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Annelie Buntenbach. 

Annelie Buntenbach (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN): Frau Präsidentin! Sehr geehrte Damen und 
Herren! Seit Monaten läuft jetzt wieder die entner-
vende Debatte um Lohnfortzahlung im Krankheits-
falle. Die härtesten Deregulierer und Dereguliererin-
nen aus CDU/CSU und F.D.P. werfen sich mit Arbeit-
gebervertretern die Bälle zu und halten die Kürzung 
der Lohnfortzahlung als Thema in der Öffentlichkeit. 

Nun handelt es sich keineswegs um Abgeordnete 
der Opposition, die hier an einer der zentralen sozia-
len Errungenschaften sägen wollen, sondern um 
Abgeordnete aus den Regierungsfraktionen. Dem-
entsprechend groß ist auch die Verunsicherung in 
der Bevölkerung: Will die Regierung nun, oder wi ll 

 sie nicht, will sie vielleicht nur heute nicht, und will 
sie dann morgen? Hier sind Sie, meine Damen und 
Herren von den Regierungsfraktionen und von der 
Regierungsbank, eine wirklich klare Antwort schul-
dig und nicht nur lahme Dementis, die Sie alle paar 
Monate - wie heute wieder - bringen. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sie wollen 
doch etwas von der Regierung wissen!) 

Schließen Sie hier und heute öffentlich aus - auch 
Sie, Herr Geißler -, daß für die zweite Stufe der Pfle- 
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geversicherung die Lohnfortzahlung beschnitten 
wird? Oder wollen Sie im Ernst - einige unter Ihnen 
wollen das offensichtlich -, daß künftig die Kranken 
für die Pflegebedürftigen bezahlen sollen oder - so 
müßte man präziser sagen - daß die Arbeitgeber bei 
den Kranken das einsparen, was sie bei der Pflege-
versicherung schon nicht bezahlen? 

(Peter Dreßen [SPD]: Das hätten sie gern!) 

Darauf hätte ich gerne hier heute eine verbindliche 
Antwort. 

Nach Ihrem letzten Dementi im Zuge der Sommer-
sonnenstichdebatte zur Lohnfortzahlung hat es nicht 
einmal drei Monate gedauert, bis das Ungeheuer von 
Vorschlag wieder in den Schlagzeilen aufgetaucht 
ist. Anlaß und Begründung sind offensichtlich egal. 
Es geht um reine, knallharte Interessenpolitik. 
Kosten für die Arbeitgeber sollen gesenkt werden. 
Das paßt nahtlos in den Horrorkatalog, den Herr 
Murmann immer wieder verkündet: Streichung von 
Weihnachtsgeld, Festschreibung der Arbeitgeberbei-
träge bei Renten- und Krankenversicherung, wäh-
rend die Arbeitnehmerinnen allein die Mehrkosten 
tragen sollen, der Samstag als zuschlagfreier Regel-
arbeitstag und und und. 

Genau hier reihen Sie, Frau Babel, und auch Sie, 
Herr Louven, sich ein. Sie verunsichern die Men-
schen mit solchem Gerede zutiefst. Sie machen ihnen 
angst. Denn die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
ist extrem wichtig. Sie ist ein entscheidender Punkt 
der sozialen Absicherung des Arbeitsalltags, für den 
- da bin ich sicher - auch die Gewerkschaften enga-
giert kämpfen werden. 

Sie wollen die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
kürzen. Damit unterstellen Sie faktisch Millionen 
Beschäftigten, sie würden auf Kosten des Betriebs 
nur blaumachen. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Nein, das stimmt 
nicht!) 

Sollen denn die Leute lieber ihre G rippe verschlep-
pen und danach richtig auf der Nase liegen? 

Wenn Herr Geißler eben sagt, die Fehlzeiten am 
Freitag und am Montag seien höher, so liegt das 
auch daran, daß die Leute inzwischen schon eher am 
Wochenende ihre Krankheiten auskurieren, weil sie 
sich nicht trauen, während der Woche wegzubleiben. 

(Lachen bei der CDU/CSU) 

Das können Sie sich in den Betrieben angucken. 

Die faktische Unterstellung, die Lohnfortzahlung 
würde von all den Beschäftigten, die krank werden, 
mißbraucht, ist eine glatte Unverschämtheit, 

(Dr. Ruth Fuchs [PDS]: Im Krankheitsfall die 
Diäten kürzen!) 

und das gerade auch deswegen, weil Sie doch auch 
wissen, daß über die Umstrukturierung in den letzten 
Jahren der Streß für die Beschäftigten immer größer 
und die Arbeit immer intensiver geworden sind. 

Die Selbstbeteiligung der Kolleginnen und Kolle-
gen ist schlichter Lohnraub, ohne daß dadurch ein  

einziger neuer Arbeitsplatz geschaffen wird. Wenn 
die Unternehmen den Krankenstand im Betrieb 
wirklich verringern wollen, dann stehen sie dafür in 
erster Linie selbst in der Verantwortung, nämlich 
Arbeitsbedingungen, die krank machen, zu verän-
dern. Hier wird viel zuwenig getan. Bei uns scheint 
man nur in der Freizeit krank zu werden. Der Rük-
kenschaden kommt eben selten vom Heben und Tra-
gen von Lasten, sondern vom Tennisspielen in der 
Freizeit. Die Asbestose kommt vom Rauchen, der 
Augenschaden nicht von der Bildschirmarbeit, son-
dern vom Fernsehen, der zu hohe Blutdruck nicht 
vom Arbeitsstreß, sondern vom cholerischen Charak-
ter. 

Wenn die Unternehmen mehr in Prävention und 
Arbeitsschutz investieren würden, könnten sie nicht 
nur effektiv Kosten senken, sondern dabei auch auf 
die volle Unterstützung von Gewerkschaft und 
Belegschaft rechnen. 

Inzwischen gibt es in vielen Bet rieben Gesund-
heitszirkel von Kolleginnen und Kollegen, die sich 
mit den krankmachenden Arbeitsbedingungen aus-
einandersetzen. Deren Arbeit müssen wir unterstüt-
zen. Dazu können Sie, meine Damen und Herren von 
den Regierungsfraktionen, mit einer vernünftigen 
Arbeitsschutzgesetzgebung beitragen. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Statt dessen wollen Sie da ein halbherziges Pflicht-
programm absolvieren. Noch nicht einmal das ist 
Ihnen in der letzten Legislaturperiode gelungen, weil 
Sie sich nicht einigen konnten. Um Gesundheit im 
Betrieb geht es Ihnen offensichtlich überhaupt nicht, 
sondern um die öffentliche Vorbereitung des näch-
sten Aktes Ihres erbärmlichen Trauerspiels von 
Sozialdemontage. 

(Beifall beim BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
und bei der SPD) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es spricht jetzt 
der Abgeordnete Ulrich Heinrich. 

(Gerd Andres [SPD]: Hein rich, mir graust 
vor dir!) 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Frau Präsidentin! Meine 
lieben Kolleginnen und Kollegen! Die von der SPD 
beantragte Aktuelle Stunde heute wird unserer wirt-
schaftlichen und arbeitsmarktpolitischen Situation in 
keiner Weise gerecht. Im Gegensatz zur Opposition 
geht es uns auch heute wieder um Arbeitsplätze, 
Arbeitsplätze, Arbeitsplätze 

(Beifall bei der F.D.P.) 

und um die damit untrennbar verbundene Diskus-
sion über die Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit 
des Wirtschaftsstandorts Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Eine Lachnummer 
ist das hier! - Gerd Andres [SPD]: Da 
klatscht noch nicht einmal der Koalitions-

partner!)  
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Ulrich Heinrich 
Ich sage Ihnen: Es geht mir hier nicht um eine Miß-

brauchsdebatte, sondern um grundsätzliche Aussa-
gen. Ich meine, auch Ihnen müßte es darum gehen, 
meine Damen und Herren von der Opposition. Es 
geht um die Frage, wie sich der Wi rtschaftsstando rt 

 Bundesrepublik Deutschland in Zukunft entwickelt 
und wie der Trend zu immer größerer Arbeitslosig-
keit gestoppt werden kann. 

Die Senkung der Staatsquote sowie die Verminde-
rung der Steuer- und Abgabenbelastung für Bürger 
und Unternehmen sind Voraussetzungen, um den 
Arbeitsplatzexport zu verhindern. 

Verschärft wird die Situation durch eine sich in den 
nächsten Monaten weiterhin abflachende, auf relativ 
niedrigem Niveau verbleibende Konjunktur. Ganz 
besonders schwierig wird es in der Bauwirtschaft 
sein. 

(Gerd Andres [SPD]: Wer ist denn Wi rt
-schaftsminister?) 

Damit wird sich die erwartete Entlastung auf dem 
Arbeitsmarkt wahrscheinlich nicht in der erhofften 
Form einstellen. Deshalb müssen wir heute eine 
Standortdebatte führen. 

Die Ausgangssituation ist durch steigende Lohnzu-
satzkosten auf einem bereits sehr hohen Niveau 
gekennzeichnet. Die Arbeit in Deutschland ist zu 
teuer geworden. Einer der wesentlichen Gründe 
hierfür sind die zu hohen Lohnzusatzkosten. Die Bei-
träge zur Sozialversicherung sind in den letzten 
25 Jahren von 26 auf 40 Prozent gestiegen. Die 
gesetzlichen Lohnzusatzkosten werden ohne Berück-
sichtigung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle 
1996 voraussichtlich über 41 Prozent des Bruttoge-
halts ausmachen. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, das sind 
die Zahlen, mit denen wir uns auseinandersetzen 
müssen. Wir machen nicht irgendwelche Scheinge-
fechte. Deshalb runter mit der Steuer- und der Abga-
benbelastung! Dies ist auch in der Koalitionsverein-
barung festgeschrieben. Ich sage hier ganz bewußt: 
Eine besondere Bedeutung hat dabei die Senkung 
der Lohnzusatzkosten, die auch infolge der notwen-
digen Solidarleistungen für die Finanzierung der 
sozialen Sicherung in den neuen Bundesländern im 
internationalen Vergleich ein sehr hohes Niveau 
erreicht haben, die jetzt aber bundesweit entspre-
chend zurückgeführt werden müssen. 

(Gerd Andres [SPD]: Was ist denn mit dem 
Solidarzuschlag?) 

Sie zu senken ist eine gemeinsame Aufgabe der 
Tarifpartner, der Sozialversicherungen und der Poli-
tik. Bei der Suche nach Möglichkeiten zur Senkung 
der Abgaben- und Steuerbelastung für Unternehmen 
und Bürger darf es keine Tabus geben. 

(Beifall bei der F.D.P.) 

Das Sozialsystem Deutschlands liegt mit seinen 
Leistungen ganz vorne. 

(Gerd Andres [SPD]: Und das werden Sie 
noch ändern, ja?) 

Allerdings werden wir wegen der Auswirkungen 
auf die Wettbewerbsfähigkeit der Wi rtschaft und die 
Arbeitsplätze in Deutschland nicht um Kürzungen 
herumkommen. Dies gilt besonders vor dem Hinter-
grund der Einführung der zweiten Stufe der Pflege-
versicherung am 1. Juli 1996. Die F.D.P. erwartet 
eine volle Kompensation der zusätzlichen Belastun-
gen in Höhe von 2,5 Milliarden DM, wie sie vom Rat 
der Sachverständigen ermittelt wurden. Unabhängig 
von dieser Kompensation, die erfolgen muß, sind Lei-
stungen insbesondere im Arbeitsförderungsgesetz 
für den Vorruhestand, bei den Kuren, bei der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall zu überprüfen. 

Die Reduzierung von Leistungen ist für uns nicht 
Jux und Dollerei. Sie wird nicht leichtfertig vorge-
schlagen - ich sage das in allem E rnst, an alle Seiten 
dieses Hauses gerichtet -, sondern mit großem Ver-
antwortungsbewußtsein bet rieben. 

Meine lieben Kolleginnen und Kollegen, eines ist 
ganz deutlich: Als die 100prozentige Lohnfortzah-
lung im Krankheitsfall eingeführt wurde, hatten wir 
eine Große Koalition. Diese Regelung ist gegen unse-
ren erklärten Willen eingeführt worden. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir wollten damals eine Versicherungslösung. Heute 
sehen wir unter den veränderten Wirtschaftsbedin-
gungen, daß wir im Wettbewerb mit diesen Belastun-
gen auf Dauer nicht weiterkommen und daß wir es 
uns nicht leisten können, die höchsten Fehlstunden 
im Jahr, den längsten Urlaub und das dichteste 
soziale Netz 

(Gerd Andres [SPD]: Und die höchste Steu-
erquote!) 

weiter zu finanzieren. Das wird auch diese Wi rtschaft 
nicht leisten können. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Ulrich Heinrich (F.D.P.): Noch einen Satz: Aus die-
sem Grund müssen wir die gesamte Wi rtschaftslage 
betrachten; wir dürfen nicht nur einen einzigen 
Punkt herauspicken und glauben, damit könne man 
den Standort insgesamt verbessern. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der F.D.P. und der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort  hat 
jetzt die Abgeordnete Heidi Knake-Werner. 

(Gerd Andres [SPD]: Wann kommt eigent-
lich der Blüm? Es wird Zeit, daß er was 

sagt!) 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): Der kommt gleich. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das wissen Sie 
doch gar nicht!) 

- Doch, es steht auf meinem Zettel, und ich denke, 
der stimmt. 
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Frau Präsidentin! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Bei der Debatte um die Lohnfortzahlung fragt man 
sich natürlich immer: Olle Kamellen oder Testballon? 
Ich gebe zu: Ich neige im Moment zu letzterem. 

Natürlich ist es richtig, daß Abgeordnete sagen 
können, was immer sie wollen. Nur wird man sich als 
Sozialpolitikerin doch noch darüber wundern dürfen, 
daß ausgerechnet die sozialpolitischen Sprecherin-
nen und Sprecher der Regierungsfraktionen sich hier 
dazu hinreißen lassen, erstens die Lohnfortzahlung 
als Relikt des Sozialstaates zu bezeichnen und zwei-
tens zu erkennen zu geben, daß sie es nicht gerecht 
finden, daß der, der nicht arbeitet, genausoviel ver-
dient wie der, der arbeitet. Ich finde, das ist blanker 
Zynismus - als könne man sich aussuchen, ob man 
erkrankt oder nicht, und als ob die Arbeit damit gar 
nichts zu tun hätte. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Sie wollten 
doch die Regierung fragen!) 

- Darauf komme ich noch. Das hat schon viel mit der 
Regierung zu tun. 

Sie wollen eine 20prozentige Absenkung in den 
ersten zwei Krankheitswochen oder eine 10pro-
zentige Absenkung für die gesamten sechs Wochen 
und argumentieren, die Lohnfortzahlung sei die ein-
zige Lohnersatzleistung, die noch zu 100 Prozent 
gewährt werde. Natürlich entspricht das überhaupt 
nicht Ihrem Sozialstaatsverständnis. Deshalb muß 
auch hier der Rotstift angesetzt werden. Daß Sie 
dabei leichtfertig den sozialen Grundkonsens in die-
ser Gesellschaft zur weiteren Aushöhlung freigeben, 
hat der „General-Anzeiger'' vorgestern, wie ich 
finde, gut auf den Punkt gebracht. Da heißt es näm-
lich: 

Wer sie 

- die Soziale Marktwirtschaft - 

zur Disposition stellt oder wer - wie die FDP-Poli-
tikerin - den Sozialstaat in Gedanken schon 
abgeschafft hat, der zündelt in einem Moment, in 
dem sich Arbeitgeber und Gewerkschaften 
gerade um eine ganz wesentliche Annäherung 
bemühen. 

Das genau ist der Fall. 

(Beifall bei der PDS) 

Jawohl, Sie zündeln, und der Zeitpunkt ist nicht 
unbedacht, sondern wohlüberlegt. Die Gewerkschaf-
ten reichen Ihnen den kleinen Finger, und Sie hauen 
mit dem Holzhammer drauf. Oder wie würden Sie es 
bezeichnen, wenn Sie als Antwort auf das Angebot 
von Zwickel für ein „Bündnis für Arbeit" einen 
erneuten Frontalangriff auf das Herzstück gewerk-
schaftlicher Kampferfolge starten? 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Frau Kol

-

legin, warum hat die SED die Lohnfortzah

-

lung eingestellt?) 

Das ist nämlich die Lohnfortzahlung. Das wissen Sie 
sehr wohl. Wenn Sie sich einmal die Geschichte der 
Auseinandersetzung über die Lohnfortzahlung 
anschauen würden, dann wüßten Sie, daß diese zu 

einem Symbol gewerkschaftlicher Politik geworden 
ist. Wenn Sie die angreifen, dann wollen Sie auch 
Zwickel ganz bewußt vors Schienbein treten. 

(Clemens Schwalbe [CDU/CSU]: Das Lohn-
fortzahlungsgesetz der DDR sollten Sie ein-

mal erklären!) 

Da hilft mir Ihre Aussage „Arbeitsplätze, Arbeits-
plätze, Arbeitsplätze" gar nichts, weil Sie damit 
schon deutlich gemacht haben, daß Sie eigentlich 
kein Interesse an einem Dialog mit den Gewerk-
schaften haben. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Aber es sind nicht nur die Gewerkschaften, die Ihnen 
Ihren Vorschlag um die Ohren hauen, sondern es 
sind auch die Kollegen aus den eigenen Reihen, die 
wieder einmal festgestellt haben, daß Sie auf dem 
falschen Bein hurra schreien. 

Anders als sonst - das ist ja diesmal das Interes-
sante - sprechen Sie gar nicht mehr davon, daß es 
hier um die Bekämpfung von Blaumacherei geht, 
sondern Ihre Begründung ist die Finanzierung der 
zweiten Stufe des Pflegeversicherungsgesetzes. Ich 
finde, damit erweisen Sie Ihrer Koalition einen 
Bärendienst. Wer entscheidet bei Ihnen eigentlich 
noch, wo es langgeht? Sie, finde ich jedenfalls, schla-
gen mit Ihrer Argumentation all denen ins Gesicht, 
die landauf, landab versichern, daß die Pflegeversi-
cherung auch in der zweiten Stufe gesichert ist. 

Frau Babel, ich kann Ihnen nur empfehlen: Hören 
Sie dieses Mal auf Ihren Generalsekretär und been-
den Sie die - wie er meint -, unabgestimmte Diskus-
sion. 

Der „Münchener Merkur" , der nicht als besonders 
linkslastig verdächtig ist, hat vorgestern die Debatte 
auf eine kurze Formel gebracht, indem er geschrie-
ben hat: 

Der Gedanke, Kranke für Kranke zur Kasse zu 
bitten, ist Schlichtweg unanständig. 

Aber nicht alle haben Sie im Stich gelassen. Das 
läßt sich noch einmal betonen. Der CDU-Wirtschafts-
rat und die Arbeitsgemeinschaft Wirtschaftlicher Mit-
telstand stehen Ihnen Gott sei Dank bei. Die fordern 
natürlich auch die Einführung von Karenztagen bzw. 
die Senkung der Lohnfortzahlung. Aber damit blei-
ben Sie nicht stehen. Für Sie ist das nur eine Ein-
stiegsmaßnahme zur Korrektur des Sozialstaates, 
und Sie lassen einen ganzen Katalog von Gruselmaß-
nahmen folgen. Jetzt - das ist das Spannende, und 
deshalb ist hier die Bundesregierung gefordert - 
nutzt die Bundesregierung die Gunst der Stunde. 
Nachdem die Hemmschwellen in Sachen Sozialab-
bau schon einmal überschritten sind, legt sie noch 
ein paar Briketts nach: Es gehe zwar nicht um die 
Lohnfortzahlung, aber um eine Gesamtlösung zur 
generellen Senkung der Arbeitskosten. Die wöchent-
liche Koalitionsrunde verständigte sich am Dienstag 
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auch gleich darüber, in welcher Richtung es gehen 
müsse. Es müsse 

mit Blick auf das angestrebte „Bündnis für 
Arbeit" ein Gesamtpaket zur Entlastung der 
Arbeitskosten geschnürt werden. 

Es dürfe keine Tabuthemen geben. Blüm wurde auf-
gefordert, einen Katalog vorzulegen. 

Ich kann Ihnen nur sagen, liebe Kolleginnen und 
Kollegen: Sie haben das Angebot der IG Metall 
gründlich mißverstanden. Alleingänge à la Babel 
und Louven zerstören jede Geschäftsgrundlage - 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Ihre Redezeit ist 
abgelaufen. 

Dr. Heidi Knake-Werner (PDS): - Ich bin beim letz-
ten Satz - für eine gemeinsame Arbeit gegen die 
Massenarbeitslosigkeit. Und auch Sie, meine Damen 
und Herren von der Regierung, sind munter dabei, 
das Angebot der IG Metall gründlich zu verhunzen 
und es als Steinbruch für Ihre Kahlschlagpolitik zu 
mißbrauchen. 

Danke schön. 

(Beifall bei der PDS sowie bei Abgeordne

-

ten der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE 
GRÜNEN) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Dem Kollegen 
Andres möchte ich auf seine Frage, wann nun der 
Blüm kommt, folgendes sagen: Erstens ist es hier im 
Plenum der Herr Minister Blüm, und zweitens ist es 
eine Errungenschaft der Parlamentarier, daß die erste 
Runde ihnen gehört und nicht der Regierung. Darauf 
sind wir auch stolz. 

Jetzt aber kann ich als nächsten Redner den Herrn 
Minister für Arbeit und Sozialordnung Dr. Norbert 
Blüm ankündigen. 

Dr. Norbert Blüm, Bundesminister für Arbeit und 
Sozialordnung: Aber, Frau Präsidentin, wenn es der 
Wahrheitsfindung dient, können Sie ruhig sagen: 
Der Blüm kommt. Ich habe damit keine Probleme. 

Ich werde die Frage, die Sie gestellt haben, nicht 
isoliert beantworten, sondern im Zusammenhang. 
Die Arbeitsplatzfrage ist eine Innovationsfrage und 
eine Kostenfrage. Deshalb wende ich mich gegen 
diejenigen, die die ganze Beschäftigungsfrage nur 
zur Kostenfrage erklären, und gegen diejenigen, die 
sie nur zur Innovationsfrage erklären. Es ist beides 
notwendig. Es gibt Innovationsverspätungen, und 
zwar sowohl in bezug auf die Produktinnovation als 
auch in bezug auf die Organisation der Arbeit. 

(Wolf-Michael Catenhusen [SPD]: Das ist 
wohl wahr!) 

Ich nenne flexible Arbeitszeiten, eine Arbeitsorgani-
sation, die die Motivation der Arbeitnehmer unter-
stützt. Und wir haben auch eine Kostenfrage. Keine 
der beiden Seiten kann verdrängt werden. Deshalb 
ist die Entlastung von Lohn und Lohnzusatzkosten 

keine Frage der Kompensation für die Pflegeversi-
cherung; vielmehr handelt es sich um die Elementar-
frage: Wie schaffen wir überhaupt Beschäftigung? 

Ich will das einmal in die richtigen Propo rtionen 
bringen: 100 000 Bezieher von Arbeitslosengeld 
kosten die Bundesanstalt 3 Milliarden DM. Wenn wir 
das durch Einsparungen kompensieren wollten, 
müßten wir die Leistungen der Arbeitslosenversiche-
rung erheblich senken. Wir haben die Leistungen 
allerdings schon erheblich gesenkt, so bei Unverhei-
rateten bzw. Verheirateten ohne Kinder von 63 auf 
60 Prozent. Wenn wir das noch weiter treiben woll-
ten, könnten wir die Arbeitslosenversicherung gleich 
zur Sozialhilfe machen. 

Sie sehen: Wir brauchen eine enorme Anstren-
gung. Die Hauptfrage ist: Wie schaffen wir Beschäfti-
gung? Wie verhindern wir, daß das Kind in den Brun-
nen fällt? Wir sollten nicht pausenlos darüber disku-
tieren, wie wir es aus dem Brunnen herausholen kön-
nen - das müssen wir ebenfalls tun -; aber noch 
wichtiger ist: Wie verhindern wir, daß es in den Brun-
nen hineinfällt? In dieser Beziehung ist die Kosten-
frage eine - ich sage ausdrücklich: eine - der beiden 
Fragen, der Arbeitslosen wegen und - auch das sage 
ich - der Arbeitnehmer und der Arbeitgeber wegen. 
Sie sind an der Schmerzgrenze ihrer Belastbarkeit 
angekommen. 

(Gerd Andres [SPD]: Leider wahr!) 

Jetzt stellt sich die Frage: Ist die Entlastungsstrate-
gie einspurig, bezieht sie sich nur auf den Lohn und 
auf die Lohnzusatzkosten? Oder ist es nicht sozial 
verträglicher, auf beiden Schienen zu fahren? 

(Zuruf von der SPD: Bisher sind Sie auf 
einer Schiene gefahren!) 

Daß die Einsicht, daß wir sparen müssen, auf allen 
Seiten wächst, daran sollten wir jetzt nicht herummä-
keln. Das hat mit dem Abbau von Sozialstaat nichts 
zu tun. 

(Lachen bei Abgeordneten der SPD) 

Wenn in der letzten Woche im Verwaltungsrat der 
Bundesanstalt für Arbeit 

(Gerd Andres [SPD]: Wer regiert hier 
eigentlich?!) 

ein Sparhaushalt einstimmig, mit den Stimmen der 
Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und der öffentlichen 
Hand, beschlossen wurde, dann ist das die Premiere 
einer partnerschaftlichen Vernunft. Das sollten wir 
einmal gemeinsam anerkennen, und wir sollten nicht 
immer nur Niederlagen melden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Das ist eine gemeinsame Anstrengung. Oder wenn 
die Bauwirtschaft - darüber haben wir hier schon ein 
paarmal gesprochen - eine Schlechtwettergeldrege-
lung unter Einbeziehung von fünf Urlaubstagen 
zustande bringt, dann zeigt sich, daß die Einsicht, 
daß Kosten gesenkt werden müssen, auf allen Seiten 
vorhanden ist. 
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Ich will ausdrücklich sagen - in diesen Zusammen-
hang gehört ja die Debatte -, daß ich dem Mut von 
Klaus Zwickel meinen Respekt bekunde. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU - 
Gerd Andres [SPD]: Das verbinden Sie mit 

einer Sparorgie!) 

Die Gewerkschaften haben alte Positionen verlassen; 
das ist ihnen nicht leichtgefallen. Eine zurückhal-
tende Lohnpolitik kann durch nichts ersetzt werden. 
Soviel kann man gar nicht sparen, wie durch eine 
zurückhaltende Lohnpolitik bewirkt wird. Sie muß 
ermöglicht werden! 

(Gerd Andres [SPD]: Jetzt kommt die Lohn

-

fortzahlung!) 

- Ich komme zu allem. - Ein Prozent weniger Lohn 
entlastet die Volkswirtschaft um 18 Milliarden DM. 
Das sage ich nur, um die Propo rtionen darzustellen; 
ich nehme gar nicht Stellung. Eine Senkung der 
Lohnfortzahlung um 20 Prozent für sechs Wochen 
bringt 11 Milliarden DM. Auch das sage ich, um die 
Proportionen darzustellen. Ich wiederhole: Ein Pro-
zent weniger Lohn bringt 18 Mil liarden DM Entla-
stung. 

Jetzt sage ich: Lassen Sie uns eine Politik machen, 
bei der niemand den anderen reizt, mit der wir 
Kooperation und Kompromiß zustande bringen! Weil 
das so ist, werde ich alles tun, damit die Gespräche, 
die jetzt beginnen, Erfolg haben. In der nächsten 
Woche finden Gespräche der Bundesregierung mit 
den Sozialpartnern statt. In dieser Stunde spricht der 
Vorsitzende der IG Metall mit dem Bundeskanzler. 
Ich werde alles dafür tun, daß solche Gespräche 
Erfolg haben. Sie werden natürlich nicht zustande 
kommen, wenn der eine sagt: „Nur mit Einschrän-
kung der Lohnfortzahlung" und wenn der andere 
sagt: „Ohne jede Einschränkung! " Wenn jeder seine 
Vorbedingungen hat, sind die Gespräche blockiert, 
bevor sie überhaupt begonnen haben. Ich weiß, was 
Gewerkschaften zur Lohnfortzahlung sagen; ich 
weiß, was Arbeitgeber zur Lohnfortzahlung sagen. 
Mein Gedächtnis ist auch so gut, daß ich weiß, was 
die Arbeitgeber vor zwei Jahren dazu gesagt haben. 

(Gerd Andres [SPD]: Was sagen Sie denn 
zur Lohnfortzahlung?) 

Also, es gibt kein Erinnerungsproblem. 

Ich sage: Wir werden die Gespräche jetzt nicht 
zustande bringen, wenn jeder mit Vorbedingungen 
in sie hineingeht. Ich setze darauf, daß eine Lösung 
zustande kommt, zu der jeder etwas beiträgt - das 
sage ich ausdrücklich -, nicht nur die Gewerkschaf-
ten. Das werde ich unterstützen. 

Ich verstehe es ja: Wenn ich in der Opposition 
wäre, würde auch ich alles versuchen, jetzt Zwist in 
die Koalition zu bringen. Das würde ich genauso 
machen. Und wenn Sie in der Regierung wären, wür-
den Sie genau das machen, was ich mache. 

(Gerd Andres [SPD]: Das heißt: Sie ant

-

worten nicht! Was ist denn mit der Lohnfort

-

zahlung?) 

- Doch, meine Antwort heißt: Ich werde vor diesen 
Gesprächen keine Position einnehmen, in bezug auf 
die einer sagen könnte: Dann komme ich nicht. Das 
werde ich nicht machen. 

(Gerd Andres [SPD]: Also nichts sagen! - 
Zuruf des Abg. Ulrich Heinrich [F.D.P.]) 

- Herr Heinrich, ich möchte nur eine Korrektur 
anbringen. Die Lohnfortzahlung ist nicht das Ergeb-
nis einer großen Koalition von CDU/CSU und SPD, 
sondern der großen Koalition von Arbeitgebern und 
Arbeitnehmern. Sie ist durch einen Tarifvertrag 
durchgesetzt worden. 

(Zurufe von der SPD: Und durch Streik! - 
Das ist für die F.D.P. schwer zu verstehen!) 

Auch dazu sind - das nur zur Korrektur - zwei Unter-
schriften nötig. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Per Gesetz!) 

- Natürlich haben wir das, was die Tarifpartner ver-
einbart haben, was also auch die Arbeitgeber unter-
schrieben haben, in einem Gesetz geregelt. Aber, 
Frau Babel, die Geschichte hilft uns jetzt auch nicht 
weiter. 

Ich bekenne mich ausdrücklich dazu, daß wir spa-
ren müssen - nicht wegen der Pflegeversicherung, 
sondern weil wir Arbeitsplätze schaffen müssen. Im 
übrigen: Die Pflegeversicherung ist ein ganz wichti-
ger Beitrag für Beschäftigung. Sie hat nämlich ein 
neues Beschäftigungsfeld geschaffen, das bisher 
weitgehend versperrt war. Sie ist der wichtigste 
beschäftigungspolitische Beitrag - auch das noch zur 
Erinnerung - der letzten zehn Jahre. 

(Jörg Tauss [SPD]: Na, na, na!) 

Ich bleibe dabei: Von mir werden Sie heute nichts 
erfahren, 

(Gerd Andres [SPD]: Das haben wir 
gemerkt!) 

- nichts, was die Gespräche belastet. Ich will, daß 
beide Seiten an einem Tisch sitzen und gemeinsam 
darüber nachdenken, wie man von Kosten entlastet. 
Ich weiß auch, daß man der IG Metall Hilfen geben 
muß, damit sie eine zurückhaltende Lohnpolitik 
durchsetzt. 

(Peter Dreßen [SPD]: Dann tun Sie es mal!) 

Das ist nämlich nicht so leicht durchzusetzen. Deswe-
gen darf man ihr das Leben nicht schwer machen, 
sondern muß versuchen, sich an einen Tisch zu set-
zen und eine gemeinsame pa rtnerschaftliche Lösung 
zu finden. 

Eine parteipolitische Schlacht verhindert eher, daß 
beide Seiten zusammenkommen und über ihren 
Schatten springen. Aber auch ich weiß, daß das alles 
mit Augenmaß geschehen muß, daß wir die Welt 
nicht zum zweitenmal erschaffen, daß der Sozialstaat 
in seinen Grundprinzipien nicht zur Disposition 
gestellt wird. 

(Gerd Andres [SPD]: Nein, nur die Lohnfort-
zahlung!) 
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Aber daß gespart werden muß, daran führt kein Weg 
vorbei. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: Das war keine Aussage 
zur Lohnfortzahlung! Der Blüm hat geeiert! 

Entschuldigung, der Herr Minister Blüm!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Abgeordnete Ottmar Schreiner das Wort. 

Ottmar Schreiner (SPD): Frau Präsidentin! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Herr Minister, ich glaube, 
Sie haben eben wirklich eine große Chance verpaßt. 

(Gerd Andres [SPD]: Ja, leider wahr!) 

Niemand erwartet von Ihnen zu dieser Stunde, daß 
Sie Aussagen machen, die die Gespräche mit den 
Gewerkschaften belasten. Aber jeder hätte 
Anspruch darauf, daß Sie Aussagen machen, die die 
Gespräche mit den Gewerkschaften entlasten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wenn Sie in dieser Stunde nicht Manns genug sind, 
hier als Bundesarbeitsminister zu erklären: Mit mir, 
Blüm, gibt es keine Eingriffe in die Lohnfortzahlung!, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

dann weiß ich nicht, wie Sie die Gespräche mit den 
Gewerkschaften führen wollen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Ich will Sie daran erinnern, daß Deutschland unter 
allen Industriestaaten dasjenige Land ist, das die 
wenigsten streikbedingten Ausfalltage hat. Wir 
haben in hohem Maße verantwortungsbewußte 
Gewerkschaften. Aber Sie wissen auch, daß die 
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ein gutes Stück 
Herzblut der deutschen Gewerkschaftsbewegung ist. 
Der längste Streik in der deutschen Nachkriegsge-
schichte ging um die tarifliche Einführung der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall. 16 Wochen haben die 
Metaller im Jahre 1957 dafür gestreikt. Daß sich die 
Gewerkschaften diese Errungenschaft ohne Kampf 
von irgendeinem dahergelaufenen F.D.P.-Prediger 
abnehmen lassen, das glaubt doch wohl in diesem 
Hause niemand. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Deshalb ist es eine wirklich verpaßte Chance, Herr 
Minister, wenn Sie nicht den Mut aufbringen, in die-
ser Aktuellen Stunde eindeutig zu erklären, daß die 
Bundesregierung nicht daran denkt, in die Lohnfort-
zahlung im Krankheitsfall einzugreifen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es ist fast schon eine Spitzenleistung an Pharisäer

-

tum,  bei dieser Gelegenheit erneut den Kollegen 
Zwickel wegen der Initiative der IG Metall zu loben,  

ohne auch nur im geringsten anzudeuten, ob die 
Bundesregierung bereit ist, den von ihm geforderten 
Beitrag, nämlich insbesondere die Rücknahme der 
geplanten Verschlechterungen im Bereich der 
Arbeitslosenhilfe, tatsächlich zu leisten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Dazu haben Sie keinen Satz gesagt. Ganz im Gegen-
teil, die Bundesregierung ist umgekehrt verfahren 
und hat alles getan, was zu tun war, um das Gesetz 
im parlamentarischen Beratungsverfahren über die 
Maßen zu beschleunigen. Also, wo bleibt der Beitrag 
der Bundesregierung, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

wo bleibt der Beitrag des Bundesarbeitsministers? 

Diese Chance haben Sie erneut verpaßt. Niemand 
verlangt von Ihnen, daß Sie die Gespräche belasten. 
Aber es wäre wirklich gut gewesen, wenn Sie einen 
Beitrag dazu geleistet hätten, die Gespräche zu ent-
lasten. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten der PDS) 

Nun noch zwei Sätze zu diesem sozialpolitischen 
Gruselpärchen Julius Louven, CDU/CSU, und Gisela 
Babel, F.D.P.: 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Wieso Sie den Anspruch erheben, sozialpolitische 
Sprecher zu sein, 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Das kapieren Sie 
nie!)  

entzieht sich meiner Kenntnis. Sie sind nichts ande-
res als Sozialabbauexperten. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Ich habe von Ihnen bislang noch keinen einzigen 
Vorschlag gehört, über den sich sozialpolitisch sinn-
voll hätte debattieren lassen. 

(Beifall bei der SPD - Widerspruch bei der 
F.D.P.) 

Sie schlagen nichts anderes als sozialreaktionäre 
Abbaumaßnahmen vor. 

Sie, lieber Herr Hein rich, sind neben Pastor Hintze 
der größte Pharisäer dieses Hauses. 

(Beifall bei der SPD) 

Das könnte ich Ihnen sofort belegen, wenn ich etwas 
mehr Zeit hätte. 

Der F.D.P., die hier über Lohnnebenkosten redet, 
muß man sagen, daß sie in den letzten 20 Jahren 
aktiv an der Erhöhung der Lohnnebenkosten in 
Deutschland beteiligt war. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
PDS) 

Man muß ihr sagen, daß wir in diesem Bereich im 
nächsten Jahr unter anderem auf Grund der Tatsa- 
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che, daß wir in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung keine großen Fortschritte machen, weil sich die 
Regierung bis zur Stunde weigert, die Vorschläge 
der SPD anzunehmen, da die beiden Streithähne 
Möllemann und Seehofer offenkundig nicht in der 
Lage sind, die nötigen Kostenbegrenzungsmaßnah-
men durchzusetzen, ganz erhebliche Beitragserhö-
hungen haben werden. 

(Zuruf von der SPD: Positivliste!) 

Das heißt, die gesetzliche Höhe der Lohnnebenko-
sten ist im wesentlichen auf unverantwortliches Trei-
ben dieser Koalition zurückzuführen. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Wir haben Ihnen bei allen möglichen Gelegenhei-
ten vorgehalten, daß die Finanzierung der deut-
schen Einheit im wesentlichen über gesetzliche 
Lohnnebenkosten ein Stück Dummheit und Feigheit 
zugleich gewesen ist: 

(Beifall bei der SPD) 

Dummheit, weil Sie in der Tat mit dazu beitragen, 
daß sich der Abstand von Brutto- zu Nettoeinkom-
men der Arbeitnehmer inakzeptabel vergrößert, und 
Feigheit, weil Sie nicht in der Lage waren, den deut-
schen Einigungsprozeß rechtzeitig über eine wirklich 
sozialverträgliche Steuerpolitik zu finanzieren. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne

-

ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS) 

Insoweit sind Sie für die Zustände, die Sie heute 
beklagen, ganz wesentlich mitverantwortlich. Gehen 
Sie in sich! Tun Sie Buße! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt hat der 
Abgeordnete Julius Louven das Wort. 

Julius Louven (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Lieber 
Ottmar Schreiner, wenn ich Dich nicht als liebens-
werten Menschen kennen würde, hätte ich jetzt allen 
Grund, beleidigt zu sein. Deshalb sehe ich nun über 
so manche Bemerkung hinweg. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Den kann man 
überhaupt nicht mehr ernst nehmen!) 

Meine Damen und Herren, in einem Papier zum 
SPD-Bundesparteitag heißt es: „Die größte Bedro-
hung der sozialen Sicherung geht von der Arbeitslo-
sigkeit aus. " Dies ist zweifellos richtig. 

(Dr. Gisela Babel [F.D.P.]: Sehr wahr!) 

Arbeitslosigkeit entsteht auch, wenn Arbeit zu teuer 
ist. Dies erkennt inzwischen auch Herr Zwickel von 
der IG Metall mit seiner dankenswerten Initiative an. 

Lohnzusatzkosten zu senken ist eine Forderung 
auch der SPD. Aber von der SPD hier höre ich als 

Rezept immer nur: versicherungsfremde Leistungen 
aus den Systemen ausgliedern. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Nein, wir haben 
mehr vorgeschlagen! Wir haben eine Öko-
steuer vorgeschlagen! Energie verteuern, 

Arbeit verbilligen!) 

Herr Spöri, Herr Jens, Herr Schröder - ich begrüße 
sehr, daß er jetzt wieder für die Wirtschaftspolitik 
Ihrer Pa rtei zuständig ist - sind da viel weiter. Herr 
Spöri verlangt sogar, daß die Strukturen der Lohnzu-
satzkosten verändert werden. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Ja, Ökosteuer! 
Energie verteuern, Arbeit verbilligen!) 

Wenn die Sozialversicherungsbeiträge auf Grund 
unserer im Deutschen Bundestag gemeinsam gefaß-
ten  Beschlüsse steigen, muß man wohl überlegen 
dürfen, wie man Lohnzusatzkosten senken kann. 
Dazu habe ich persönlich als Julius Louven Vor-
schläge unterbreitet, zu denen ich natürlich auch 
stehe. 

(Zuruf von der SPD: Im Gegensatz zur 
Kollegin Babel!) 

Ich weiß, daß ich mit meinem Vorschlag auch die 
wirklich Kranken treffe. Aber ich richte auch hier 
noch einmal die Frage an Sie: Wie wollen Sie auf 
Dauer aufrechterhalten, daß es die Lohnersatzlei-
stungen in diesem Bereich zu 100 Prozent gibt, wäh-
rend sie in anderen Bereichen wesentlich geringer 
sind? Das Schicksal, arbeitslos zu sein, ist doch wohl 
ein härteres, als für 14 Tage einen Lohnabschlag hin-
nehmen zu müssen. 

Eine Sozialleistung, die so hoch ist wie der Lohn, 
ist mit einer eingebauten Versuchung verbunden, 
sich das gleich hohe Einkommen ohne Arbeit zu ver-
schaffen. 

(Widerspruch bei der SPD) 

Wenn Sie hier so tun, als gäbe es in diesem Bereich 
keinen Mißbrauch, 

(Zuruf von der SPD: Eine Unterstellung!) 

dann weiß ich wirklich nicht, wo Sie leben. Ich nenne 
Ihnen nur eine Zahl. Wie erklären Sie sich, daß der 
Krankenstand im öffentlichen Dienst deutlich höher 
ist als in der Bauwirtschaft, in der die Jungen und 
Mädchen bei Wind und Wetter draußen arbeiten 
müssen? 

(Konrad Gilges [SPD]: Weil sie früher aus 
dem Arbeitsprozeß ausscheiden! Das wissen 

Sie ganz gut!) 

Schon das allein ist ein Beweis dafür, daß es Miß-
brauch gibt. 

Herr Dreßler, den ich heute vermisse, findet es 
zynisch und sagt: Die senken Leistungen in anderen 
Bereichen, um sie als Vorwand für Kürzungen bei 
der Lohnfortzahlung zu nutzen. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 
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Wo haben Sie denn zu Ihren Zeiten außer beim Kran-
kengeld eine Lohnersatzleistung gehabt, die an 
100 Prozent herankam? 

Im übrigen: Ich befinde mich mit meinem Vor-
schlag nicht in so schlechter Gesellschaft, nicht nur, 
daß Frau Babel es so sieht, nein, ich zitiere aus einem 
Interview des Präsidenten des Bundessozialgerichts, 
von Wulffen, der erklärt hat: „Ich könnte mir vorstel-
len" - er war auf die hohen Lohnzusatzkosten ange-
sprochen worden -, „daß der Gesetzgeber das Kran-
kengeld, das zu den begeh rtesten Lohnersatzleistun-
gen zählt, kürzen könnte." 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Der hat in den 
Augen der SPD nichts zu sagen!) 

Ich weiß, daß sich die Gewerkschaften in einem 
langen Streik die Lohnfortzahlung erstritten haben; 
aber damals ging es um die Gleichbehandlung von 
Arbeitern, Angestellten und Beamten. Dafür habe 
ich sehr viel Sympathie gehabt. Für mich ist deshalb 
völlig klar: Wenn es Eingriffe geben sollte, wenn sich 
meine Fraktion, wenn sich die Koalition dazu ent-
schließen sollte, dann muß das für alle gelten, für 
Arbeiter, Angestellte und Beamte. 

(Beifall bei Abgeordneten der F.D.P. - Ott

-

mar Schreiner [SPD]: Wollen Sie die gülti

-

gen Tarife außer Kraft setzen?) 

Meine Damen und Herren, mir geht es um Arbeits-
plätze. Ich lasse mir nicht vorwerfen, ein Sozialrambo 
zu sein. 

(Zuruf von der SPD: Doch, das sind Sie!) 

Mit Tabus und Denkverboten kommen wir in der 
schwierigen Situation, in der wir leben, in der an Ein-
sparungen kein Weg vorbeiführt - das wissen auch 
Sie -, nicht weiter. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Gerd  Andres [SPD]: Mit dem schönen Vor

-

schlag seid Ihr doch schon 1993 gescheitert!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Bevor ich der 
Abgeordneten Renate Rennebach das Wort erteile, 
gratuliere ich ihr herzlich zum Geburtstag, den sie 
heute feiert. 

(Beifall) 

Bitte sehr. 

Renate Rennebach (SPD): Ich danke Ihnen sehr, 
Frau Präsidentin. Ich kann mir kein schöneres 
Thema als das heutige vorstellen, um meinen 
Geburtstag zu feiern. 

Herr Louven, Sie hatten den Mut, zu sagen, Sie ste-
hen zu Ihren Vorschlägen. Daß Sie allerdings die 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer in unserem 
Land fortwährend diffamieren, bedarf einer Erklä-
rung und bei näherem Hinsehen auch einer Ent-
schuldigung. Aber Sie stehen hier und diskutieren. 

(Beifall bei der SPD - Julius Louven [CDU/ 
CSU]: Ich schicke Ihnen Briefe, die ich von 

Arbeitnehmern bekommen habe!) 

Ich freue mich schon auf den Redebeitrag von Frau 
Babel. Oder redet sie heute etwa nicht? 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Sie hat Redever-
bot! Sie darf heute nicht!) 

Heißt es jetzt, kurz vor Weihnachten: alle Jahre 
wieder? Oder haben Frau Dr. Babel und Herr Louven 
erst einmal die Berliner Wahlen abgewartet, um 
einen erneuten Ang riff auf die Lohnfortzahlung zu 
fahren? In Ihrem eifrigen Bestreben, den Sozialstaat 
kaputtzumachen, kennen Sie überhaupt keine Hem-
mungen mehr. 

(Zuruf von der SPD: Richtig!) 

Immer wieder versuchen Sie, die Kürzung der Lohn-
fortzahlung im Krankheitsfall zu erreichen. Dabei 
nehmen Sie die Kosten für die Unternehmen als Vor-
wand, obwohl Ihnen in den letzten Jahren nicht nur 
die Bundesanstalt für Arbeitsschutz wiederholt 
erklärt hat, daß Krankheitskosten im Betrieb nur 
dann im hohen Umfang zu senken sind, wenn die 
Arbeitsbedingungen und der Arbeitsschutz verbes-
sert werden. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 

und der PDS) 

Aber den Arbeitsschutz wollen Sie, Frau Dr. Babel, 
Ihre Fraktion und Sie, Herr Louven, auch nicht ver-
bessern, weil die Investitionskosten den armen 
Unternehmern nicht zuzumuten sind. Also lieber den 
Arbeitnehmern immer mehr wegnehmen: Das ist 
eine völlig verkehrte Sicht der Dinge - das kann ich 
Ihnen versichern -, noch dazu eine äußerst gefährli-
che. 

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordne-
ten des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN 
und der PDS - Dr. Peter Ramsauer [CDU/ 

CSU]: Alte Klassenkampfparolen!) 

Ottmar Schreiner sagte es bereits: Von Oktober 
1956 bis Februar 1957 wurde in Schleswig-Holstein 
mit 16 Wochen Streik von den in der IG Metall orga-
nisierten Kolleginnen und Kollegen erkämpft, daß 
die Lohnfortzahlung im Krankheitsfall ein sicherer 
Bestandteil unserer Arbeitswelt ist. 

Außer einigen älteren Männern im Arbeitgeberla-
ger und Ihnen, Frau Dr. Babel und Herr Louven, gibt 
es im Moment offensichtlich nicht viele Leute, die 
Ihre Meinung teilen. Selbst Herr Blüm hat sich nicht 
erklärt. Der Kanzler hat in der vorigen Runde - vor 
Oktober - gesagt: 20 Prozent sind zuviel. Die 
Gewerkschaften und die Arbeitnehmer und Arbeit-
nehmerinnen wollen es auch nicht. Oder will es die 
Bundesregierung doch, und unsere beiden Sozialver-
nichter sind die Speerspitze der Bewegung und star-
ten den Versuchsballon für die Bundesregierung? 

Die Arbeitgeber haben es im Zusammenhang mit 
der Einführung der Pflegeversicherung abgelehnt, 
die Kürzung der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall 
als Kompensation zu nehmen. Viele Tarifverträge ste-
hen dem - Gott sei Dank - zumindest für Arbeiter im 
Wege. Erst 1994 wurde das Lohnfortzahlungsgesetz 
auch für Angestellte übernommen. 
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Warum also jetzt der Vorstoß der beiden genann-

ten Hardliner? Wollen Sie, Frau Dr. Babel und Herr 
Louven, Unruhen, und das heißt - ganz deutlich - 
Unproduktivität in den Bet rieben? Wollen Sie auspro-
bieren, ob das, was zur Zeit in Frankreich abläuft, 
auch bei uns möglich ist? 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wollen Sie, meine beiden Kollegen, daß noch mehr 
Menschen als schon heute Kurzerkrankungen nicht 
mehr auskurieren? Wollen Sie, daß diese Menschen 
weiterarbeiten, weil sie sich Krankheit finanziell in 
Zukunft nicht mehr leisten können? Wollen Sie also 
als Folge Ihres Tuns, daß die Krankheitszeiten bei 
älteren Arbeitnehmern länger und damit auch teurer 
für die Unternehmen bzw. unsere Gesellschaft wer-
den? Wollen Sie, daß auf diese Weise die Pflegeversi-
cherung in zehn Jahren auch richtig ausgelastet ist, 
da Sie ja behaupten, wir bräuchten die Kürzung der 
Lohnfortzahlung als Kompensation für die zweite 
Stufe der Pflegeversicherung? 

Ich stelle Ihnen diese Fragen, weil mir bisher nie-
mand erklären kann, warum Sie ausgerechnet an 
dem für Arbeitnehmer heißesten Eisen herumbohren 
müssen - und das zu einem Zeitpunkt, in dem zum 
Beispiel die IG Metall, wie auch bereits erwähnt und 
von Ihnen und Herrn Blüm hochgelobt, der Bundes-
regierung ein „Bündnis für Arbeit" angeboten hat. 
Ich kenne Klaus Zwickel, und ich bin Metallerin. Ich 
kann Ihnen versichern, er hat bei seiner Idee und sei-
nem Vorschlag nicht „Vorwärts in die 50er Jahre" 
vorgesehen. Das kommt nur bei Ihnen vor. 

Danke. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Als nächster 
spricht der Abgeordnete Dr. Peter Ramsauer. 

(Gerd Andres [SPD]: Der sozialpolitische 
Sprecher der CSU! Jetzt sind wir einmal 

gespannt!) 

Dr. Peter Ramsauer (CDU/CSU): Hohes Präsidium! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Bravo! Sehr gut! 
Sehr höflich!) 

- Man bekommt normalerweise Schwierigkeiten, 
wenn man Beifall von der falschen Seite bekommt, 
aber vom Kollegen Schreiner nehme ich ihn beson-
ders gern entgegen. 

Herr Andres, Sie haben gerade mein neues Amt 
angesprochen. Ich bin froh und glücklich, daß ich 
wieder im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
bin, denn da habe ich Sie auf der Gegenseite. Das ist 
ein erheblicher menschlicher Zugewinn im Ausschuß 
für Arbeit und Sozialordnung. So etwas wie der Kol-
lege Schreiner fehlt im Wirtschaftsausschuß. Da sit-
zen auf seiten der SPD lauter sehr vernünftige Kolle-
gen ohne die chronische Aufgeregtheit. Die fehlt do rt 

 einfach. 

Liebe Kolleginnen und Kollegen, wir dürfen bei 
der gesamten Diskussion um die Kompensation der 
zweiten Pflegestufe keine Tabus errichten. Vor allen 
Dingen dürfen wir die notwendige politische Aus-
einandersetzung über die Senkung der Lohnneben-
kosten dadurch nicht verhindern. Es wäre geradezu 
fatal, wenn wir in der gesamten politischen Diskus-
sion um die Senkung der Lohnnebenkosten von 
vornherein jeden gemachten Vorschlag tabuisieren 
und jede Tür, durch die wir vielleicht noch gehen 
müssen, zuschlagen würden. 

Die pauschale Kritik, mit der der Vorschlag des 
Kollegen Louven überzogen worden ist, führt uns 
überhaupt nicht weiter. Sie hindert uns, auf dem not-
wendigen Weg der Sicherung unseres Sozialstaats 
weiterzugehen. Ich wehre mich deshalb dagegen, 
liebe Kolleginnen und Kollegen, daß man die Diskus-
sion über die Kürzung der Lohnfortzahlung so eng 
mit der Finanzierung der zweiten Pflegestufe in Ver-
bindung bringt; denn sie kann nur ein Bestandteil in 
einem Gesamtkonzept sein, das wir so schnell wie 
möglich vorlegen müssen, um den Sozialstaat auch 
in Zukunft finanzierbar zu halten. 

Wir müssen diese Frage auch von der Meinung 
lösen - die von der SPD-Seite immer vertreten wird -, 
es handele sich hier nur um eine Politik der Entla-
stung zugunsten der Unternehmer und der Arbeitge-
ber. - So wird die Diskussion leider Gottes geführt. 
Auch Vorredner von der Opposition haben das wie-
der  so dargestellt. - Es geht in der Frage, die sozialen 
Kosten und die Lohnnebenkosten tragbar zu 
machen, vor allen Dingen um Belange der Arbeit-
nehmer. Wenn Sie mich fragen, was in unserem 
Lande einer der schlimmsten sozialen Mißstände ist, 
dann muß ich sagen: Es ist derjenige, daß einem 
Arbeitnehmer in einer mittleren oder sogar unteren 
Lohn- bzw. Gehaltsstufe von jeder hinzuverdienten 
Mark je nach Progression fast die Hälfte oder mehr 
abgeknöpft wird. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Woher kommt 
denn das? - Gerd Anders [SPD]: Wer regiert 

denn?! - Weitere Zurufe von der SPD) 

- Dann verstehen Sie nichts von Steuerpolitik und 
von Abgabenpolitik, Herr Kollege. - Das liegt einfach 
daran, daß Sie sich beharrlich weigern, an den not-
wendigen Stellen einzuschneiden. Sie werden sich 
noch wundern, was alles notwendig ist. 

(Gerd Andres [SPD]: Das war gerade eine 
Drohung!) 

Ich muß eines immer wieder sagen: Wenn man mit 
den Gewerkschaftsleuten an der Basis redet, wenn 
ich mit dem DGB-Vorsitzenden aus meinem Wahl-
kreis rede - das tue ich sehr oft und sehr gerne -, 
dann stößt man auf ungeheuer viel Gesprächsbereit-
schaft und Einsicht. Denn diese Menschen haben im. 
Gegensatz zu Ihnen Einsicht in die echte betriebliche 
Praxis, nicht nur in die hier vorgetragene ideologi-
sche Theorie, sondern in die echte betriebliche Pra-
xis. Sie geben unter vier Augen auch zu, was wirk-
lich gespielt wird. Es ist auf Dauer einfach nicht trag-
bar, daß Mißstände weiterbestehen und der Zustand 
existiert, daß immer weniger produktiv Tätige immer 
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mehr Lasten, immer höhere Lasten des Sozialstaats 
tragen. 

(Gerd Andres [SPD]: Welche Mißstände?) 

- Wir reden ein anderes Mal darüber, wenn wir mehr 
Zeit haben als heute. Ich bin leider am Ende meiner 
Redezeit. 

Nur noch der eine Satz: Ich mache keinen Hehl 
daraus, daß wir bei der gesamten Diskussion um die 
Absenkung der Staatsquote um 5 oder 6 Prozent bis 
zum Jahre 2000 im sozialpolitischen Bereich entspre-
chende Beiträge leisten müssen. Über 1 000 Milliar-
den DM pro Jahr Sozialtransfer werden wir auf 
Dauer nicht halten können. Wenn wir diese schwie-
rige Politik durchstehen, dann wird die Sozialpolitik 
den Arbeitnehmern und den Schwachen in unserer 
Gesellschaft letztlich wieder zugute kommen. Dann 
werden wir unserem Auftrag gerecht, unseren 
Sozialstaat zukunftsfähig zu machen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P.) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Hans-Eberhard Urbaniak. 

Hans-Eberhard Urbaniak (SPD): Frau Präsidentin! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Soweit ich den Kol-
legen Ramsauer verstanden habe, ist wohl auch er 
für die Kürzung; denn das hat er geäußert. Dies sei 
aber nur ein Bereich, in dem man das machen müsse. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das hat er 
nicht gesagt!) 

- Doch, Herr Geißler, Sie waren abwesend und 
haben mit anderen Kollegen diskutiert. Ich habe auf-
merksam zugehört. Er ist der Dritte im Bunde, der 
kürzen will. Das ist so. Er hat gesagt, das sei nur ein 
Teil. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das schließt vieles 
aus, hat er gesagt!) 

Es wäre gut gewesen, er hätte hier klipp und klar 
gesagt, was noch kommt. 

Ich will Ihnen einmal etwas sagen, Kollege Hein-
rich: Wenn die Große Koalition damals die Gleichstel-
lung von Arbeitern und Angestellten im Krankheits-
fall nicht gegen Ihren Widerstand zustande gebracht 
hätte - das war ein sozial gerechter und gesellschaft-
lich richtiger Durchbruch -, dann würden Sie noch 
heute den Unterschied zwischen Arbeitern und 
Angestellten machen. Das ist Ihre Sozialpolitik! 

(Beifall bei der SPD) 

Damals ist das gegen den Willen der F.D.P. 
gemacht worden; und das war auch richtig so. Hier 
ist schon gesagt worden - ich habe das als junger 
Betriebsratsvorsitzender erlebt -, daß eine Gewerk-
schaftsorganisation ihre Frauen und Männer 
16 Wochen lang in Trab halten mußte, um diese 
Gleichstellung in unserer Gesellschaft zu erreichen. 
Jetzt wird an diesem erkämpften Punkt die Demon-

tage angesetzt. Ohne die Sozialdemokraten! Das ist 
ja wohl klar. 

(Beifall bei der SPD) 

Vom Kollegen Louven - er hat jetzt einen anderen 
Termin - ist gesagt worden, nach sechs Wochen, 
wenn das Krankengeld kommt, würde dieses und 
jenes eintreten. - Wenn jemand sechs Wochen krank 
ist, dann unterzieht er sich aber wohl einer Untersu-
chung durch den Sozialmedizinischen Dienst und 
einer gesundheitlichen Prüfung durch den Hausarzt. 
Denn erst dann wird Krankengeld gezahlt. Vorher 
muß die Lohnfortzahlung geleistet werden. 

Ich bitte Sie also darum: Orientieren Sie sich genau 
daran, was damals die Große Koalition aus gesell-
schaftspolitischen Gründen durchgesetzt hat! Dies 
muß weiter bestehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Zerstören Sie nicht den sozialen Konsens! Wir haben 
in westlichen Ländern zahlreiche Erfahrungen, die 
uns überall begegnen, wenn so etwas geschehen ist. 

Der Vorsitzende der IG Metall, Zwickel, hat sein 
Angebot jetzt gemacht. Kollege Blüm, die Medaille 
muß aber auch umgedreht werden. Man kann nicht 
nur sagen: Das ist eine tolle Geschichte. Denn auf 
der anderen Seite der Medaille steht: Ihr dürft eure 
Kürzungen, die ihr angekündigt habt, nicht vollzie-
hen - sonst hat dieses Gespräch überhaupt keinen 
Sinn. Ihr müßt dem Mann doch entgegenkommen! 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Wie wollt ihr das denn sonst machen? 

Kollege Geißler, ich sage Ihnen: Zum Verdruß vie-
ler Arbeitnehmer ist die Steuer- und Abgabenlast seit 
dem 1. Oktober 1982 - seitdem regieren Sie; ich 
beklage das und kämpfe dagegen an - so rasant in 
die Höhe geschnellt, daß die verfügbaren Arbeitneh-
mernettoeinkommen immer weiter zusammen-
schrumpfen. Das haben Sie zu verantworten. Wenn 
Sie jetzt noch Ihre Pläne in bezug auf die Kürzung 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall durchsetzen, 
dann wird dies dazu führen, daß noch weniger Kon-
sum stattfinden kann und daß die materiellen Bedürf-
nisse der Arbeitnehmer, die tatsächlich krank sind, 
noch weniger befriedigt werden können. 

Die Arbeitsunfähigkeit stellt nicht der Arbeitneh-
mer, sondern der Arzt fest. Es kann vom ersten Tag 
an durch den Sozialmedizinischen Dienst kontrolliert 
werden, wenn der Arbeitgeber das will. Er braucht 
es nur zu beantragen. Das ist gar nichts Neues. 

Also, lassen Sie die Finger weg von dieser 
Geschichte! Ich hoffe, daß sich dem Dreierbund hier 
nicht weitere Anhänger hinzugesellen. Es muß bei 
der Lohnfortzahlung im Krankheitsfalle bleiben. 

(Beifall bei der SPD und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Jetzt spricht der 
Abgeordnete Heinz Schemken. 
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Heinz Schemken (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine Damen und Herren! Erst einmal kann ich 
Ihnen eine gute Botschaft überbringen: Es gibt kei-
nen Beschluß der CDU/CSU-Fraktion in der Frage 
der Lohnfortzahlung. 

(Beifall bei der SPD) 

Es gibt eine Diskussion. Aber diese Diskussion 
umfaßt viele Felder. Ich sage ganz ausdrücklich: Es 
wäre schade und verwegen, würde allein dieses Feld 
angesprochen. Deswegen halte ich die Diskussion 
und auch die Art und Weise, wie sie heute geführt 
wird, für schädlich. 

(Zuruf von der SPD) 

- Es gibt keinen Beschluß. Es gibt nur eine Aktuelle 
Stunde, und diese hat noch nicht einmal die CDU/ 
CSU, sondern die SPD beantragt. Nur, damit Sie es 
wissen. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD: 
Sehr richtig!) 

Die Diskussion, wie sie hier geführt wird, halte ich 
in zweifacher Hinsicht für schädlich. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Schändlich!) 

- Vielleicht auch für schändlich, wenn es hier zum 
Beispiel darum geht, Leute zu Pharisäern abzustem-
peln. Das finde ich nicht gut. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Aber wenn doch 
einer ein Pharisäer ist, muß man es auch 
sagen! Die Pharisäer sind früher aus dem 

Tempel hinausgetrieben worden!) 

Zum einen geht es in einer schweren Zeit für den 
Arbeitsmarkt nicht nur um den, der in Arbeit ist, son-
dern um die Bewältigung der Arbeitslosigkeit, um 
den, der nicht in Arbeit ist. Ich sage Ihnen ganz 
offen: Mir gefällt schon seit längerer Zeit die Hack-
ordnung nicht. Sie ist nicht in Ordnung, auch nicht 
die Art und Weise, wie wir hier in dieser so existen-
tiellen Frage miteinander umgehen. Der, der in 
Arbeit ist, muß wissen, daß sich seine Arbeit lohnt. - 
Das  wird doch wohl jeder unterstreichen. Das wurde 
soeben auch durch meinen Vorredner hier wieder 
deutlich. - Wer nicht in Arbeit ist, hat allerdings ein 
Recht darauf, zu erfahren, wie wir in der Gesellschaft 
und am Arbeitsmarkt mit ihm umgehen. 

(Gerd Andres [SPD]: Und der kriegt eine 
Arbeit, wenn das Krankengeld gekürzt 

wird? Das ist eine Logik!) 

Entscheidend ist, daß wir zugunsten der Arbeitslosen 

(Gerd Andres [SPD]: Das Krankengeld kür

-

zen! - Ottmar Schreiner [SPD]: Eier, Eier!) 

denen, die in Arbeit sind, etwas zumuten müssen. 
Ich sage nur: Mit dem Thema Lohnfortzahlung und 
dem Karenztag ist in dieser Frage erst einmal nichts 
erreicht. 

(Gerd Andres [SPD]: Richtig!) 

Zum anderen haben wir jetzt in einer schwierigen 
Zeit allen Grund, bei den weiteren entscheidenden 
Maßnahmen in der Sozialgesetzgebung und im Ta rif-

recht den Konsens zu suchen, damit wir uns gegen-
seitig verstehen. Niemand zweifelt das an, auch der-
jenige nicht, der glaubt, es müsse hier und da mehr 
getan werden; der wird doch wohl nicht das Geschäft 
in der Sozialgesetzgebung aufgeben; das tun auch 
wir nicht, im Gegenteil. Das laute Getöse macht die 
Verständigung nicht leichter, auch die Verständi-
gung über zwingende Zusammenhänge. Für die 
Menschen draußen ist es nicht mehr einsehbar und 
erkennbar, worüber wir reden; ich sage das aus-
drücklich. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Die wissen doch, 
was Lohnfortzahlung ist!) 

- Warten Sie doch einmal ab, Herr Schreiner. - Fal-
sche Vorgaben in der Diskussion können auch 
Sprachlosigkeit und Protest auslösen. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Das ist schon fast 
philosophisch!) 

Ich habe mehr als Verständnis dafür - das sage ich 
ausdrücklich -, daß sich Lohnempfänger - auch ich 
war einmal Lohnempfänger - 

(Gerd  Andres [SPD]: Ich auch!) 

in den 50er und 60er Jahren die Gleichstellung mit 
den Angestellten erkämpft haben. Ich fand es eine 
Diskriminierung, daß der Löhner damals anders 
behandelt wurde als der Angestellte oder der 
Beamte. Wir wissen allerdings auch: Dies ist heute 
nicht mehr so. Aber ich sage denen, die das Thema 
so propagieren: Wenn es überhaupt diskutiert wird, 
dann gilt das für alle. 

(Zuruf von der PDS: Auch für die Abgeord-
neten!) 

- Ja, wenn Sie so wollen, vom Bundeskanzler bis 
zum Straßenfeger und vom Abgeordneten bis zum 
Pädagogen. 

(Gerd Andres [SPD]: Bis zum Arbeitslosen!) 

Aber ich sage ganz offen: Wer den Umbau im 
Sozialstaat will 

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Geißler [CDU/ 
CSU]) 

- auch die reden darüber -, der muß in diesen Berei-
chen sensibel bleiben. Deshalb reicht es nicht aus, 
wenn wir hier ein Faß aufmachen und - ich sage das 
ganz offen - es möglicherweise zum Überlaufen brin-
gen. 

(Renate Rennebach [SPD]: Nein, viele Fäs-
ser brauchen wir!)  

- Ja, selbstverständlich; da gibt es viele Fässer; da 
gibt es auch noch andere Fässer, die man aufmachen 
kann. 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Wir haben Sie 
schon verstanden, Herr Kollege!) 

Die könnten noch sprudeln; da bin ich mit Ihnen 
einer Meinung. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Nennen Sie doch 
einmal ein paar!) 
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Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Aber nicht mehr 
in dieser Rede, weil nämlich die Zeit abgelaufen ist. 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Deshalb möchte ich 
darum bitten, daß wir hier nicht falsche Signale set-
zen, sondern daß das, was der Minister gesagt hat, 
zum Tragen kommt. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Was hat er denn 
gesagt?) 

Er hat seine Bereitschaft erklärt, die Gespräche zu 
führen und darüber hinaus ein Angebot vorzulegen. 
Dadurch wird auch Ihnen von der Opposition die 
Pflicht auferlegt, ein wenig für einen Konsens zu tun. 
Auch das spreche ich hier einmal an. 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Herr Kollege 
Schemken, das war doch ein schöner Schlußsatz. 

Heinz Schemken (CDU/CSU): Genauso wie man 
über eine falsche Botschaft enttäuscht sein kann, 
kann man auch über das enttäuscht sein, was Sie 
gerade in diesen Bereichen teilweise mit Obstruktion 
machen. 

Ich wünsche uns, daß wir auf diesem Wege offener 
sind, daß wir den Konsens suchen, daß wir denjeni-
gen, der keine Lobby hat, nämlich den Arbeitslosen, 
in den Mittelpunkt rücken. Dafür werbe ich in dieser 
Stunde. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Das Wort hat 
jetzt der Abgeordnete Konrad Gilges. - Ich sage noch 
einmal für alle Kollegen: Fünf Minuten beträgt die 
Redezeit in der Aktuellen Stunde - exakt! 

Konrad Gilges (SPD): Frau Präsidentin! Meine sehr 
verehrten Kolleginnen und Kollegen! Ich wollte mich 
zu Beginn an Herrn Louven wenden. Aber der hat 
einen wichtigen Termin, was ich verstehen kann. 

(Peter Dreßen [SPD]: Er büßt schon!) 

Ich wollte Herrn Louven nur sagen, weil er es 
begrüßt hat, daß Herr Schröder wieder wichtige 
Funktionen in der SPD übernimmt: Der hat die For-
derung nach Abschaffung der Lohnfortzahlung im 
Krankheitsfall als Quatsch und diejenigen, die so 
etwas fordern, als Amateure bezeichnet, 

(Beifall bei der SPD) 

Mir wäre es genant, jemanden zu loben, der mich 
vorher als Amateur und als Quatschkopf bezeichnet 
hat. 

Herr Geißler, es geht nicht um die freie Meinung 
eines Abgeordneten. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Doch, 
darum geht es!) 

- Nein. Es geht um die Frage: Welche Absicht steckt 
dahinter? Wie ist es zu verstehen, wenn der General

-

sekretär der F.D.P. von „unabgestimmter Diskussion" 
redet? War sie zu diesem Zeitpunkt unabgestimmt? 
Geht es darum, daß man dieses Thema bis nach den 
Landtagswahlen im Frühjahr verschieben will, um es 
zeitig zur zweiten Stufe der Pflegeversicherung wie-
der aufzugreifen? Sind die beiden, Frau Babel und 
Herr Louven, nur vorgeprescht? Diese Fragen sind 
heute nicht beantwortet worden. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich hätte gedacht, daß der Herr Blüm sagt: Für uns 
ist dieses Thema ein für allemal tot. Es gibt keinen 
Abbau der Lohnfortzahlung im Krankheitsfall. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Das hat er nicht 
gesagt?) 

Ich hätte mich in dieser Frage auch gern an Frau 
Babel gewandt. Aber leider ist sie nicht mehr da. Sie 
ist auf Grund unserer heftigen Debatte hier wahr-
scheinlich auf der Flucht, weil sie keine Argumente 
mehr hat. 

(Zuruf des Abg. Dr. Heiner Geißler [CDU/ 
CSU]) 

- Diese Frage, Herr Geißler, wird in der Öffentlich-
keit ganz anders dargestellt. Sie brauchen sich nur 
die Kommentare anzuschauen. Ich wollte Ihnen 
einen langen Kommentar aus dem „General-Anzei-
ger" vorlesen. Er zeigt, wie die Öffentlichkeit diese 
ganze Debatte einstuft und einschätzt. Wie das die 
Gewerkschaften kommentieren, lasse ich dahinge-
stellt. Ich brauche auch nicht zu wiederholen, wie 
der Kollege Link, der CDA-Vorsitzende, das in der 
letzten Zeit kommentiert hat, 

(Gerd Andres [SPD]: Oder Norbert Blüm am 
Montag morgen im Deutschlandfunk!) 

der Sie mit heftigen Vorhaltungen und vielen Vor-
würfen beglückt. 

Herr Geißler, ich will etwas zu dem Unterschied 
beim Krankenstand im öffentlichen Dienst und in 
anderen Bereichen sagen, weil Sie das immer als 
Argument anführen. Herr Geißler, das ist eine 
unfaire Betrachtungsweise. Sie ist sogar manipulativ. 
Sie ist Ihrer unwürdig - das sage ich ganz bewußt -, 
weil Sie sonst in der Debatte relativ fair sind. Sie wis-
sen genau - Herr Blüm weiß das ebenso -, daß z. B. 
die Bauarbeiter in den seltensten Fällen überhaupt 
das Rentenalter erreichen. 

(Katrin Fuchs [Verl] [SPD]: Zu einem Drit-
tel!) 

- Die Schätzungen gehen bis zu einem Drittel. Das 
heißt, Berufs- und Erwerbsunfähigkeit sind natürlich 
wichtige Krite rien, die man in diese Fragestellung 
einbeziehen muß. 

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 

Im öffentlichen Dienst können die Leute - Gott sei 
Dank - länger arbeiten, weil die Arbeitsbedingungen 
besser sind. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Wie kommt es, daß 
dort der höchste Krankenstand ist?) 
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— Mit zunehmendem Alter werden die Beschäftigten 
eben auch dort krank. Auch Sie werden im fortge-
schrittenen Alter öfter krank als mit 20 oder 
30 Jahren. Deswegen ist eine solche Diskussion 
unfair. Es gibt Ursachen, die allen Fachleuten 
bekannt sind. 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Zweiter Punkt: die Debatte um den Freitag und 
den Montag. Auch diese Frage ist aufgeklärt. Das 
haben alle Anhörungen erbracht. Es ist natürlich so, 
daß viele Kolleginnen und Kollegen bis Freitag war-
ten, wenn sie krank sind, weil sie dem Arbeitgeber 
ihre Arbeitskraft anbieten wollen und sagen: Wir 
gehen nicht direkt zum Arzt. Sie warten den Freitag 
ab. Deswegen sind die Krankmeldungen am Freitag 
zahlreicher. Das gilt logischerweise auch für den 
Montag. Wer montags krank ist, war es auch schon 
am Samstag und am Sonntag. Das wäre eine faire 
Betrachtungsweise. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber Sie gehen mit den Kranken unfair um, weil Sie 
mit ihnen unfair umgehen wollen. 

(Gerd Andres [SPD]: Wir schenken denen 
das Hearing-Protokoll, damit sie es lesen 

können!) 

Ich will zur Faktendarstellung noch ein Argument 
bringen. 

(Ulrich Heinrich [F.D.P.]: Gehen Sie einmal 
in das Musterland Schweden!) 

Herr Geißler, Ihr Kollege Herr Link hat zum Kranken-
stand aller abhängig Beschäftigten in den letzten 
15 Jahren gesagt: Die Quote ist von 7,3 auf 
5,6 Prozent gesunken. 

(Dr. Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist 
richtig!) 

Das heißt, wir haben, wie Herr Link richtigerweise 
bemerkt hat, heute effektiv einen geringeren Kran-
kenstand als noch vor 15 Jahren. Die Situation hat 
sich objektiv verbessert. Warum leugnen Sie das in 
der Debatte? Es gibt überhaupt keine Notwendigkeit 
dafür. 

(Beifall bei der SPD - Ul rich Heinrich 
[F.D.P.]: Das wird nicht geleugnet! - 
Dr.  Heiner Geißler [CDU/CSU]: Das ist doch 
kein Widerspruch zu dem, was ich gesagt 

habe!) 

Ich komme zum Schluß und sage mit dem Herrn 
Link: Beenden Sie die Phantomdebatte ein für alle-
mal und nicht nur für heute! 

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN und der PDS) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Der nächste 
Redner ist der Abgeordnete Rainer Haungs. 

Rainer Haungs (CDU/CSU): Frau Präsidentin! 
Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen! Für  

einen Wirtschaftspolitiker war das schon eine 
Gespensterdebatte, was hier von der Opposition 
geboten wurde. Ich habe nicht einen positiven Bei-
trag zum Problem Nummer eins, das wir in der Bun-
desrepublik haben, nämlich der Verbesserung der 
Standortbedingungen und damit der Schaffung 
neuer Arbeitsplätze, gehört. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Widerspruch bei der SPD) 

Sie sind hoffentlich in der Lage, die Dinge im Zusam-
menhang zu betrachten. Soziale Marktwirtschaft 
heißt, daß man die Dinge im Zusammenhang 
betrachten muß. 

Ich will versuchen, Ihren Ho rizont für die Situation 
in den Nachbarländern etwas zu erweitern. Sie 
haben die Streiksituation in Frankreich angepro-
chen. Ich sage Ihnen gern, daß der soziale Konsens, 
der soziale Frieden bei uns ein positiver Standortfak-
tor ist. Deshalb sind die von Ihnen gebrauchten 
Begriffe wie „Sozialvernichter" durchaus nicht hilf-
reich in der Diskussion. 

Warum wird denn in Frankreich gestreikt? Frank-
reich wollte eine Pflegeversicherung einführen, wie 
wir es Gott sei Dank tun. Die Franzosen verschieben 
die dringend notwendige Pflegeversicherung, weil 
sie nicht die politische Kraft und den gesellschaftli-
chen Konsens hatten, um im Sozialbudget Finanzie-
rungspotential zu schaffen. Das ist doch das Problem. 

Sie verteidigen einen Status quo, wohlwissend, 
daß er nicht zu verteidigen ist. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Das ist doch Hum-
bug!) 

- Natürlich ist es Humbug, was Sie sagen. Sie sind 
hier wie bei allen Diskussionen der letzten Jahre 
gegenüber Ihren Gewerkschaftskollegen, die Sie 
sehr oft zitieren, im Rückstand. Als wir über Ein-
stiegstarife gesprochen haben, haben Sie genau das-
selbe Theater veranstaltet. Jetzt reden vernünftige 
Gewerkschafter von Einstiegstarifen. 

(Zuruf von der SPD: Zum Thema! - Weitere 
Zurufe von der SPD) 

- Frau Präsidentin, könnten Sie bitte für etwas mehr 
Ruhe sorgen? 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Es ist tatsächlich 
so: Die Debatte ist ein bißchen laut. 

Rainer Haungs (CDU/CSU): Sie haben ja gar nicht 
die Chance, das aufzunehmen, was ich Ihnen sage. 
Deshalb werden Sie beim nächsten Mal in der Dis-
kussion genauso argumentieren. 

(Peter Dreßen [SPD]: Zur Sache!) 

- Ich komme zur Sache: Wir schaffen ein „Bündnis 
für Arbeit", und die Gewerkschaften sagen: Wir müs-
sen die Lohnforderungen begrenzen, um Chancen 
für mehr Arbeitsplätze zu schaffen. Gleichzeitig weiß 
wohl jeder von Ihnen, wie ich annehme, daß Lohnko-
sten auch Lohnzusatzkosten bewirken und daß wir 
uns in beiden Bereichen - bei den Ta rifen und bei 
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den Lohnzusatzkosten - bemühen müssen, Raum zu 
schaffen für neue Arbeitsplätze in Deutschland. Das 
ist doch das Problem. 

Wir haben die Pflicht, darüber zu sprechen, in wel-
chem Bereich wir beim Umbau des Sozialstaates 
etwas ändern. Ich wiederhole gern, was meine Vor-
redner bereits betont haben: Wir haben in der CDU/ 
CSU-Fraktion zu diesem Thema keine Entscheidung 
getroffen. Aber wir sind verpflichtet, bei allen Dis-
kussionsbeiträgen, die wir liefern, um die Arbeits-
platzsituation zu verbessern, alle Maßnahmen zu 
erörtern. 

Sie sollten sich wirklich einmal fragen, warum in 
allen unseren Nachbarländern, ob sozialistisch, bür-
gerlich oder sonstwie regiert, warum in allen Indu-
strieländern, in denen es auch eine Lohnfortzahlung 
mit 100prozentiger Absicherung gab, heute gesagt 
wird: Dies ist im Interesse der Arbeitnehmer, im 
Interesse der Schaffung von Arbeitsplätzen nicht 
mehr möglich. 

Was sind Sie denn für eine Partei, die an allen 
Ecken und Enden Tabus abbaut und dann auch noch 
stolz darauf ist, daß sie sich hier eine gedankliche 
Selbstbeschränkung verordnet? 

Lohnkosten und Lohnzusatzkosten muß man 
gemeinsam sehen. Wir werden nur erfolgreich sein, 
wenn wir Reformen in dem Gesamtpaket von Steu-
ern, Sozialkosten und Lohnkosten durchführen. Die 
Einführung der Pflegeversicherung ist ein Schritt, 
der beim Umbau des Sozialstaates Notwendigkeiten 
nach sich zieht. Sie werden keine Chancen haben, 
Sie werden nicht die geringsten Chancen haben, 

(Anke Fuchs [Köln] [SPD]: Das werden wir 
sehen!) 

das Problem Nummer eins zu lösen, nämlich das Pro

-

blem der Arbeitslosigkeit - ich freue mich, daß Herr 

Kollege Schwanhold als Wirtschaftspolitiker Ihrer 
Partei zuhört; zumindest vorhin war er anwesend -, 
wenn Sie nicht bereit sind, ohne Tabus, ohne 
Geschrei, ohne die Verbreitung von Märchen und 
ohne Unterstellungen dieses Thema sachlich anzu-
gehen. 

(Ottmar Schreiner [SPD]: Reden Sie im Wirt-
schaftsausschuß auch so einen Quatsch? 
Das ist unglaublich! - Weitere Zurufe von 

der SPD) 

- Was kann denn ich dafür, daß wir solche Debatten 
relativ selten führen, so daß Sie sich über Dinge auf-
regen, die der Aufregung nicht wert sind? 

Ich schließe: Wir werden dieses Thema in unserer 
Fraktion erörtern und zu einer Lösung kommen, die 
als „Bündnis für Arbeit" in dem Gesamtbereich 
Lohnkosten, Lohnzusatzkosten und Sozialkosten 
unsere Arbeitsplatzsituation verbessert. Ich hoffe, 
daß Sie daran mitwirken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der F.D.P. - 
Zuruf von der CDU/CSU: Das ist eine fal-

sche Hoffnung!) 

Vizepräsidentin Dr. Antje Vollmer: Liebe Kollegin-
nen und Kollegen, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Wir sind damit am Schluß unserer heutigen Tages-
ordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen Bun-
destages auf morgen, Donnerstag, 30. November 
1995, um 9 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 17.01 Uhr) 
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Anlage 1 
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Abgeordnete(r)  
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GRÜNEN 
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Braun (Auerbach), CDU/CSU 29. 11. 95 
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Braune, Tilo SPD 29. 11. 95 

Bühler (Bruchsal), Klaus CDU/CSU 29. 11. 95 * 
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Eymer, Anke CDU/CSU 29. 11. 95 

Hörsken, Heinz-Adolf CDU/CSU 29. 11. 95 

Horn, Erwin SPD 29. 11. 95 

Irber, Brunhilde SPD 29. 11. 95 

Klemmer, Siegrun SPD 29. 11. 95 

Meißner, Herbert SPD 29. 11. 95 

Neumann (Berlin), Kurt SPD 29. 11. 95 

Odendahl, Doris SPD 29. 11. 95 

Pfeiffer, Angelika CDU/CSU 29. 11. 95 

Dr. Protzner, Bernd CDU/CSU 29. 11. 95 

Purps, Rudolf SPD 29. 11. 95 

Reschke, Otto SPD 29. 11. 95 

Rexrodt, Günter F.D.P. 29. 11. 95 

Scheel, Christine BÜNDNIS 29. 11. 95 
90/DIE 
GRÜNEN 

Scherhag, Karl-Heinz CDU/CSU 29. 11. 95 

Sebastian, Wilhelm-Josef CDU/CSU 29. 11. 95 

Steen, Antje-Marie SPD 29. 11. 95 

Thönnes, Franz SPD 29. 11. 95 

Tippach, Steffen PDS 29. 11. 95 

Vogt (Düren), Wolfgang CDU/CSU 29. 11. 95 

Wallow, Hans SPD 29. 11. 95 

Weisskirchen (Wiesloch), SPD 29. 11. 95 
Gert 

Wohlleben, Verena SPD 29. 11. 95 

Wolf (Frankfurt), BÜNDNIS 29. 11. 95 
Margareta 90/DIE 

GRÜNEN 

* für die Teilnahme an Sitzungen der Parlamentarischen Ver-
sammlung des Europarates 

Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Klaus-Jürgen Hedrich auf 
die Frage des Abgeordneten Dr. Eberhard Brecht 
(SPD) (Drucksache 13/3093 Frage 3): 

Welche Auswirkungen wird nach Auffassung der Bundesre-
gierung die Tatsache, daß die USA ihren Zahlungsverpflichtun-
gen an die IDA (International Development Association) nicht 
nachkommt, auf das Beitragsverhalten der Bundesrepublik 
Deutschland haben, und was gedenkt die Bundesregierung zu 
tun, um die USA zur Erfüllung ihrer Beitragspflichten zu drän-
gen? 

Die USA werden voraussichtlich im Haushaltsjahr 
1996 nur 700 Millionen US-$ auf die 10. IDA-Auffül-
lung einzahlen. Es stünden dann für den Dreijahres-
zeitraum 1993 bis 1996 noch 935 Millionen US-$ aus; 
insgesamt hatte sich die US-Regierung zur Zahlung 
von 3 750 Millionen US-$ unter Vorbehalt der 
Zustimmung des Kongresses verpflichtet. 

Wenn dies so eintritt, ist die Bundesregierung nach 
der IDA 10-Resolution berechtigt, die Inanspruch-
nahme ihrer Verpflichtungen gegenüber IDA in 
anteilsmäßig entsprechender Höhe zu sperren. Die 
Anwendung dieses Mechanismus ist mit Haushalts-
vermerk zu Kapitel 23 02 Titel 836 02 geregelt. 

Die Bundesregierung hat auf internationalen Be-
gegnungen - wie z. B. auf dem G 7-Gipfel in Halifax 
und auf der Weltbank-/IWF-Jahrestagung 1995 - 
sowie in bilateralen Gesprächen mit US-amerikani-
schen Politikern die USA eindringlich daran erinnert, 
daß der Finanzbedarf der ärmsten Entwicklungslän-
der, die Führungsrolle der USA in der multilateralen 
Entwicklungszusammenarbeit und die Grundsätze 
der Lastenteilung unter den Gebern es nicht zulas-
sen, daß die USA hinter den eingegangenen Ver-
pflichtungen zurückbleiben. Die Bundesregierung 
wird diese Bemühungen fortsetzen. 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rainer Funke auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN) (Drucksache 13/3093 Frage 4): 

In welchem Umfang sind nach Kenntnis der Bundesregierung 
im Zuge der u. a. vom Bundeskriminalamt durchgeführten 
Fahndung nach dem Bauunternehmer Dr. Jürgen Schneider Ab

-

hör- oder andere Überwachungsmaßnahmen gegenüber Jour-
nalisten - u. a. der ARD, der ZDF-Redaktion „Frontal" und des 
Magazins „Focus" - sowie Rechtsanwälten, die angeblich Kon-
takt mit Dr. Jürgen Schneider hatten, veranlaßt worden, und teilt 
die Bundesregierung meine Auffassung, daß durch dera rtige Er-
mittlungsmaßnahmen das berufsbedingte Zeugnisverweige-
rungsrecht gemäß § 53 der Strafprozeßordnung ausgehöhlt 
wird? 



Deutscher Bundestag - 13. Wahlperiode - 73. Sitzung. Bonn, Mittwoch, den 29. November 1995 	6415' 

Im Zuge der Fahndung nach dem Bauunternehmer 
Dr. Jürgen Schneider hat das Bundeskriminalamt 
keine Abhör- oder andere Überwachungsmaßnah-
men gegenüber Journalisten - unter anderem der 
ARD, der ZDF-Redaktion „Frontal" und des Maga-
zins „Focus" - sowie Rechtsanwälten, die angeblich 
Kontakt mit Dr. Jürgen Schneider hatten, veranlaßt. 
Vielmehr sind allein Auskunftserteilungen über den 
Fernmeldeverkehr nach § 12 FAG von den zuständi-
gen Justizbehörden in Frankfu rt  angeordnet worden. 
Das Bundeskriminalamt selbst wurde nur aufgrund 
eines Ersuchens der Staatsanwaltschaft bei dem 
Landgericht Frankfurt  nach § 5 Abs. 3 Nr. 1 BKA-
Gesetz tätig. Im Hinblick darauf sieht die Bundesre-
gierung keine Veranlassung, sich zu dem Verhältnis 
von Abhör- und Überwachungsmaßnahmen zu dem 
Zeugnisverweigerungsrecht nach § 53 Strafprozeß-
ordnung zu äußern. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Horst Günther auf die Fra-
gen des Abgeordneten Peter Harald Rauen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/3093 Fragen 5 und 6): 

Wie viele unbegründete Widersprüche haben die Leistungs-
empfänger der Bundesanstalt für Arbeit gegen die im Dezember 
1994 ergangenen Änderungsbescheide erhoben, nachdem die 
stellvertretende Vorsitzende beim Vorstand der Bundesanstalt 
für Arbeit, Dr. Ursula Engelen-Kefer, die vom Bundesministeri-
um für Arbeit und Sozialordnung hierzu erlassene Rechtsverord-
nung fälschlich als rechtswidrig bezeichnet und zur Erhebung 
von Widersprüchen öffentlich aufgefordert hat? 

Welche Kosten sind der Bundesanstalt für Arbeit durch diese 
unbegründeten Widersprüche entstanden, wenn man - falls 
keine konkreten Angaben vorliegen - 100 DM je Bearbeitungs-
fall unterstellt, und kann die Bundesanstalt für Arbeit diese Ko-
sten von Dr. Ursula Engelen-Kefer erstattet erhalten? 

Zu Frage 5: 

Gegen die aufgrund der AFG-Leistungsverord-
nung 1995 erlassenen Änderungsbescheide wurde 
bis Ende Feburar 1995 in 124 337 Fällen Widerspruch 
erhoben. Das Bundessozialgericht hat durch Urteil 
vom 3. August 1995 die Rechtmäßigkeit der AFG-
Leistungsverordnung 1995 auch insoweit bestätigt, 
als dabei der Solidaritätszuschlag und der Pflegever-
sicherungsbeitrag berücksichtigt wurde. 

Zu Frage 6: 

Sach- und Personalkosten der Widerspruchsbear-
beitung könnten nach Angaben der Bundesanstalt 
für Arbeit nur durch aufwendige Sondererhebungen 
ermittelt werden. Ansprüche auf Kostenerstattung 
durch Dritte, die zur Einlegung erfolgloser Rechtsbe-
helfe geraten haben, sieht das Gesetz nicht vor. 
Wenn man Kosten von 100 DM je Bearbeitungsfall 
unterstellt, sind 12,4 Millionen Kosten entstanden, 
die letztlich von der Bundesanstalt für Arbeit zu tra-
gen sind. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Frage des Abgeordneten Jörg Tauss (SPD) (Druck-
sache 13/3093 Frage 9): 

Treffen Informationen zu, wonach sich das Bundesministeri-
um für Verkehr bei der anstehenden Standortentscheidung ei-
ner neuen Bahndirektion Südwest für den Standort Stuttga rt 

 statt Karlsruhe ausgesprochen, auf den Bahnvorstand entspre-
chenden Druck ausgeübt und damit für Stuttga rt  Partei ergriffen 
hat, und wenn ja, welche Gründe sieht das Bundesministerium 
für Verkehr, die gegen den Standort sprechen, nachdem der 
Bahnvorstand ursprünglich bereits Karlsruhe als geeignet ange-
sehen hatte? 

Die am 1. Januar 1994 in Kraft getretene Struktur-
reform der Bundeseisenbahnen sieht eine strikte 
Trennung der unternehmerischen und staatlichen 
Aufgaben vor. Die Auswahl des Standorts einer 
neuen Niederlassung „Südwest" gehört zu den Ent-
scheidungen, über die der Vorstand der Deutschen 
Bahn AG (DB AG) in alleiniger unternehmerischer 
Verantwortung zu entscheiden hat. 

Der Vorstand der DB AG hat mit Schreiben vom 
29. August 1995 die Stadt Stuttgart über seine Über-
legungen informiert. Im Zusammenhang mit den 
regelmäßigen Gesprächen mit dem Vorstand der DB 
AG wurde auch Staatssekretär Henke über den 
Sachstand informiert. 

Nach Auskunft der DB AG hat die Unternehmens-
leitung bisher noch keine abschließende Entschei-
dung über die Neuordnung und den künftigen 
Standort der südwestdeutschen Niederlassung 
getroffen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Manfred Carstens auf die 
Fragen der Abgeordneten Marion Caspers-Merk 
und Karin Rehbock-Zureich (beide SPD) (Druck-
sache 13/3093 Fragen 10 und 11): 

Kann die Bundesregierung bestätigen, daß der Staatsvertrag 
zwischen Deutschland und der Schweiz, der die Weiterführung 
der A 98 über Schweizer Gebiet regelt, bislang weder paraphiert 
noch ratifiziert ist, sondern im Gegenteil die Schweizer Seite 
nicht bereit ist, die A 98 weiterzuführen? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, den weiteren Ausbau der 
A 98 bis zur Schweizer Grenze voranzutreiben, ohne daß ein gül-
tiger Staatsvertrag, der die Weiterführung über Schweizer Ge-
biet regelt, vorliegt? 

Die konkrete Planung der A 98 am Hochrhein 
endet im Osten bei Geißlingen. Langfristig besteht 
die Konzeption einer Anbindung an das nationale 
Straßennetz der Schweiz. Dies ist auch Gegenstand 
von Beschlüssen der deutsch/schweizerischen Raum-
ordnungskommission. Über den Realisierungszeit-
raum in diesem Bereich gibt es noch keine konkreten 
Planungen. Für Verhandlungen und den Abschluß 
eines Regierungsabkommens über den Grenzüber-
gang besteht daher keine Veranlassung. 
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Anlage 7 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ulrich Klinkert auf die Fra-
gen des Abgeordneten Horst Kubatschka (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Fragen 21 und 22): 

Welche Konsequenzen zieht die Bundesregierung aus den bei 
einem Fachgespräch im Bayerischen Umweltministerium vom 
2. November 1995 mit dem TÜV Baye rn  vorgebrachten neuen 
Fakten, z. B., daß in vielen konzeptrelevanten Fragen die erfor-
derlichen Sicherheitsnachweise bisher noch nicht erbracht wor-
den sind, und wird sich die Bundesregierung bei dieser Sachla-
ge dafür einsetzen, daß die erste Teilerrichtungsgenehmigung 
erst nach eingehender Prüfung und Durchführung der für die 
Sicherheit erforderlichen Versuche erteilt wird? 

Inwiefern  ist die für den Forschungsreaktor München II 
(FRM II) durchgeführte Umweltverträglichkeitsprüfung von der 
Klage der Europäischen Kommission gegen die Bundesrepublik 
Deutschland hinsichtlich der unsachgemäßen Anwendung der 
Richtlinie zur Umweltverträglichkeit vor dem Europäischen Ge-
richtshof betroffen, und was gedenkt die Bundesregierung in 
diesem Fall zu tun? 

Zu Frage 21: 

Für das atomrechtliche Genehmigungsverfahren 
für den Forschungsreaktor München II (FRM II) hat 
die zuständige atomrechtliche Genehmigungs- und 
Aufsichtsbehörde, Bayerisches Staatsministerium für 
Landesentwicklung und Umweltfragen (BStMLU), 
ein Verfahren mit mindestens drei Teilgenehmi-
gungsschritten vorgesehen: 

1. TG: Standort und Konzept sowie Errichtung des 
Reaktorgebäudes 

2. TG: Errichtung Reaktoranlage 

3. TG: Betrieb des Reaktors 

Für die Erteilung der jeweiligen Teilgenehmigun-
gen sind die zugehörigen Prüfungen durchzuführen 
und Nachweise zu erbringen. Das bedeutet, daß die 
mit dem Reaktorgebäude verbundenen Prüfungen 
und Nachweise bereits für die 1. TG, diejenigen für 
den sicheren Betrieb der Reaktoranlage erforderli-
chen aber erst für spätere TG vorliegen müssen. Dar-
über hinaus ist mit jedem Genehmigungsschritt ein 
vorläufiges positives Gesamturteil im Hinblick auf 
die Erteilung der Betriebsgenehmigung verbunden. 
Hierzu muß sich die Genehmigungsbehörde ein 
Urteil bilden, ob die erforderlichen Nachweise für die 
nächsten Genehmigungsschritte erwartet werden 
können. Bislang ergaben sich keine Hinweise, daß 
die noch zu erbringenden Nachweise nicht mit positi-
vem Ergebnis erbracht werden können. 

Die Bundesregierung wird das atomrechtliche 
Genehmigungsverfahren für den FRM II in diesem 
Sinne bundesaufsichtlich weiterverfolgen. 

Zu Frage 22: 

Für den Forschungsreaktor München II wurde in 
Übereinstimmung mit Artikel 2 der zweiten Verord-
nung zur Ausführung der Atomrechtlichen Verfah-
rensordnung eine Umweltverträglichkeitsprüfung 
durchgeführt. Die Durchführung dieser Umweltver-
träglichkeitsprüfung ist nicht Gegenstand der Klage 
der Europäischen Kommission. 

Anlage 8 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Ul rich Klinkert auf die Fra-
gen der Abgeordneten Susanne Kastner (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Fragen 23 und 24): 

Wie beurteilt die Bundesregierung aus öko- und humantoxi-
kologischer Sicht die Entdeckung von synthetischen Nitra- und 
polycyclischen Moschus-Duftstoffen in Gewässern und Fischen 
im Ruhreinzugsgebiet, und welche Erkenntnisse hat die Bun-
desregierung, inwieweit sich diese Stoffgruppen, 1,1,1-Trichlor- 
2,2- bis (4-chlorphenyl)ethan und seine Isomeren (DDT) ver-
gleichbar, im menschlichen Fettgewebe angereiche rt  haben? 

Welche Erkenntnisse liegen der Bundesregierung über die 
Herkunft dieser polycyclischen Moschus-Duftstoffe vor, und be-
absichtigt die Bundesregierung, diese Substanzen evtl. wegen 
ihres hochlipophilen Akkumulationsverhaltens nach dem Che-
mikaliengesetz zu verbieten? 

Zu Frage 23: 

Die Ergebnisse über Untersuchungen auf Nitro- 
und polycyclische Moschus-Duftstoffe in Gewässern 
und Fischen, über die Eschke et al. 1994 und 1995 in 
der Zeitschrift „Schadstofforschung und Ökotoxiko-
logie" berichteten, beurteilt die Bundesregierung 
wie folgt: 

Die Bundesregierung steht dem Einsatz dieser 
Stoffgruppe in Waschmitteln, kosmetischen Mitteln 
und anderen Produkten des täglichen Bedarfs wegen 
ihrer Persistenz in der Umwelt kritisch gegenüber. 
Der Einsatz solcher Stoffe in Gebrauchsgütern, die 
sich - auf welchem Wege auch immer - in menschli-
chem Fettgewebe anreichern, ist unerwünscht, auch 
wenn die Stoffe gesundheitlich nicht bedenklich sein 
sollten. 

Es gibt jedoch Hinweise (persönliche Äußerung 
Eschke), daß die Belastung der Ruhr durch das frü-
her in großen Mengen eingesetze Moschus Xylol 
rückläufig ist. Die Bundesregierung sieht hierin eine 
Bestätigung, daß die Empfehlung des Industriever-
bandes Körperpflege- und Waschmittel (IKW) an 
seine Mitgliedsfirmen, auf den Einsatz von Moschus 
Xylol in Haushalts-, Wasch- und Reinigungsmitteln 
zu verzichten und bei kosmetischen Mitteln in Neu-
entwicklungen nicht mehr zu verwenden, Wirkung 
zeigt. Diese Empfehlung hat der Verband 1993 auf 
nachdrückliche Forderung der Bundesregierung 
abgegeben und hinsichtlich des Einsatzes in Wasch- 
und Reinigungsmitteln mit Schreiben vom 
26. Oktober 1995 auch über das Jahr 1995 hinaus 
bestätigt. 

Zu Frage 24: 

Polycyclische Moschus-Verbindungen werden seit 
vielen Jahren unter unterschiedlichen Handelsna-
men weltweit in Kosmetika und Waschmitteln als 
Duftstoffe eingesetzt. Die betroffene Wi rtschaft, die 
am weiteren Einsatz dieser Stoffgruppe ein besonde-
res Interesse hat, führt z. Z. umfangreiche Untersu-
chungen zur toxikologischen und ökotoxikologi-
schen Bewertung dieser Stoffe durch. Vom Ergebnis 
dieser Untersuchungen wird es abhängen, ob und 
ggf. welche Maßnahmen zum Schutz der Verbrau-
cher zu treffen sind. Die derzeit vorliegenden 
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Erkenntnisse reichen für eine Einstufung der polycy-
clischen Moschus-Verbindungen nach der Gefahr-
stoff-Verordnung nicht aus. 

Anlage 9 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Be rnd Neumann auf die 
Frage der Abgeordneten Uta Titze-Stecher (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Frage 27): 

Wird die Bundesregierung die im Haushalt vorgesehenen Mit-
tel für den geplanten Forschungsreaktor München II sperren, 
bis die Machbarkeit des Reaktorkonzeptes unter Gewährlei-
stung der Erfüllung von Mindestanforderungen an die Sicher-
heit belegt ist? 

Fragen der Sicherheit des FRM II werden von der 
zuständigen Genehmigungsbehörde geprüft und im 
Genehmigungsverfahren berücksichtigt. Ich sehe 
daher keinen Anlaß für zusätzliche Prüfungen als 
Voraussetzung für eine Bereitstellung von Mitteln 
durch das BMBF. 

Anlage 10 

Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Frage 
des Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) (Drucksa-
che 13/3093 Frage 28): 

Welche Erkenntnisse über eine deutsche Beteiligung beim 
Rüstungsprogramm des Iraks für ABC-Waffen sind der Bundes-
regierung beim letzten Besuch des UNO-Beauftragten Ikeus 
vermittelt worden, und was hat die Bundesregierung daraufhin 
veranlaßt? 

Bei seinem Besuch am 4. und 5. September 1995 
unterrichtete der Vorsitzende der VN-Sonderkom-
mission Abrüstung Irak (UNSCOM), Botschafter 
Ekeus, die Bundesregierung u. a. aus erster Hand 
über die politische Situation im Irak nach der Flucht 
des Schwiegersohns von Saddam Hussein, Hussein 
Kamil Hassan. Im Vordergrund standen bei diesem 
Teil der Gespräche die in der Folge bekanntgeworde-
nen neuen Einzelheiten zu allen Bereichen des iraki-
schen Massenvernichtungswaffen-Programms. 

Bei dem Besuch bekräftigte die Bundesregierung 
ihre bisherige Haltung der umfassenden Kooperation 
mit UNSCOM beim Austausch von Informationen zu 
deutschen Zulieferungen in das irakische Rüstungs-
programm. Zur Vereinfachung und Verbesserung 
des Verfahrens wurde eine Beschleunigung der Kom-
munikationswege zwischen UNSCOM und den hier-
für zuständigen Stellen der Bundesregierung abge-
sprochen. 

Im übrigen hat die Bundesregierung dem 
UNSCOM-Vorsitzenden die Entsendung deutscher 
Experten zur Auswertung von Unterlagen angebo-

ten; UNSCOM hat von diesem Angebot bereits 
Gebrauch gemacht. 

Anlage 11 

Antwort 

des Staatsministers Dr. We rner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Elke Leonhard (SPD) (Druck-
sache 13/3093 Fragen 29 und 30): 

Welche Informationen besitzt die Bundesregierung über den 
Stand der Ermittlungen der dominikanischen Behörden in be-
zug auf die Vergewaltigungen deutscher Touristinnen in der Do-
minikanischen Republik, und welche Maßnahmen gedenkt die 
Bundesregierung angesichts der Tatsache zu unternehmen, daß 
sich weiterhin Überfälle auf deutsche Urlauberinnen und Urlau-
ber in der Dominikanischen Repub lik ereignen und - nach Aus-
sage von Betroffenen - an Brutalität sogar zunehmen? 

Wie ist nach Ansicht der Bundesregierung die Aussage des 
Bundesministers des Auswärtigen, Dr. Klaus Kinkel, der sich für 
die „totale Ächtung weltweit", das „Verbot der Produktion von 
Anti-Personen-Minen" und die Vernichtung bestehender deut-
scher Minenbestände aussprach, mit dem Bundeshaushalt in 
Einklang zu bringen, der für Minenforschung, -entwicklung und 
-beschaffung 1995 235,2 Mil lionen DM, 1996/1997 
156,1 Millionen DM vorsieht? 

Zu Frage 29: 

Die Bundesregierung verfolgt genau den Gang der 
Ermittlungen über die deutsche Botschaft Santo 
Domingo. Sie sind noch nicht abgeschlossen. Einzel-
heiten möchte ich Ihnen mit Rücksicht auf die Betrof-
fenen in den nächsten Tagen schriftlich mitteilen. 

Die deutsche Botschaft in Santo Domingo nutzt 
jede Gelegenheit, um bei den dominikanischen 
Behörden auf eine zügige Aufklärung und Bestra-
fung der Täter zu drängen. Der deutsche Botschafter 
hat in der vorletzten Woche gegenüber dem neuen 
Justizminister - der seit vier Wochen im Amt ist - die 
Vergewaltigungsfälle zweimal angesprochen und 
unser Petitum nachdrücklich bekräftigt. 

Zu den Ursachen des schleppenden Ganges der 
Ermittlungen verweise ich auf die Antwort meines 
Kollegen Schäfer auf ihre Anfrage vom 23. Juni 1995. 
Sie liegen nicht zuletzt daran, daß die dominikani-
schen Ermittlungsbehörden nur über sehr begrenzte 
personelle und kriminaltechnische Möglichkeiten 
bei der Verbrechensaufklärung verfügen und Ermitt-
lungen durch häufigen Personalwechsel bei den 
zuständigen Behörden erschwert werden. 

Das Auswärtige Amt und die Botschaft in Santo 
Domingo werden sich auch weiterhin mit Nachdruck 
für die lückenlose Aufklärung von an deutschen Tou-
risten in der Dominikanischen Republik verübten 
Straftaten einsetzen. 

Der Botschafter hat wiederholt in Gesprächen mit 
dem Außenminister und den übrigen zuständigen 
Ministern sowie den Verantwortlichen bei Polizei 
und Justiz auf die Bedeutung der Sicherheit der Tou-
risten und die Verantwortung der Behörden der 
Dominikanischen Republik hierfür hingewiesen. 
Dies hat die amtlichen Stellen sensibilisiert und zu 
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einer Verbesserung der Sicherheitsvorkehrungen in 
den Touristengebieten geführt. Die Botschaft wird im 
Licht der Entwicklung der Sicherheitslage erneut bei 
den dominikanischen Dienststellen vorstellig wer-
den. Insgesamt sind nach Einschätzung der Botschaft 
Touristen bei umsichtigem und vorsichtigem Verhal-
ten grundsätzlich in der Dominikanischen Republik 
keiner besonderen Gefährdung ausgesetzt. 

Zu Frage 30: 

Langfristig strebt die Bundesregierung im Ein-
klang mit der Resolution 49/75D der letztjährigen 
VN-Generalversammlung und der Bundestagsent-
schließung „Weitgehende Einsatzbeschränkungen 
für Landminen" vom 29. Juni 1995 (BT-Drucksache 
13/1780) die Abschaffung aller Antipersonenminen 
an. Auf dem Wege dahin setzt sie sich für eine sub-
stantielle Stärkung des Minenprotokolls zum VN-
Waffenüberkommen im Rahmen der laufenden Über-
prüfungskonferenz (1. Verhandlungsrunde in Wien 
vom 25. September bis 13. Oktober 1995, 2. und 
3. Verhandlungsrunde in Genf jeweils vom 15. bis 
19. Januar 1996 und 22. April bis 3. Mai 1996) ein. 
Auch prüft sie den Vorschlag Frankreichs, daß sich 
die EU-Partner dem von der französischen Regierung 
Ende September d. J. erklärten Produktionsmorato-
rium für Antipersonenminen anschließen sollen. 

Unabhängig davon hat die Bundeswehr ihre 
Bestände an Antipersonenminen bereits drastisch 
reduziert. Bis Ende 1996 werden weit mehr als die 
Hälfte der derzeitigen Bestände vernichtet sein. 

Antipersonenminen werden in Deutschland nach 
Kenntnis der Bundesregierung weder entwickelt 
noch produziert. Auch gibt es sowohl im laufenden 
als auch im kommenden Haushaltsjahr keine 
Beschaffungsvorhaben für Antipersonenminen. 

Die für 1995 und 1996/97 vorgesehenen Haushalts-
mittel für Minenforschung, -entwicklung und -be-
schaffung stehen im Zusammenhang mit Panzerab-
wehrminen sowie Aufklärungs- und Räumsystemen, 
die durch die Pioniertruppe eingesetzt werden kön-
nen. 

Im übrigen beabsichtigt die Bundesregierung, das 
im Juni 1997 auslaufende Exportmoratorium für Anti-
personenminen auf unbefristete Zeit zu verlängern. 

Anlage 12 

Antwort 

des Staatsministers Dr. Werner Hoyer auf die Fragen 
der Abgeordneten Amke Dietert-Scheuer (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/3093 Fragen 31 
und 32): 

Trifft die Bundesregierung Vorbereitungen hinsichtlich der 
durch die Offensive der Regierungstruppen im Norden Sri Lan-
kas ausgelösten Flüchtlingswelle, und wie schätzt die Bundesre-
gierung deren Ausmaß sowie die Versorgungs- und Gesund-
heitslage der Flüchtlinge zur Vorbereitung ihrer diesbezügli-
chen Maßnahmen ein? 

Welche Maßnahmen hat die Bundesregierung seit Beginn der 
Offensive ergriffen, um die Arbeit der Flüchtlingsorganisationen 
zu unterstützen, und welche Organisationen können unter den 
gegebenen Umständen im Norden Sri Lankas noch wirkungs-
volle Flüchtlingsarbeit leisten? 

Die Angaben über die durch die gegenwärtigen 
Kampfhandlungen vertriebenen Menschen in S ri 

 Lanka schwanken stark - zwischen 100 000 und 
400 000. Das IKRK schätzt die Zahl der Flüchtlinge 
zwischen 300 000 und 400 000. Ein großer Teil dieser 
Flüchtlinge hat bei der örtlichen Bevölkerung oder in 
Schulen oder anderen öffentlichen Gebäuden Unter-
kunft gefunden. Ein Teil der Flüchtlinge ist aller-
dings ohne angemessene Unterkunft. Die Situation 
wird durch Monsunregen verschärft. 

Die Versorgung der Flüchtlinge mit Nahrungsmit-
teln erfolgt unter dem Schutz des IKRK, ist aber 
durch die Kampfhandlungen weiterhin gefährdet. 
Neben der Schaffung provisorischer Schutzunter-
künfte schätzt das IKRK die Versorgung der Flücht-
linge mit Trinkwasser, Sanitäreinrichtungen und 
medizinischen Leistungen als prioritär ein. 

Im Rahmen der Finanziellen Zusammenarbeit mit 
Sri  Lanka stehen 1995 10 Millionen DM als allge-
meine Warenhilfe für Flüchtlinge zur Verfügung. 
Diese Mittel werden zum überwiegenden Teil durch 
die internationalen Hilfsorganisationen IKRK, 
UNHCR und UNICEF, aber auch über srilankische 
Nichtregierungsorganisationen eingesetzt. Im Rah-
men eines Vorhabens der technischen Zusammenar-
beit in Höhe von 3 Millionen DM werden in der Pro-
vinzstadt Vavuniya, in der sich Tausende von Flücht-
lingen aufhalten, Wasserversorgung, Abwasserent-
sorgung und Abfallbeseitigung gefördert. 

In Reaktion auf die aktuelle Entwicklung hat die 
Bundesregierung weitere Sofortmaßnahmen einge-
leitet. Im Rahmen der Nahrungsmittelhilfe wurden 
dem Welternährungsprogramm 147 000 US-$ und im 
Rahmen der Humanitären Hilfe dem IKRK 300 000 
DM für Hilfsmaßnahmen zu Gunsten der Bürger-
kriegsopfer und Vertriebenen in Sri Lanka zur Verfü-
gung gestellt. 

In der jetzigen Situation ist wirksame Flüchtlings-
hilfe im Norden Sri Lankas nur durch die do rt  bereits 
tätigen internationalen Hilfsorganisationen möglich. 
Die Regierung S ri  Lankas hat mitgeteilt, daß sie im 
Krisengebiet ausschließlich mit diesen internationa-
len Organisationen zusammenarbeiten möchte. 
Daher und angesichts der andauernden Kampfhand-
lungen ist der unmittelbare Einsatz ausländischer 
Nichtregierungsorganisationen im Krisengebiet zur 
Zeit nicht möglich. 

Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Egon Jüttner (CDU/ 
CSU) (Drucksache 13/3093 Frage 33): 
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Was unternimmt die Bundesregierung, damit ein zentrales, 
einheitliches Vorgehen durch das Bundeskriminalamt und die 
Landeskriminalämter bei der Fahndung nach den rumänischen 
Tresorknacker-Banden erfolgen kann, denen bundesweit über 
5 000 Straftaten angelastet werden? 

Die Bundesregierung verweist im wesentlichen auf 
ihre Antwort auf die schriftliche Frage des Abgeord-
neten Dr. Egon Jüttner vom 13. November 1995, 
Arbeits-Nr. 146, in der die gemeinsamen Maßnah-
men des Bundeskriminalamtes und der Landeskrimi-
nalämter dargelegt worden sind. 

Die von der Delegation des Bundeskriminalamtes 
und des Bayerischen Landeskriminalamtes in der 
Zeit vom 22. bis 24. November 1995 in Rumänien mit 
Vertretern des Innenministeriums und der rumäni-
schen Polizei geführten Gespräche über die Intensi-
vierung der Zusammenarbeit erbrachten folgende 
Ergebnisse: 

Das Bundeskriminalamt wird noch in der ersten 
Dezemberwoche einen Verbindungsbeamten nach 
Bukarest entsenden, der den unmittelbaren Informa-
tionsaustausch in konkreten Ermittlungs- und Fahn-
dungsangelegenheiten gewährleisten soll. Die rumä-
nische Polizei richtet daneben eine Sondereinheit zur 
Bekämpfung der organisierten Bandenkriminalität 
ein. Mit der Durchführung koordinierter Ermittlungs-  
und Fahndungsmaßnahmen soll baldmöglichst be-
gonnen werden. 

Rumänische Experten wurden zur Teilnahme an 
Fachgesprächen des Bundeskriminalamtes mit den 
Landeskriminalämtern und der Grenzschutzdirek-
tion in der 50. Kalenderwoche eingeladen. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Norbert Gansel (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Frage 34): 

Trifft es zu, daß das Bundeskriminalamt den Chef des irani-
schen Ausland-Geheimdienstes Fallahian bei einem Besuch in 
der Bundesrepublik Deutschland 1993 festnehmen lassen 
wollte, weil er „als Drahtzieher des Mordanschlags auf die vier 
Führungsmitglieder der iranisch-kurdischen Opposition gilt, die 
am 17. September 1992 im griechischen Restaurant Mykonos in 
Berlin mit automatischen Waffen niedergestreckt wurden" (zi-
tiert aus der amerikanischen Zeitschrift „Foreign Affairs" in der 
„Welt am Sonntag " vom 19. November 1995), und daß der dama-
lige amerikanische Botschafter in Bonn, Holbrooke, im Auftrag 
des amerikanischen Außenministers Warren Christopher bei der 
Bundesregierung gegen den Besuch von Fallahian protestiert 
hat? 

Als bekannt wurde, daß der iranische Minister 
Fallahian in die Bundesrepublik einreisen werde, 
wurde der Generalbundesanwalt durch das Bundes-
kriminalamt entsprechend unterrichtet. Eine Anord-
nung zur Festnahme erging nicht. 

Es gab zwar Proteste, aber die Regierung der USA 
waren über den Zweck der Reise informiert. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Jürgen Augustinowitz 
(CDU/CSU) (Drucksache 13/3093 Frage 35): 

Welche verfassungsschutzrelevanten Erkenntnisse liegen der 
Bundesregierung über die „Kommunistische Plattform" und die 
„AG Junge Genossen" in der PDS vor inklusive der Unterstüt-
zung dieser Gruppen für Aktionen gewaltbereiter Linksextremi-
sten? 

Der Bundesregierung liegen folgende aktuelle 
Erkenntnisse über extremistische Bestrebungen der 
„Kommunistischen Plattform" (KPF) und der „AG 
Junge GenossInnen" in der PDS i. S. d. § 3 Abs. 1 
Nr. 1 i. V. m. § 4 Abs. 1 c, Abs. 2, § 16 Abs. 2 Satz 1 
Bundesverfassungsschutzgesetz vor: 

Zu KPF: 

Im Juni dieses Jahres veröffentlichten die Tages-
zeitungen „junge Welt" (jW vom 9. Juni) und „Neues 
Deutschland" (ND vom 10./11. Juni) Auszüge aus 
einem Diskussionspapier führender KPF-Funktio-
näre, darunter Michael Benjamin, Sahra Wagen-
knecht und Ellen Brombacher. Darin wurde eine 
Strategie zur Überwindung des kapitalistischen 
Systems gefordert. U. a. hieß es: Opposition müsse 
sowohl auf Reformen im Rahmen des kapitalistischen 
Systems als auch langfristig auf dessen Überwin-
dung und die Verwirklichung der sozialistischen 
Zielstellung der PDS zielen. Dabei seien parlamenta-
rische und außerparlamentarische Opposition eng zu 
verzahnen. 

Die PDS habe eine antikapitalistische und antifa-
schistische Orientierung, bewahre die Ideale des 
Sozialismus, bekenne sich zur Legitimität des soziali-
stischen Versuchs - gemeint sind die DDR und die 
übrigen ehemaligen kommunistischen Regime - und 
arbeite an der Analyse der inneren und äußeren 
Ursachen seines Scheiterns. 

Im Juli veröffentlichten die „Mitteilungen der 
KPF" (Heft 7/95) die Gründungserklärung der hessi-
schen KPF. Darin wird die Überwindung der 
bestehenden Staats- und Gesellschaftsordnung 
gefordert: Grundlegende gesellschaftliche Verände-
rungen könnten nicht in den Parlamenten beschlos-
sen werden, sie müßten durch den Druck der Straße 
erkämpft werden. Parlamentarismus habe für die 
KPF lediglich die Funktion, außerparlamentarischen 
Initiativen und Bewegungen eine Tribüne zu ver-
schaffen. 

Ein menschenwürdiges Leben für alle, Kommunis-
mus sowie eine klassen- und staatenlose Gesellschaft 
bleibe die Utopie der KPF. Grundlage seien u. a. die 
Theorien von Marx, Engels, Lenin, aber auch von 
Rosa Luxemburg, Leo Trotzki und Antonio Gramsci. 

Zur AG Junge GenossInnen: 

Im Mai nahmen Halina Wawzyniak, Mitglied des 
PDS-Parteivorstandes und des Geschäftsführenden 
Ausschusses der AG Junge GenossInnen, Thomas 
Barthel und David Fischer, beide ebenfalls Funktio-
näre der AG Junge GenossInnen, in der Mitglieder- 
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zeitschrift „DISPUT" Nr. 9/95 Stellung zur politi-
schen Strategie und Taktik der PDS. U. a. führten sie 
aus: Grundlage des politischen Handelns müsse das 
Parteiprogramm mit dem Ziel der Schaffung einer 
anderen Konsumtions-, Produktions- und Lebens-
weise sein. Die Aufgabe der Sozialisten bestehe 
eigentlich darin, die außerparlamentarischen Bewe-
gungen so zu fördern, daß diese es sich leisten könn-
ten, sich einen „Scheißdreck" darum zu kümmern, 
wie staatliche Institutionen auf ihre Aktionen und 
Ideen reagieren. 

Im August rechtfertigte die führende Repräsentan-
tin der AG Junge GenossInnen Angela Marquardt - 
sie ist auch eine der stellvertretenden Parteivorsit-
zenden - in einem Interview mit der Zeitung 
„Wochenpost" (Nr. 35 vom 24. August) die Anwen-
dung von Gewalt in der politischen Auseinanderset-
zung und bejahte ihre Bereitschaft zur Zusammenar-
beit mit militanten Autonomen. Auf die Frage, wie 
sie beurteile, wenn auf die Druckerei der Wochenzei-
tung „Junge Freiheit" Brandanschläge verübt wür-
den, antwortete sie, sie halte die Verhinderung des 
Drucks der „Jungen Freiheit" für legitim. Zu ihrer 
Position gegenüber Autonomen führte sie aus, sie 
habe kein Problem mit Leuten, die sich als autonom 
verstünden, in der Sache zusammenzuwirken. Wenn 
es um den Kampf gegen den Rechtsradikalismus 
gehe, arbeite sie natürlich auch mit der „Autonomen 
Antifa" zusammen. 

In der Publikation „offen-siv" - Sozialistisches 
Monatsblatt der PDS Göttingen und Hannover (Heft 
4/94) erklärte die AG Junge GenossInnen in Bremen 
zu ihrem politisch-ideologischen Selbstverständnis, 
die AG beziehe sich in ihrer theoretischen und prak-
tischen Arbeit auf die Lehren von Marx, Engels 
sowie in Teilen Lenins, Luxemburgs und Trotzkis. 
Politik sei immer ein Ausdruck ökonomischer Interes-
sen, vor allem von Klasseninteressen. Tagespolitische 
Kämpfe seien stets Klassenkämpfe. Ziel sei es, auf 
die demokratische Diktatur des Proletariats hinzuar-
beiten, 

Ergänzend weise ich auf die Ausführungen der 
Verfassungsschutzberichte, zuletzt 1994, S. 64 ff. 
sowie die Antworten der Bundesregierung auf 
entsprechende parlamentarische Anfragen, BT-Drs. 
12/8372 und BT-Drs. 12/8552, hin. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Eduard Lintner auf die 
Frage des Abgeordneten Manfred Such (BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) (Drucksache 13/3093 Frage 36): 

Hat die Bundesregierung den ihr unterstehenden Drogenver-
bindungsbeamten in den Niederlanden sowie den sonstigen 
Mitarbeitern des Bundeskriminalamtes, die an Drogenscheinge-
schäften in den Niederlanden und der Ausbildung der dortigen 
Fahnder beteiligt waren, bereits Aussagegenehmigungen für 
die vom Untersuchungsausschuß des niederländischen Parla-
ments beabsichtigten Vernehmungen erteilt, und fa lls noch 
nicht, welche Notwendigkeit sieht die Bundesregierung mögli-

cherweise, diese Genehmigung nicht oder nur eingeschränkt zu 
erteilen? 

Von seiten des Untersuchungsausschusses des nie-
derländischen Parlaments ist bisher weder an den 
Rauschgiftverbindungsbeamten noch an einen ande-
ren Mitarbeiter des BKA die Aufforderung ergangen, 
vor dem Ausschuß auszusagen. Insofern stellt sich 
für die Bundesregierung die Frage nach Erteilung 
einer Aussagegenehmigung nicht. 

Anlage 17 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Christine Lucyga (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Frage 37): 

Treffen Presseberichte zu, wonach die bundeseigene Gesell-
schaft für kommunale Altkredite und Sonderaufgaben der Wäh-
rungsumstellung mbH (GAW) nach dem 23. November 1995 mit 
dem Versenden von Mahnbescheiden an die mit Altschulden 
belasteten Kommunen in den neuen Ländern beginnen wird, 
und hält die Bundesregierung dieses Vorgehen der GAW auch 
nach Bekanntwerden eines Rechtsgutachtens, nach dem die ost-
deutschen Städte und Gemeinden nicht zur Rückzahlung von 
kommunalen Altschulden verpflichtet sind, noch für angemes-
sen und gerechtfertigt? 

Die Bundesregierung führt bereits seit längerem 
Gespräche mit den ostdeutschen Ländern und 
Gemeinden über eine Lösung des Altschuldenpro-
blems. Sie hat sich bereits vor einigen Wochen bereit-
erklärt, von der Versendung von Mahnbescheiden 
abzusehen, solange konstruktive und zielgerichtete 
Verhandlungen stattfinden. 

Der Bund hat Ländern und Gemeinden in der ver-
gangenen Woche ein Angebot vorgelegt und sich zu 
einem deutlich aufgestockten Lösungsbeitrag bereit-
erklärt. Das Angebot enthält folgende Elemente: 

- Der Bund finanziert 2,4 Milliarden DM Altschul-
den, das sind zwei Drittel der aufgelaufenen Zin-
sen. 

- Die einzelnen betroffenen Kommunen werden von 
den Altschulden befreit. 

- Formal übernehmen die Länder den überwiegen-
den Teil der Schulden. 

- Die Länder finanzieren einen gleich großen Betrag 
wie der Bund, also 2,4 Milliarden DM. 

- Damit verbleiben für die Gemeinden 3,9 Milliarden 
DM, die aus der Finanzmasse des kommunalen 
Finanzausgleichs bedient werden. 

Die GAW (Gesellschaft für kommunale Altkredite 
und Sonderaufgaben der Währungsumstellung) hat 
die Versendung von Mahnbescheiden vorbereitet. 
Eine Entscheidung über die Versendung ist noch 
nicht getroffen. 

Das in der Frage angesprochene Rechtsgutachten 
von Prof. Harms, das von den kommunalen Spitzen-
verbänden in Auftrag gegeben wurde, soll nach Pres- 
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seberichten Anfang Dezember vorliegen. Erst dann 
kann zu den Einzelheiten Stellung genommen wer-
den. Die Bundesregierung bleibt jedoch bei ihrer 
Rechtsauffassung, daß durch den Einigungsvertrag 
die kommunalen Einrichtungen einschließlich der 
darauf lastenden Altverbindlichkeiten auf die Ge-
meinden übergegangen sind. 

Anlage 18 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Peter Struck (SPD) (Drucksa-
che 13/3093 Frage 51): 

Konnte die Zuteilung von Ausgleichsforderungen auch dazu 
führen, daß das Eigenkapital mehr als 4 % der Bilanzsumme er-
reichte, und in welcher Höhe ist dies ggf. geschehen? 

Gemäß Anlage I Art . 8 § 4 Abs. 2 und des 
1. Staatsvertrags muß die Zuteilung von Ausgleichs-
forderungen so bemessen sein, daß die Geldinstitute 
ein Eigenkapital von 4 % der Bilanzsumme aufwei-
sen und die Auslastung des Grundsatzes I gemäß § 10 
des Gesetzes über das Kreditwesen höchstens das 
13fache beträgt. Nach Angaben des Bundesauf-
sichtsamts für das Kreditwesen erfolgte bisher keine 
Zuteilung, bei der die Auslastung des Grundsatzes I 
ein höheres Eigenkapital als 4 % der Bilanzsumme 
erforderte. 

Anlage 19 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
des Abgeordneten Otto Schily (SPD) (Drucksache 
13/3093 Fragen 52 und 53): 

In welcher Weise und ab wann war der Bundesminister der Fi-
nanzen, Dr. Theodor Waigel, mit Verhandlungen und Gesprä-
chen über die Abwicklung von Altkrediten der ehemaligen DDR 
und die Übernahme von Geschäften ehemaliger DDR-Kreditin-
stitute durch andere Geschäftsbanken befaßt? 

Wie hoch ist der Verkaufserlös insgesamt, den die Bundesre-
gierung oder ihr unterstellte Institutionen durch den Verkauf der 
folgenden ehemaligen DDR-Banken oder ihrer Anteile erzielt 
haben: Deutsche Kreditbank AG, Berliner Stadtbank AG, Ge-
nossenschaftsbank Berlin, Deutsche Außenhandelsbank AG, 
Deutsche Handelsbank AG? 

Zu Frage 52: 

Zunächst verweise ich auf meine Antwort auf die 
Frage 40 des Abgeordneten Hacker.*) Diese Aussage 
gilt auch für Bundesminister Dr. Waigel. Herr Bun-
desminister Dr. Waigel hat an Verhandlungen über 
die Abwicklung von Altkrediten und die Übernahme 
von Geschäften ehemaliger DDR-Kreditinstitute 
nicht teilgenommen. Er ist von den zuständigen 
Abteilungen über wichtige Entscheidungen unter-
richtet worden. 

*) Vgl. Seite 6390A  

Zu Frage 53: 

Eine Kaufpreissumme für die genannten Banken 
kann derzeit nicht abschließend beziffert werden, da 
noch nicht alle Kaufverträge vollständig abgewickelt 
worden sind. Die Gesamtsumme, die der Bund und 
die ihm unterstellten Institutionen aus diesen Banken 
erlösen werden, beträgt voraussichtlich insgesamt 
rund 10,9 Milliarden DM. 

Anlage 20 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Frage 
des Abgeordneten Wieland Sorge (SPD) (Drucksa-
che 13/3093 Fragen 54 und 53): 

Hat das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen bisher die 
ihm von Geldinstituten vorgelegten Grundlagen (Bilanzen, Prüf-
berichte) für die Zuteilung von Ausgleichsforderungen bzw. 
Ausgleichsverbindlichkeiten beanstandet, und wenn ja, welche 
Auswirkungen hatte dies auf die Ausgleichsforderungen bzw. 
-verbindlichkeiten? 

Hat die Bundesregierung Gespräche mit dem Bundesverband 
Deutscher Banken e. V. zum Thema der Abwicklung von Altkre-
diten der ehemaligen DDR und der Übernahme von Geschäften 
ehemaligen DDR-Kreditinstitute durch andere Geschäftsban-
ken geführt? 

Zu Frage 54: 

Das Bundesaufsichtsamt für Kreditwesen ist bei 
der Zuteilung von Ausgleichsforderungen in erhebli-
chem Umfang von den Ansätzen der Geldinstitute in 
deren DM-Eröffnungsbilanzen abgewichen. Die 
Höhe der Abweichungen ist erst bei der endgültigen 
Zuteilung quantifizierbar. Der Bundesrechnungshof 
hat jedoch in seiner Mitteilung vom 23. August 1993 
die Ansicht vertreten, daß durch die sorgfältige Prüf-
arbeit des Bundesaufsichtsamts für das Kreditwesen 
und des BMF die geltend gemachten Ausgleichsfor-
derungen bisher in Milliarden-Höhe vermindert wer-
den konnten. 

Zu Frage 55: 

Nein. Mitarbeitern des Bundesministeriums der 
Finanzen sind derartige Gespräche nicht bekannt. 

Anlage 21 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
der Abgeordneten Ingrid Matthäus-Maier (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Fragen 56 und 57): 

Wie hoch ist nach aktuellem Stand die Summe der Ausgleichs-
verbindlichkeiten, die seit dem 1. Juli 1990 Geldinstituten und 
Außenhandelsbetrieben zugeteilt wurden und damit den Aus-
gleichsfonds Währungsumstellung bzw. den Erblastentilgungs-
fonds entlastet haben? 

In welcher Höhe und wann sind seit dem 1. Juli 1990 Zahlun-
gen an den Ausgleichsfonds Währungsumstellung bzw. an den 
Erblastentilgungsfonds aus Ausgleichsverbindlichkeiten bzw. 
aus den darauf angefallenen Zinsen von Geldinstituten und Au-
ßenhandelsbetrieben geleistet worden? 
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Zu Fragen 56: 

Die Höhe der den Ausgleichsfonds Währungsum-
stellung entlastenden Ausgleichsverbindlichkeiten 
betrug zum 31. Oktober 1995 1,49 Milliarden DM. 

Zu Frage 57: 

Auf Grund von Ausgleichsverbindlichkeiten sind 
bis zum 31. Oktober 1995 602,7 Millionen DM Zins- 
und 50,8 Millionen DM Tilgungsleistungen an den 
Ausgleichsfonds Währungsumstellung erbracht wor-
den. Hiervon entfallen auf das Jahr 1994 528,5 Mio. 
DM Zinsen und die gesamte bisherige Tilgung. In 
1995 erfolgten 74,1 Millionen DM Zinszahlungen. 

Anlage 22 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
der Abgeordneten Dorle Marx (SPD) (Drucksache 
13/3093 Fragen 58 und 59): 

Wurden beim Verkauf des 64-%-Anteils an der Deutschen 
Handelsbank AG an die Bank für Gemeinwirtschaft im Novem-
ber 1990 keine Nachbesserungsklauseln vereinbart, und wenn 
dies zutrifft, warum wurden keine Nachbesserungsklauseln ver-
einbart? 

Welchen Wert hat die Treuhandanstalt den Beteiligungen der 
Deutschen Handelsbank AG an sechs Firmen des ehemaligen 
Bereichs Kommerzielle Koordinierung beigemessen, die im Zu-
ge des Verkaufs des restlichen 30-%-Anteils an der Deutschen 
Handelsbank an die Bank für Gemeinwirtschaft im Jahre 1994 
auf die Treuhandanstalt übergingen? 

Zu Frage 58: 

Beim Verkauf der 64 %-Beteiligung der Staatsbank 
Berlin an der Deutschen Handelsbank AG an die 
Bank für Gemeinwirtschaft wurden keine Nachbes-
serungsklauseln vereinbart. Nachbesserungsklau-
seln für die Verkäuferin ohne entsprechende Minde-
rungsklauseln zugunsten der Käuferin hätten nicht 
durchgesetzt werden können. Hinzu kommt, daß im 
Ergebnis dem Bund wegen der Regelungen des § 36 
DM-Bilanzgesetz über den Ausgleichsfonds Wäh-
rungsumstellung höhere Werte im Anlagevermögen 
zugute kommen. 

Zu Frage 59: 

Im Zusammenhang mit dem Verkauf der 30%igen 
DHB-Beteiligung an die BfG Bank AG im Jahre 1994 
fand eine Klärung der Beteiligungsverhältnisse der 
DHB an Unternehmen des ehemaligen Bereichs 
Kommerzielle Koordinierung statt. Dabei wurde auf-
grund unterschiedlicher Rechtsauffassungen hin-
sichtlich der eigentumsrechtlichen Zuordnung von 
Beteiligungen an Unternehmen des ehemaligen 
Bereichs KoKo im Vergleichswege eine Einigung 
erzielt. 

Der Vergleich sah vor, daß die damals von der DHB 
an ehemaligen KoKo-Unternehmen gehaltenen 
Beteiligungen dem Finanzvermögen zugeordnet 
werden. 

Zum Ausgleich erhielt die DHB einen Ausgleichs-
betrag, der u. a. mit Zahlungszuflüssen inkl. Zinsen 
und Dividenden, die die DHB von diesen Unterneh-
men erhalten hatte und nun zurückzahlen mußte, 
verrechnet wurde. 

Die Ermittlung des Ausgleichsbetrages erfolgte auf 
der Grundlage eines Wirtschaftsprüfer-Gutachtens. 
Durch den Vergleich wurden u. a. Prozesse mit 
einem erheblichen Streitwert sowie mögliche Prozeß-
kosten vermieden und bereits anhängige Prozesse 
erledigt. 

Anlage 23 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Mathias Schubert (SPD) 
(Drucksache 13/3093 Fragen 60 und 61): 

Wurden beim Verkauf der Anteile der Deutschen Kreditbank 
AG an den Joint-venture-Instituten Deutsche Bank Kreditbank 
AG und Dresdner Bank Kreditbank AG durch die Bundesregie-
rung keine unabhängigen Gutachter zur Berechnung der jewei-
ligen Unternehmenswerte beauftragt, und wenn dies zutrifft, 
warum wurden keine unabhängigen Gutachter beauftragt? 

In welcher Höhe wird der Erblastentilgungsfonds als Bestand-
teil des Bundeshaushalts durch Ausgleichsforderungen belastet, 
die Geldinstituten seit dem 1. Juli 1990 bis heute zugeteilt wur-
den, um die Verbindlichkeiten einschließlich Rückstellungen zu 
decken und um ein Eigenkapital in Höhe von 4 % der Bilanz-
summe zu erreichen? 

Zu Frage 60: 

Auf seiten der Treuhandanstalt waren in die Vor-
bereitungen zur Verhandlungsführung und zum Ver-
kauf Wirtschaftsprüfer einbezogen. 

Darüber hinaus war die Beauftragung eines unab-
hängigen Gutachters aufgrund der vorgegebenen 
Vertragslage nicht sinnvoll: 

Deutsche Bank AG und Dresdner Bank AG hatten 
bereits im Sommer 1990 jeweils eine Kaufoption an 
den Aktien der DKB an den Joint-venture-Banken 
erhalten. Die DKB hatte sich gegenüber Deutscher 
und Dresdner Bank AG vertraglich verpflichtet, 
deren Beteiligung an den jeweiligen Joint-venture

-

Banken auf 100 %-Anteile zu erhöhen. Des weiteren 
war der Kaufpreis zur Übernahme der Aktien an der 
Joint-venture-Bank bereits vertraglich festgelegt. 

Zu Frage 61: 

Der Ausgleichsfonds Währungsumstellung hat aus 
der Zuteilung von Ausgleichsforderungen gegen-
über dem Erblastentilgungsfonds zum 31. Oktober 
1995 eine Forderung von 75,4 Milliarden DM, davon 
74,5 Milliarden DM an Geldinstitute. Inwieweit Aus-
gleichsforderungen auf Verbindlichkeiten und Rück-
stellungen bzw. auf ein Eigenkapital i. H. von 4 % der 
Bilanzsumme der Geldinstitute entfallen, ist nach 
Angabe des Bundesaufsichtsamts für das Kreditwe-
sen noch nicht bezifferbar, da bisher überwiegend 
keine vollständigen Zuteilungen, sondern Teilzutei-
lungen erfolgt sind. 
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Anlage 24 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Frage 
des Abgeordneten Manfred Hampel (SPD) (Druck-
sache 13/3093 Frage 62): 

Gibt es neben der Deutschen Kreditbank AG, Berliner Stadt-
bank AG, Genossenschaftsbank Berlin, Deutschen Außenhan-
delsbank AG, Deutschen Handelsbank AG weitere Geldinsti-
tute aus der ehemaligen DDR, an denen der Bund oder ihm un-
terstellte Institutionen beteiligt sind oder waren, und wenn ja, 
welche? 

Mit dem 3. Oktober 1990 ging die Beteiligung der 
ehemaligen DDR an der Staatsbank Berlin auf den 
Bund über. Die Staatsbank wurde mit Wirkung vom 
1. Oktober 1994 mit der Kreditanstalt für Wiederauf-
bau fusioniert. Dabei konnte das Kapital der KfW 
erhöht und das nicht mehr benötigte Kapital der 
Staatsbank an den Bund abgeführt werden. 

Ferner gab es die Deutsche Post-Postbank, die 
nach Art. 27 des Einigungsvertrages Bestandteil des 
Sondervermögens Deutsche Bundespost geworden 
ist. 

Anlage 25 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Fragen 
des Abgeordneten Gernot Erler (SPD) (Drucksache 
13/3093 Fragen 63 und 64): 

Ist das Bundesministerium der Finanzen bereit, dem Vor-
schlag des Finanzministeriums von Baden-Württemberg vom 
August 1995 zu folgen und eine gemeinsame Arbeitsgruppe des 
Bundes und des Landes Baden-Württemberg zu bilden, um eine 
abgestimmte Lösung für die Zukunft der Oberfinanzdirektionen 
in Freiburg und Karlsruhe angesichts der auf beiden Ebenen zu 
verzeichnenden Aufgabenrückgänge zu finden, und was sind 
ggf. die Gründe, eine solche gemeinsame Arbeitsgruppe nicht 
einzurichten? 

Wie soll nach Auffassung des Bundesministeriums der Finan-
zen bei der Entscheidung über die Zukunft der beiden Oberfi-
nanzdirektionen in Freiburg und Karlsruhe verfahrensmäßig si-
chergestellt werden, daß die parallelen Rationalsisierungsmaß-
nahmen von Bund und Land zu lebensfähigen und dauerhaften 
Organisationensformen führen, und welcher Zeitplan ist hierfür 
vorgesehen? 

Zu Frage 63: 

Der Bundesminister der Finanzen hat den Vor-
schlag des Landesfinanzministers Baden-Württem-
berg zur Einrichtung einer gemeinsamen Arbeits-
gruppe ausdrücklich begrüßt. Auch der Bund stellt 
gegenwärtig Überlegungen zur Neustrukturierung 
der Zoll- und Verbrauchsteuerabteilungen der bei-
den badischen Oberfinanzdirektionen an. Zur Zeit 
wird die Besetzung der Arbeitsgruppe zwischen 
Bund und Land abgestimmt. 

Zu Frage 64: 

Nach dem Finanzverwaltungsgesetz können die 
hier in Rede stehenden Rationalisierungsmaßnah-
men zur Neuordnung der Oberfinanzdirektionen nur 
nach Abstimmung zwischen dem Bundesministerium  

der Finanzen und dem Finanzministerium Baden-
Württemberg vorgenommen werden. Diese Abstim-
mung soll durch die einzurichtende Arbeitsgruppe 
erreicht werden. Die Arbeitsgruppe soll unverzüglich 
ihre Arbeit aufnehmen, verschiedene Lösungsmög-
lichkeiten erörtern und dabei auch einen Zeitplan für 
die Umsetzung der denkbaren Rationalisierungsmaß-
nahmen aufstellen. 

Ich möchte diesem Verfahren heute hier nicht vor-
greifen. 

Anlage 26 

Antwort 

des Staatssekretärs Dr. Jürgen Stark auf die Frage 
der Abgeordneten Marion Caspers-Merk (SPD) 
(Drucksache 13/3039 Frage 65): 

Welche Veränderungen hat es bei der Ausstattung mit Bun-
desbehörden und bundeszentralen Einrichtungen der Städte 
Freiburg und Karlsruhe, dargestellt durch Bezeichnung der Ein-
richtung samt der betroffenen Arbeitsplätze, zwischen 1970 und 
1995 gegeben, und wie bewertet das Bundesministerium der Fi-
nanzen die aktuelle Bundespräsenz und ihre Veränderung in 
den letzten 25 Jahren hinsichtlich des Vorschlages der „Ar-
beitsgruppe zur Neuorganisation der Zoll- und Verbrauchsteue-
rabteilungen der Oberfinanzdirektionen", die Zoll- und Ver-
brauchsteuerabteilungen der Oberfinanzdirektionen Freiburg 
und Karlsruhe in Karlsruhe zusammenzulegen? 

Folgende Veränderungen bei der Ausstattung mit 
Bundesbehörden und bundeszentralen Eintrichtun-
gen in Freiburg und Karlsruhe haben sich zwischen 
1970 und 1995 im Bereich der Bundesfinanzverwal-
tung ergeben: 

Bei der Oberfinanzdirektion Karlsruhe ist mit Wir-
kung vom 1. Januar 1974 die Bundesvermögensab-
teilung aufgehoben und in die Oberfinanzdirektion 
Freiburg eingegliedert worden. Im Zuge dieser Maß-
nahme sind ca. 40 Arbeitsplätze von Karlsruhe nach 
Freiburg übergegangen. 

Die Hauptzollämter Freiburg und Kehl werden 
zum 1. Janaur 1996 in Kehl unter Beibehaltung einer 
Außenstelle in Freiburg zusammengelegt. Durch die 
Zentralisierung der Vollstreckungsaufgaben in Frei-
burg ergibt sich per saldo in Freiburg lediglich ein 
Verlust von 15 Arbeitsplätzen, dem eine Aufstockung 
um 60 Arbeitsplätze beim Zollfahndungsamt Frei-
burg in den Jahren 1970 bis 1995 gegenübersteht. 

In Karlsruhe werden im Laufe des Jahres 1996 die 
Hauptzollämter Karlsruhe und Baden-Baden zusam-
mengelegt. Wie viele zusätzliche Arbeitsplätze 
dadurch nach Karlsruhe verlagert werden, läßt sich 
derzeit noch nicht feststellen. 

Von den übrigen Bundesressorts sind mir folgende 
Änderungen bei den Bundesbehörden und bundes-
zentralen Einrichtungen in Freiburg und Karlsruhe 
zwischen 1970 und 1995 mitgeteilt worden: 

Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft 
und Forsten 

- Die Zahl der Arbeitsplätze bei der Bundesfor-
schungsgesellschaft für Ernährung in Karlsruhe ist 
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von 1970 bis 1995 von 134 um 43,5 auf 177,5 erhöht 
worden. 

Bundesministerium des Innern 

- Die Stellenausstattung des Bundesarchivs - Abtei-
lung Militärarchiv - in Freiburg ist zwischen 1970 
und 1995 von 49 um 35 auf 84 Stellen erhöht wor-
den. 

- Die Außenstellen des Bundesamtes für die Aner-
kennung ausländischer Flüchtlinge in Freiburg 
(gegründet im September 1992) und in Karlsruhe 
(gegründet im September 1982) sind mit einem 
Stellensoll von 36,25 bzw. 38 Stellen ausgestattet. 

Bundesministerium für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend 

- Die ehemalige Bundesbahnschule in Karlsruhe 
wird seit 1985 als eine von 20 Zivildienstschulen 
des Bundesamtes für den Zivildienst genutzt (z. Z. 
13,5 Arbeitskräfte). 

Bundesministerium der Justiz 

- Das Stellensoll des Bundesgerichtshofes in Karls-
ruhe hat sich von 1970 bis 1995 von 338 um 76 auf 
414 erhöht. 

- Das Stellensoll des Generalbundesanwalts beim 
Bundesgerichtshof in Karlsruhe hat sich von 1970 
bis 1995 von 287 um 344 auf 631 erhöht. 

Bundesministerium für Post und Telekommunikation 

- Mit der Neustrukturierung der Deutschen Bundes-
post (Postreform I) zum 1. Juli 1989 wurden in Frei-
burg und Karlsruhe Außenstellen des Bundesam-
tes für Post und Telekommunikation (BAPT) mit 20 
bzw. 64 Arbeitsplätzen eingerichtet. 

- Mit der Postreform II zum 1. Januar 1995 wurden 
die Unternehmen der Deutschen Bundespost in 
Aktiengesellschaften umgewandelt. Inwieweit sich 
dadurch die Zahl der Arbeitsplätze gegenüber den 
früheren Bundeseinrichtungen geändert hat, kann 
nicht beantwortet werden. 

Bundesministerium für Verkehr 

- In Karlsruhe wurde am 1. Januar 1994 eine Außen-
stelle des Eisenbahnbundesamtes (EBA) mit einer 
Sollzahl von 71,5 Arbeitsplätzen eingerichtet. 

- In Karlsruhe wurde am 1. Januar 1994 die Dienst-
stelle Bundeseisenbahnvermögen (BEV) mit 200,4 
Sollarbeitsplätzen (zuzüglich 887,5 Dienstlei-
stungs-Überlassungs-Verträgen) eingerichtet. 

- Die Bundesbahndirektion Karlsruhe wurde im 
Rahmen der Strukturreform Eisenbahnen zum 
1. Januar 1994 aufgelöst (Anzahl der betroffenen 
Arbeitsplätze war kurzfristig nicht ermittelbar). 

Deutscher Wetterdienst (DWD) 

Für 1995/96 ist im Rahmen der Neuorganisation 
geplant bzw. durchgeführt 

- die Verlagerung der Aufgaben der Dezernate Wet-
tervorhersagedienst und Klimadienst aus dem Wet-
teramt Freiburg nach Stuttga rt  

- die Neueinrichtung einer Außenstelle des 
Geschäftsfeldes „Landwirtschaft" in Freiburg 

- die Umgestaltung und Erweiterung der bisherigen 
„Zentralen Medizinmeteriologischen Forschungs-
stelle" in Freiburg. 

Von ca. 44 Planstellen in 1995 werden nach Umset-
zung der Neuorganisation und Erbringung der vom 
Parlament verfügten jährlichen Einsparungen ca. 37 
in Freiburg verbleiben. 

Wasser- und Schiffahrtsverwaltung (WSV) 

Bis Ende 1975 gab es in Freiburg eine Wasser- und 
Schiffahrtsdirektion (WSD) als Mittelbehörde sowie 
ein Wasser- und Schiffahrtsamt (WSA). 

Im Zuge der Neuordnung der Wasser- und Schiff-
fahrtsverwaltung auf der Ebene der Mittelinstanz 
wurde die WSD Freiburg mit Wirkung vom 1. Januar 
1976 aufgelöst. 

Die vorstehenden Angaben erheben keinen An-
spruch auf Vollständigkeit. Weitere Angaben zu den 
Veränderungen waren in der Kürze der zur Verfügung 
stehenden Zeit und angesichts des zurückliegenden 
Zeitraumes von 25 Jahren nicht möglich. Weiterge-
hende Angaben wären - wenn überhaupt - nur mit ei-
nem erheblichen Verwaltungsaufwand zu vermitteln. 

Die Bundesregierung ist im Rahmen ihrer gesamt-
staatlichen Verantwortung bemüht, Bundesbehörden 
und Bundeszentrale Einrichtungen möglichst gleich-
mäßig auf die Länder und Kommunen zu verteilen, 
um eine räumlich ausgewogene Bundesbehörden-
struktur zu schaffen. Dieses Bestreben findet jedoch 
seine Grenzen, wenn die ordnungsgemäße fachliche 
und wirtschaftlich zweckmäßige Aufgabenerledi-
gung (Stichwort „schlanker Staat") nicht gewährlei-
stet ist. Unter diesen Gesichtspunkten sind die vorge-
nannten Veränderungen bei den Bundesdienststel-
len in Freiburg und Karlsruhe seit 1970 zu bewe rten. 

Die Arbeitsgruppe zur Neuorganisation der Zoll- 
und Verbrauchsteuerabteilungen der Oberfinanzdi-
rektionen hat ihrem Vorschlag den derzeitigen 
Bestand einer Oberfinanzdirektion in Freiburg und 
Karlsruhe zugrundegelegt. Sie hat sich bei ihrem 
Vorschlag von den für sie in erster Linie maßgeben-
den fachspezifischen Erwägungen leiten lassen und 
insbesondere berücksichtigt, daß die Bundesver-
mögensabteilungen beider Oberfinanzdirektionen 
bereits 1974 in Freiburg zusammengelegt wurden. 
Ausschlaggebend war für die Arbeitsgruppe die 
Bundespräsenz der Bundesfinanzverwaltung bei 
jeder bestehenden Oberfinanzdirektion. 
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